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1. Sozialdemokratiſche Delegierte und ruſſiſche 
Sozialdemokraten. 


Eine Delegation nach der andern reiſt ſeit der berühmten 
engliſchen nach Rußland. Nach ihrer Rückkehr bringen die Mit⸗ 
glieder dieſer Delegationen in der Preſſe und in Verſammlungen 
Berichte über ihre Reiſe, und viele von ihnen behaupten, daß das 
Los der ruſſiſchen Arbeiter den Neid ihrer weſteuropäiſchen Ge⸗ 
noſſen erwecken müſſe: in Rußland befinde ſich alle Macht in den 
Händen der Arbeiterklaſſe, dort ſei eine ſozialiſtiſche Geſellſchaft im 
Entſtehen begriffen, die der Ausbeutung der Menſchen ein Ende 
bereite. Alle Arbeit komme den werktätigen Maſſen zugute. 


Den Arbeiterdelegationen gehören nicht ſelten auch Mitglieder 
der ſozialdemokratiſchen Partei und der freien Gewerkſchaften an. 
Die Bolſchewiſten bemühen ſich eifrig darum, Sozialdemokraten für 
die Delegationen zu gewinnen. Ein ſozialdemokratiſches Zeugnis 
iſt für ſie von ganz beſonderem Wert, denn wenn Sozialdemo⸗ 
kraten die Ueberzeugung gewinnen, daß die bolſchewiſtiſchen 
Methoden zur Machtergreifung des Proletariats und zum Siege 
des Sozialismus führen, ſo ſeien dieſe Methoden richtig, und 
den europäiſchen Arbeitern bleibe deshalb nichts anderes übrig, 
als der ſozialdemokratiſchen Partei, die ſie auf einen falſchen und 
ausſichtsloſen Weg führt, den Rücken zu kehren und ſich unter dem 
Banner des Kommunismus zu vereinigen. Nieder mit der Sozial⸗ 
demokratie, es lebe der Kommunismus! — das iſt die Schluß⸗ 
folgerung, die jene Delegierten den Arbeitern auf die Lippen 
drängen wollen. Sie fahren fort, ſich Sozialdemokraten zu nennen 
und behaupten gleichzeitig, daß es den Arbeitern im rückſtändigen 
Rußland dank dem Bolſchewismus gelungen ſei, die ſoziale Be⸗ 
freiung zu verwirklichen, um die ihre Genoſſen in den fortgeſchritte⸗ 
nen Ländern Europas und Amerikas noch heute vergeblich kämpfen. 
Können ſich die Bolſchewiſten einen größeren Triumph wünſchen?! 

7 


Muß aber bei diejer wunderbaren Bekehrung mancher Sozial⸗ 
demokraten zu den Dogmen des Kommunismus, die ſich nach 
einigen Wochen ihres Aufenthaltes in Sowjetrußland einſtellt, nicht 
der Gedanke bei ihnen auftauchen, daß es nicht nur in Europa, 
ſondern auch in Rußland Sozialdemokraten, und 
zwar nicht erſt ſeit geſtern, gibt? Die Anfänge der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Arbeiterpartei Rußlands reichen faſt drei Jahrzehnte 
zurück; es gibt nicht wenige ruſſiſche Genoſſen, die — gemeinſam mit 
den heutigen Bolſchewiſten — an der Gründung der Partei 
teilgenommen haben. Mehr noch: es gibt tauſende, die jahrelang 
einen ſelbſtloſen Kampf für die proletariſchen Intereſſen führten, 
die Streiks und Demonſtrationen organiſierten, propagandiſtiſch 


und agitatoriſch tätig waren, in den geheimen Druckereien revo⸗ 


lutionäre Literatur herſtellten, Aufſtände leiteten, Gewerkſchaften, 
Genoſſenſchaften und Arbeiterdelegiertenräte gründeten, Duma⸗ 
wahlen durchführten, in der Staatsduma auftraten — und dieſe 
ſozialdemokratiſche Tätigkeit mit endloſen Jahren 
illegaler Exiſtenz, mit Zuchthaus, Gefängnis und Ver⸗ 
bannung bezahlten. 


Wie konnte es denn plötzlich geſchehen, daß dieſe Leute, dieſe 
überzeugten Sozialdemokraten, die ihr ganzes Leben für die Inter- 
eſſen der Arbeiterklaſſe einſetzten, — die in Sowjetrußland auf⸗ 
gehende Sonne des Sozialismus nicht ſehen, die mit ihrem ſtrahlen⸗ 
dem Licht die Gäſte der Sowjetregierung blendet? Wie konnte 
es geſchehen, daß ſie, die mit der ruſſiſchen Arbeiterbewegung eng 
verbunden ſind, die neue Ordnung ablehnen, die angeblich die 
Ideale verwirklicht, um die ſie ihr ganzes Leben gekämpft haben? 
Wie konnte es geſchehen, daß hunderte, wenn nicht tauſende ſozial⸗ 
demokratiſcher Arbeiter, die den bitteren Kelch der zariſtiſchen 
Verfolgungen bis auf die Neige ausgekoſtet haben, es jetzt noch 
vorziehen, ihr Leben in den bolſchewiſtiſchen Gefängniſſen und in 
der Verbannung zu friſten, ſtatt den ruſſiſchen Kommuniſten zuzu⸗ 
jubeln, die das Ziel ihrer tiefſten Sehnſucht verwirklicht haben? 

Sollten etwa dieſe ruſſiſchen ſozialdemokratiſchen Arbeiter von 
der ruſſiſchen und ausländiſchen Bourgeoiſie „beſtochen“ ſein? Das 
ſcheinen aber merkwürdige Leute zu ſein, die ihre Freiheit, das 
Wohlergehen ihrer Frauen und Kinder und ſogar ihr Leben „ver⸗ 
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kaufen“), ſtatt den Poſten eines Kommiſſärs oder „roten Direktors“ 
zu bekleiden, die ihnen die Bolſchewiſten mit dem größten Ent⸗ 
gegenkommen einräumen würden, falls ſie ſich mit ihnen ſolidariſch 
erklären. Oder ſollten ſie ihre eigene Klaſſe „verraten“ und ſich in 
freiwillige „Lakaien der Bourgeoiſie“ verwandelt haben? Aber in 
der Zeit der größten Gefahr für Sowjetrußland, im Jahre 1919, 
als die konterrevolutionäre Armee Denikins ſich Moskau näherte, 
entſandte die ſozialdemokratiſche (menſchewiſtiſche) Partei ihre Mit⸗ 
glieder in die Reihen der roten Armee, damit ſie mit der Waffe in 
der Hand gegen die vordringende Bourgeoiſie kämpften. Gerade 
die ſozialdemokratiſche Partei und ihr unvergeßlicher Führer 
Martow haben nicht aufgehört, das internationale Proletariat 
zum Kampfe gegen die imperialiſtiſche Intervention und gegen die 
Blockade Sowjetrußlands, zum Kampfe um die Wiederherſtellung 
der Handelsbeziehungen mit Sowjetrußland, zum Kampfe um die 
wirtſchaftliche Unterſtützung und die diplomatiſche Anerkennung 
Rußlands aufzurufen. Auf dem letzten internationalen ſozialiſti⸗ 
ſchen Kongreß in Marſeille waren es gerade die Vertreter der 
ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei Rußlands, die gemeinſam mit 
Otto Bauer eine Entſchließung ausarbeiteten, die nochmals in 
kategoriſcher Form der Bourgeoiſie zurief: „Hände weg von 
Sowjetrußland!“ Die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei 
Rußlands lehnt ganz entſchieden jeden gewaltſamen Sturz der 
Sowjetregierung ab. Ihr einziges Biel ijt — die freie Orga⸗ 
nifation der Arbeiterklaſſe, eine Verſtändigung zwiſchen 
den ſozialiſtiſchen Arbeitern und den Kommuniſten auf der Grund⸗ 
lage eines Kompromiſſes, eine weitere Verſtändigung der geſamten 
Arbeiterklaſſe mit der Bauernſchaft ſowie eine allmähliche Demo⸗ 
kratiſierung der ruſſiſchen Staatsordnung. Das ſollen „Söldlinge 
der Bourgeoiſie“ ſein? Nur die Bolſchewiſten, die ſeinerzeit von 
den ruſſiſchen Sozialdemokraten gegen die Beſchuldigung in 
Schutz genommen wurden, daß ſie im Solde des deutſchen General⸗ 


„) Nicht gering iſt die Zahl der von den Bolſchewiſten erſchoſſenen 
Sozialdemokraten. Um nur einige von ihnen zu nennen, weiſen wir auf 
die Arbeiter Gorbatow (Sormow-Werke), Tuljakow (Suliner Werk), 
— Krakowetzki (Seſtrorezker Werke), Kalmykow (Roſtow a. D.) 
uſw. hin. 
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ſtabes ſtänden, können ſich zu einer ſolchen ungeheuerlichen Ver⸗ 
leumdung erniedrigen! 

Nein! Wenn die ruſſiſchen ſozialdemokratiſchen Arbeiter die 
Begeiſterung einiger Beſucher Sowjetrußlands nicht teilen, und, 
getreu ihren Ueberzeugungen, die ſchlimmſten Verfolgungen allen 
bolſchewiſtiſchen Segnungen vorziehen, ſo geſchieht das keineswegs, 
weil ſie „Söldlinge und Verräter“ ſind. In den Reihen der ruſſi⸗ 
ſchen Arbeiterklaſſe ſtehend, ſehen ſie offenbar in Rußland manches, 
was jene, die das ungeheure Land vier bis ſechs Wochen bereiſt 
haben, nicht ſehen wollen oder nicht ſehen können. Mußte das nicht 
jenen Delegierten, die nicht nur dem Namen nach, ſondern in der 
Tat Sozialdemokraten ſein wollen, zu denken geben? 


Was die ruſſiſchen ſozialdemokratiſchen Arbeiter ſehen und 
was die ausländiſchen Gäſte nicht ſehen — das 
ſoll der Inhalt der nachfolgenden Darlegun⸗ 
gen ſein. 


2. Weshalb ſind Delegationen notwendig? 


Im Bericht der deutſchen Arbeiterdelegationen*) wird gejagt, es 
ſei Zweck der Reiſe geweſen, Antworten auf folgende Frage zu 
erhalten: 

„Iſt Rußland wirklich das Land, in dem die Prinzipien von 
Marx und Engels in die Tat umgeſetzt werden?“ 

„Gibt es in Rußland einen Achtſtundentag?“ 

„Haben die Betriebsräte entſcheidenden Einfluß auf die Pro 
duktion?“ 

„Wie iſt die Lebenshaltung der ruſſiſchen Arbeiter?“ 

„Wer ſind die Leute, die an der Spitze der ruſſiſchen Arbeiter⸗ 
bewegung ſtehen?“ 

„Sind die Arbeiter frei oder werden ſie unterdrückt?“ 

Demnach war der Zweck der Reiſe der 58 deutſchen Arbeiter 
die Erforſchung der ſozialen und politiſchen Verhältniſſe ſowie der 
Lage und der Stimmungen der Arbeiterklaſſe in Rußland. Es 
fragt ſich, weshalb zur Beantwortung dieſer Fragen eine Expedi⸗ 
tion von einigen Dutzend Perſonen nach Rußland notwendig war? 


*) „Was ſahen 58 deutſche Arbeiter in Rußland?“ S. 14. 
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Wir wiffen, daß Arbeitervertreter auch nach anderen Ländern 
delegiert werden: nach Deutſchland, England, Frankreich, Belgien 
und der Tſchechoſlowakei. Aber ſie gehen dorthin, um ihre Klaſſen⸗ 

‘ folidarität darzutun, um an politifchen, gewerkſchaftlichen, genoſſen⸗ 
ſchaftlichen, kulturell⸗wiſſenſchaftlichen Kongreſſen oder Sportver⸗ 
anſtaltungen teilzunehmen oder aber um andere Länder, andere 
Menſchen und andere Sitten kennenzulernen. Mit einem Wort, 
ſie verfolgen dabei ein beſtimmtes praktiſches Ziel. Aber wem 
könnte es einfallen, eine Expedition von zirka 50 Arbeitern nach 
Deutſchland zu entſenden, um an Ort und Stelle zu erfahren, ob 
Deutſchland eine Republik oder eine Monarchie iſt? Oder nach 
England — um feſtzuſtellen, ob dort der Kapitalismus oder der 
Sozialismus herrſcht? Oder nach der Tſchechoſlowakei — um 
Aufklärung zu erlangen, ob die Arbeiter mit der jetzigen Regierung 
zufrieden ſind oder nicht? 

Um genaue Informationen über die ſozial⸗politiſche Struktur 
dieſer Länder, über die Lage und die Stimmungen der Arbeiter 
zu erhalten, ſind keine Delegationen erforderlich. Zu dieſem Zweck 
genügt eine eingehende (natürlich kritiſche) Prüfung des im Ueber⸗ 
fluß vorhandenen Materials. Bücher, Zeitſchriften, Zei⸗ 
| tungen, Bartei- und Verſammlungsberichte, Par⸗ 
| lamentswahlen und Parlamentsreden — das ijt 
| das Material, aus dem jeder Schlußfolgerungen ziehen kann. Da 
dieſes Material nicht einſeitig iſt, erfüllt es ſeinen Zweck vollauf. 
| Die Behauptungen der einen Partei werden denen der anderen 
| Partei gegenübergeſtellt. Jeder kann ſeine Meinung frei äußern | 
| — ſowohl die Feinde der Arbeiterklaſſe wie die Arbeiterklaſſe 
| ſelbſt —, jeder Teil der Arbeiterklaſſe im befonderen. Es erübrigt 
| fich, nach der Tſchechoſlowakei zu reifen, um dort zu erfahren, daß 


| die Sympathien der Arbeiter fic) mehreren Parteien zuwenden: 
| den deutſchen und den tſchechiſchen Sozialdemokraten, den Kommu⸗ 
| niften, den tſchechiſchen Nationalſozialiſten. Auf Grund der Wahl- 
ergebniſſe iſt auch das Stärkeverhältnis dieſer Parteien zueinander 
leicht feſtzuſtellen, ebenſo wie man aus der Preſſe erſehen kann, 
wie ſich der eine oder der andere Teil des Proletariats zu den 
einzelnen Tagesfragen ſtellt uſw. Allen deutſchen, franzöſiſchen, 
engliſchen und anderen Arbeitern iſt dieſes Material ohneweiters 
zugänglich. Nichts als Spott hätte man deshalb für den Sonder⸗ 


11 


ling übrig, dem es einfallen würde, eine Expedition nach der 
Tſchechoſlowakei auszurüſten, um zu erfahren, ob die Mehrheit der 
Arbeiter den Sozialdemokraten oder den Kommuniſten Gefolg⸗ 
ſchaft leiſtet. 

Weshalb ſind denn nun Expeditionen zur Erforſchung Sowjet⸗ 
rußlands notwendig, etwa in der gleichen Art, wie fie nach dem 
Innern Afrikas oder Aſiens entſendet werden, um die natürlichen 
Verhältniſſe und die ſoziale Struktur dieſer Länder zu erforſchen, 
die von der Kulturwelt durch eine hohe Mauer 
getrennt find?*) 

Die Antwort iſt klar: Auch Sowjetrußland iſt von 
der ganzen Welt durch eine Mauer getrennt und 
alles, was dort vorgeht, trägt den Stempel des Geheimnisvollen 
an ſich. Aber weshalb iſt es iſoliert? Handelt es ſich nur darum, 
daß die Bolſchewiſten von der ganzen Welt verleumdet werden 
und daß ihnen der Mund verſchloſſen iſt? Dieſe Erklärung konnte 
in früheren Jahren — zur Zeit der bewaffneten Intervention und 
der Blockade — glaubwürdig erſcheinen. Aber gegenwärtig be⸗ 
ſtehen in allen europäiſchen Ländern kommuniſtiſche Parteien, es 
wird eine umfangreiche kommuniſtiſche Literatur (Bücher, Zeit⸗ 
ſchriften, Zeitungen) herausgegeben, die in der Lage iſt, jeder 
angeblichen „Verleumdung“ und „Lüge“ der Sozialdemokratie die 
unverfälſchte bolſchewiſtiſche „Wahrheit“ gegenüberzuſtellen. Aber 
auch die Literatur der ruſſiſchen Bolſchewiſten ſelbſt, ihre Zeitungen, 
Bücher, Berichte, ſtatiſtiſchen Erhebungen uſw. finden Eingang in 
Europa. Darüber hinaus wird mit Hilfe bolſchewiſtiſcher Subſidien 
die für ſie beſonders wichtige Literatur auch in fremden Sprachen 


*) Es beſteht übrigens auch hier ein weſentlicher Unterſchied. An der 
Spitze der wiſſenſchaftlichen Expeditionen nach den unerforſchten Gebieten 
ſtehen in der Regel hervorragende Fachleute, die, ausgerüſtet mit allen 
Hilfsmitteln der Wiſſenſchckft, oft jahrelang in ihrem Forſchungsgebiet 
verweilen und trotzdem mitunter nur ſehr beſcheidene Reſultate erzielen. 
Viele „Arbeiterdelegierte“ jedoch, ausſchließlich auf ihr „proletariſches 
Gefühl“ bauend, ee. daß es möglich jei, während einer vier⸗ bis 
fünfwöchentlichen 2 Eiſenbahnzuge und im Auto ſich eine ein⸗ 
wandfreie Meinung r ein Land zu verſchaffen, das den ſechſten Teil 
der Erdoberfläche einnimmt, eine Bevölkerung von 150 Millionen zählt 
und erſt vor kurzem eine gewaltige revolutionäre Erſchütterung durch⸗ 
gemacht hat. 
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herausgegeben. Das Material zur Erforſchung Sow⸗ 
jetrußlands iſt alſo den europäiſchen Arbeitern 
leichter zugänglich als das Material jedes 
anderen Landes. Woher alſo dieſes Beſtreben, „mit eigenen 
Augen“ die Verhältniſſe in Sowjetrußland zu ſehen? 

Auch die Antwort auf dieſe Frage liegt auf der Hand. Wie 
reichhaltig das kommuniſtiſche Material auch iſt, es wirkt trotzdem 
nicht überzeugend, weil es einſeitig ift, weil in Rußland ſelbſt 
nur die Bolſchewiſten zu Worte kommen, weil ſie allein über 
Preſſe⸗, Verſammlungs⸗ und Organiſationsfreiheit verfügen. Wenn 
beiſpielsweiſe die Sozialdemokraten in Rußland dieſelben Frei⸗ 
heiten und Rechte genießen würden, wie die Kommuniſten in den 
meiſten europäiſchen Ländern — wäre es dann notwendig, Delega⸗ 
tionen nach Rußland zu entſenden, um die Frage zu klären, wem 
die Arbeiterklaſſe Gefolgſchaft leiſtet? Die Zahl der Organiſations⸗ 
mitglieder, die Höhe der Zeitungsauflagen und die Wahlergebniſſe 
würden darüber unzweideutig Aufſchluß geben! Aber die Sozial⸗ 
demokratie in Rußland iſt jeder Freiheit beraubt und zur Klärung 
dieſer Fragen müſſen Expeditionen nach Sowjetrußland entſandt 
werden. 

Der wahre Grund, weshalb die ſoziale und politiſche Struktur 
Sowjetrußlands, im Gegenſatz zu anderen Ländern, mit Hilfe von 
„Delegationen“ erforſcht werden muß, liegt demnach darin, daß in 
Sowjetrußland nicht nur die bürgerlichen, ſondern auch die 
proletariſchen Parteien“ der Freiheit der Rede, 
der Preſſe, der Verſammlungen und der Orga⸗ 
niſationen beraubt ſind und daß dieſe Freiheit einzig 
und allein für die Bolſchewiſten beſteht. 

Wir müſſen dieſe Schlußfolgerung im Auge behalten, denn 
ſie iſt äußerſt wichtig für die Klärung der ganzen Frage. 


*) Die Bolſchewiſten jagen freilich, daß die ruſſiſche Sozialdemokratie 
keine proletariſche Partei ſei, ſondern nur ein „Anhängſel der Bour⸗ 
evifie’. Aber fie behaupten ja dasſelbe von den ſozialdemokratiſchen 
Parteien der ganzen Welt, die in ihren Reihen Millionen von Arbeitern 
goin Es ijt deshalb anzunehmen, daß dieſes Argument für jene 
rbeiterdelegierten, die ſich zur Sozialdemokratie bekennen und die nach 
Rußland gehen, um u. a. zu ea 
find“, nicht ſtichhältig iſt. 


ren, ob die „ruſſiſchen Arbeiter frei 
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3. Was können die Delegationen in Sowjetrußland 
erfahren? 

Jeder Reiſende, der ſich nur kurze Zeit in einem Lande auf⸗ 
hält, kann leicht einen flüchtigen Eindruck von der Natur des 
Landes, von dem äußeren Bilde der Städte und Dörfer, von den 
Denkmälern uſw. gewinnen, aber nur in ſehr geringem Maße die 
Beziehungen zwiſchen den Menſchen und den Klaſſen kennenlernen. 
Es iſt ſchwer, die Lebensart und die Sitten eines Volkes und faſt 
unmöglich, die ſozialpolitiſchen Beziehungen unmittelbar mit dem 
Auge zu erfaſſen: die Beziehungen können nicht „geſehen“, ſie 
müſſen erforſcht werden. „Sehen“ kann man höchſtens Bruch⸗ 
teile von ihnen, aber welche Teile dem Beobachter zu Geſicht 
kommen, hängt ausſchließlich von der Umgebung ab, in der 
er ſich bewegt. 

In jedem anderen Lande gewinnt der Reiſende, wenn er ſich 
nicht abſichtlich von jeder Berührung mit anderen Geſellſchafts⸗ 
kreiſen fernhält, doch indirekt gewiſſe Eindrücke — auch außerhalb 
ſeiner unmittelbaren Umgebung — ſei es durch die Preſſe, durch 
Verſammlungen, Parlamentsdebatten uſw. In Rußland, wo 
niemand, außer den Kommuniſten, ſeine Meinung frei äußern darf, 
iſt das von vornherein ausgeſchloſſen. Sämtliche ſtaatliche Inſti⸗ 
tutionen, Armee, Wirtſchaft, Polizei, wiſſenſchaftliche Verbände, 
Univerfitäten, Gewerkſchaften, Genoſſenſchaften — alles befindet ſich 
in den Händen der Kommuniſten und wird von ihnen geleitet. Je 
freundlicher deshalb die Sowjetregierung ihre Gäſte empfängt, 
deſto ſtärker geraten ſie in die Gefangenſchaft der Bolſchewiſten, 
deſto ſchwerer können auch diejenigen unter ihnen, die aufrichtig 
und gewiſſenhaft die Wahrheit ergründen wollen, ſich der zärtlichen, 
aber zugleich zähen Umklammerung entziehen. 

Die engliſchen und deutſchen Delegierten heben beiſpielsweiſe 
beſonders hervor, daß fie ſel bſt darüber beſtimmt haben, wohin 


ſie gehen und was ſie beſichtigen wollten. Wir glauben es ihnen 
gerne. Aber auf welche Weiſe ſind ſie zu ihren „freien“ Ent⸗ 
ſchlüſſen gekommen? Sie berichten ſelbſt, daß ſie ſich mit ruſſiſchen 


„Freunden“, d. h. mit der örtlichen bolſchewiſtiſchen Obrigkeit, mit 
den Gewerkſchaftsführern uſw. darüber „berieten“. Mit anderen 


Worten: die Beſprechungen mit den Bolſchewiſten gaben ihnen 
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Hinweiſe, worauf fie ihre Aufmerkſamkeit zu lenken hatten. „Du 
glaubſt zu ſchieben und du wirſt geſchoben.“ 

Die Folge waren verſchiedene tragikomiſche Mißverſtändniſſe. 
So wünſchten die deutſchen Delegierten die in den Gefängniſſen 
eingeſperrten ruſſiſchen Sozialdemokraten zu ſehen. Mit großer 
Mühe fanden ſie zwei Sozialdemokraten im fernen Swerdlowſk 
(Jekaterinburg). Sie hatten keine Ahnung, daß in ihrer nächſten 
Nähe, einige Stunden von Moskau entfernt, 
Dutzende der bewährteſten Sozialdemokraten 
im Susdaler Gefängnis ſeit zwei oder drei Jahren 
ſchmachten.“) 

Offenbar hatten die bolſchewiſtiſchen „Freunde“, die ihren 
Gäſten die „freie“ Wahl der zu beſuchenden Gefängniſſe überließen, 
es nicht für notwendig erachtet, ihre Aufmerkſamkeit auf Susdal, 
oder auf Tobolſk, oder Werchne-Uralſk zu lenken, ganz abgeſehen 
von dem berüchtigten inneren Gefängnis der Politiſchen Staats⸗ 
verwaltung in Moskau und den zahlreichen Kellerräumen der 
Theta! 

Wir wollen noch einige Beiſpiele anführen, die deutlich zeigen, 
wie die Delegierten, die ein Land beſichtigen, das keine Freiheit 
kennt und in dem alle außer den Kommuniſten zum Schweigen 
verurteilt ſind, hinters Licht geführt worden ſind. 

Der Bericht der deutſchen Delegation beginnt mit einer be⸗ 
geiſterten Schilderung der Verhältniſſe in den Putilow⸗ 
Werken in Leningrad. Die Delegierten waren freilich äußerſt 
erſtaunt, daß alle Wahlen, darunter auch die Wahlen für den 
Betriebsrat, durch öffentliche Abſtimmung, durch Er⸗ 
heben der Hände, erfolgen. Es iſt ihnen doch bekannt, daß die Arbeiter 


*) Noch weniger konnten fie wiſſen, daß in Swerdlowſk die amore 
der gefangenen Sozialiſten unmittelbar vor ihrem Beſuch im Gefängni 
nach dem Keller der Politiſchen Staatsverwaltung (wie die Tſcheka jeßt 
genannt wird) geſchafft worden war. Das war auch den beiden Sozial⸗ 
demokraten nicht bekannt, mit denen ſich die Delegierten unterhielten: 
fie befanden fic) im Glauben, daß ihre Genoſſen nach einem anderen Ort 
transportiert worden waren (das Gefängnis in Swerdlowfk ift nur ein 
Etappengefängnis), und erſt als die Gefangenen drei Stunden nach 
dem Beſuch der Delegierten in die Gefängniszellen zurück⸗ 
eſchafft wurden, erfuhr man, welche Komödie die bolſchewiſtiſchen Be⸗ 
11 den vertrauensſeligen Delegierten vorgeſpielt hatten! 
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in der ganzen Welt für geheime Wahlen eintreten. Sie gaben 
jedoch ihre Bedenken ſofort auf, als ihnen ihre „ruſſiſchen Freunde“ 
erklärten: „Bei uns ſoll jeder offen und ehrlich bekennen, welcher 
Meinung er iſt!““) Sie ließen ſich nicht dadurch beirren, daß ſie 
von den ruſſiſchen Arbeitern eine Selbſtaufopferung verlangen, auf 
die fie für ihre eigene Perſon gerne verzichten. Es fiel den Dele- 
gierten weiter nicht auf, daß der ruſſiſche Arbeiter für ſein „offenes 
und ehrliches Bekenntnis“ zu den ſozialdemokratiſchen Anſchauun⸗ 
gen, die zumindeſt von einem Teil der Delegierten geteilt wurden, 
aus der Fabrik entfernt, in das Gefängnis geworfen oder nach den 
ſibiriſchen Einöden verbannt wird, wobei ſeine Familie dem Hunger 
und der Not preisgegeben wird. Das alles hinderte die Dele⸗ 
gation nicht, die „Ueberzeugung zu gewinnen“, wie ausgezeichnet 
die ſozialiſtiſchen Zuſtände in den Putilow⸗Werken ſeien und wie 
vorteilhaft die Zuſammenſetzung und die Funktionen des Betriebs⸗ 
rates in dieſem und in anderen ruſſiſchen Werken von denen der 
Betriebsräte in Weſteuropa abſtechen. 

Eine eigenartige Geſchichte ift aber dabei den deutſchen Dele- 
gierten zugeſtoßen. Sie haben es keineswegs vorausſehen können, 
daß einige Monate nach ihrem Beſuch derſelbe Betriebsrat, von 
dem ſie ſo begeiſtert waren, und daß dieſelben kommuniſtiſchen 
Arbeiter in den Putilow-⸗Werken, mit denen fie ſich unterhielten, 
zuſammen mit Sinowjew in der Oppoſition ſtehen werden! 
Sie konnten es nicht ahnen, daß dieſe in ihren Entſchließungen, im 
Gegenſatz zu den Behauptungen der deutſchen Gäſte, erklären wer⸗ 
den, daß in den Putilow-Werlen nicht ſozialiſtiſche, ſon⸗ 
dern kapitaliſtiſche Zuſtände herrſchen und daß. 
von einer rührenden Harmonie zwiſchen den Arbeitern, „roten 
Direktoren“, Ingenieuren uſw., über die ſie ſich in ihren Berichten 
jo begeiſtert ausfprachen, keine Rede fein könne! Wem fol man 
in dieſem Falle Glauben ſchenken? Den deutſchen Gäſten, die volle 
zwei Tage der Beſichtigung der Putilow⸗Werke widmeten, oder dem 
Betriebsrat, von dem ſie ſo begeiſtert waren und der einige Monate 
nach ihrer Abreiſe für ſeine Oppoſition gegen die Parteileitung 
auseinandergejagt und durch einen neuen erſetzt wurde, in gleicher 
Weiſe, wie alle anderen Partei- und Gewerkſchaftsinſtanzen im 


*) J. V. S. 20. 
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widerſpenſtigen Leningrad neu ernannt wurden? Dare 
aus allein ift zu erſehen, mit welchem Leichtſinn die deutſchen Dele⸗ 
gierten die Behauptung aufſtellten, daß die „Prinzipien von Marx 
und Engels“ in den Putilow⸗Werken verwirklicht wären und daß 
der Brief einer Gruppe der Putilowſchen Arbeiter, der am 
8. Jänner 1925 im Berliner „Vorwärts“ erſchien und der auf die 
Rechtloſigkeit der ruſſiſchen Arbeiter hinwies, den Tatſachen nicht 
entſpräche. Die leichtſinnigen „Gäſte“ haben die wahre Meinung 
weder der Arbeitermaſſen, noch der Kommuniſten in den Putilow⸗ 
Werken über die Verwirklichung des Sozialismus in Rußland 
gehört, noch hören können, denn eine Redefreiheit gibt es in Ruß⸗ 
land weder für die Nichtkommuniſten, noch für diejenigen Kommu⸗ 
niſten, die nicht in allen Fragen mit der zentralen Leitung über⸗ 
einſtimmen. Und nur wenn die in der kommuniſtiſchen Partei 
ſelbſt vorhandene Unzufriedenheit in ſtürmiſchen „Diskuſſionen“ 
und heftigen Zuſammenſtößen zum Ausbruch kommt, nur dann 
wird es klar, wie falſch das Bild iſt, das die leichtgläubigen Reiſen⸗ 
den in aller Eile entworfen haben. 

Nehmen wir ein anderes Beispiel. Die deutſchen Delegierten 
heben immer wieder hervor, wie ſehr die ruſſiſchen Arbeiter ihre 
kommuniſtiſchen Führer „lieben“, wie ſehr ſie „an ihnen hängen“. 
Was ſehen wir in der Tat? Als die deutſche Delegation ſich in 
Leningrad befand, „liebten“ die Leningrader Arbeiter Sinowjew, 
Safarow, Glebow⸗Awilow, Jewdokimow uſw. Die Delegation 
reiſte ab. Die genannten Führer wurden nach einigen Monaten 
wegen ihrer Oppoſition gegen die Parteileitung als Aufwiegler und 
Menſchewiſten erklärt; Sinowjew wurde von ſeinem Poſten als 
Vorſitzender des Leningrader Rats entfernt, ſeine Anhänger wur⸗ 
den gleichfalls ihrer Poſten enthoben und für die leitenden Stellen 
Leningrads wurden neue Perſonen aus den Reihen ihrer Gegner 
ernannt. Wenn die deutſche Delegation einige Monate ſpäter in 
Leningrad eingetroffen wäre, ſo könnte ſie erzählen, wie die Ar⸗ 
beiter gegen Sinowjew und ſeine Anhänger aufgebracht ſind und 
wie ſie an der neuen Obrigkeit „hängen“, die von der ſiegreichen 
Mehrheit ernannt worden iſt! Iſt denn in Moskau nicht das 
gleiche geſchehen? Als die Delegation dort weilte, „liebten“ die 
Arbeiter Kamenaw. Von ihm erhielten auch die Delegierten Auf⸗ 
ſchluß über die bolſchewiſtiſche Politik gegenüber der Bauernſchaft. 
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Einige Monate ſpäter erklärte jedoch die Mehrheit des kommuni⸗ 
ſtiſchen Kongreſſes, daß Kamenew gerade in dieſer Frage mit der 
Partei nicht übereinſtimme. Er wurde deshalb aus dem Polit⸗ 
büro entfernt, ſeines Poſtens als Vorſitzender des Arbeits⸗ und 
Verteidigungsrats enthoben und die nächſtfälligen „Gäſte“ der 
Sowjetregierung werden berichten müſſen, daß die Moskauer Ar⸗ 
beiter nicht mehr Kamenew, ſondern Uglanow, Stalin, Molotow 
! uſw. „lieben“! 
\ Alle dieſe ſcherzhaften Intermezzi beweiſen, daß Reiſende „mit 
eigenen Augen“ die Schönheiten der Natur, verſchiedene Anſtalten, 
Kunſtwerke und ſonſtige greifbare Dinge ſehen können, daß es aber 
unendlich ſchwer für ſie iſt, in das Weſen der ſozialpolitiſchen 
Prozeſſe eines Landes einzudringen, auch in dem Falle, wenn dieſer 
Prozeß ſich unmittelbar unter den Augen der wißbegierigen 
Beobachter vollzieht. Aber ganz beſonders ſchwer iſt es, in dieſe 
Probleme einzudringen in einem Lande, wo nur diejenigen ihre 
Meinung frei äußern können, die mit den Machthabern in allem 
übereinſtimmen und die ſich ihnen widerſpruchslos unterordnen. 
Aber gerade die verſchiedenartige Auffaſſung des Weſens dieſer 
ſozialpolitiſchen Prozeſſe bildet ja den Kern der Frage, die die 
Sozialiſten von den Kommuniſten trennt! Die Delegationen gehen 
doch nicht nach Rußland, um den weſteuropäiſchen Arbeitern von 
den Schönheiten der Krim oder der Heilkraft der kaukaſiſchen 
Mineralquellen zu berichten, ſondern um zu erfahren, wie ſich die 
bolſchewiſtiſche Politik zu den „Prinzipien von Marx und Engels“ 
verhält! 

Es iſt klar: je ſchwerer die ſozialpolitiſchen Verhältniſſe in 
Rußland zu erforſchen ſind, deſto wichtiger iſt es, daß die Delega⸗ 
tionen, die nach Rußland reiſen, erſt das geſamte vorhandene 
Material ſtudieren und im voraus einen beſtimmten Plan aus⸗ 
arbeiten, um ihre Zeit nicht mit feierlichen Empfängen, Paraden 
und flüchtigen Beſichtigungen unnütz zu vergeuden und um dar⸗ 
über im klaren zu ſein, wie und wo die Antwort auf die ſie inter⸗ 
eſſierenden Fragen zu ſuchen ſei. Damit ſtehen wir vor einer neuen 
und einer für den — wenn auch nur beſcheidenen — Erfolg der 
Delegation wichtigen Frage. 
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4. Lleberfeger und Sachverſtändige. 


Die Ueberſetzerfrage iſt keineswegs eine rein techniſche Frage. 
Es handelt ſich nicht bloß darum, daß die Delegierten der ruſſiſchen 
Sprache nicht mächtig ſind und nicht bloß um die Zuverläſſigkeit 
der bolſchewiſtiſchen Ueberſetzer. Man muß dabei die Begleit⸗ 
umſtände im Auge behalten. Die ruſſiſchen Arbeiter, die dem 
Bolſchewismus kritiſch gegenüberſtehen, ziehen es aus den oben⸗ 
genannten Gründen vor, Unterhaltungen über Rußland zu ver⸗ 
meiden, umſomehr, wenn ſie mit Leuten zu tun haben, die als 
Gäſte der bolſchewiſtiſchen Regierung, unter denen ſich bekanntlich 
auch Kommuniſten befinden, zu ihnen kommen. Die Anweſenheit 
eines von den Bolſchewiſten ernannten Ueberſetzers läßt ſie vollends 
verſtummen: ſtatt einer aufrichtigen ſachlichen Antwort erhalten 
die Delegierten von ihnen die offizielle Meldung: „Alles in 
Ordnung“. 

Deshalb iſt es überaus wichtig, daß die Delegation die Ueber⸗ 
ſetzer nach eigenem Ermeſſen auswählt, und zwar unter den Per⸗ 
ſonen, die in keiner Verbindung mit den Bolſchewiſten ſtehen. 
Unter den in Rußland herrſchenden Verhältniſſen wird es der 
Delegation in allen Fällen nur ſchwer gelingen, mehr oder weniger 
freimütige Antworten zu erhalten. Aber zu irgend einem — wenn 
auch noch jo beſcheidenem — Ergebnis würde die Delegation in dem 
Falle doch kommen, wenn die Ueberſetzer gleichzeitig auch Sach ⸗ 
verſtändige wären, die mit dem Fragenkomplex, der für die 
Arbeiterdelegation von beſonderem Intereſſe iſt, gut vertraut find. 
Wenn die Delegation ſolche ſachkundige Ueberſetzer zur Seite hätte, 
würde ſie nicht in ſolche komiſche Situationen, wie die oben ge⸗ 
ſchilderten geraten. Sie würde den Einflüſterungen ihrer bolſche⸗ 
wiſtiſchen „Freunde“ weniger Gehör ſchenken und ſich kritiſcher 
gegenüber ihren Mitteilungen verhalten; ſie wüßte, wie und wo 
die Wahrheit über die ſie intereſſierenden Fragen zu erfragen iſt, 
und auf dieſe Weiſe beſtimmtes Material für eine ſelbſtändige Be⸗ 
urteilung der Sachlage erhalten. 

Die engliſchen und deutſchen Delegierten haben beiſpielsweiſe 
eine Menge Zahlenmaterial über die glänzenden wirtſchaftlichen 
Erfolge Sowjetrußlands mitgebracht. Um zu dieſem Material zu 
gelangen, war es im Grunde nicht notwendig, eine ſo weite Reiſe 
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zu unternehmen: dieſes Material konnte die Delegation auch bei 
ſich zu Hauſe auf Grund der zahlreichen Veröffentlichungen der 
Sowjetregierung zuſammenſtellen. Wenn ihr jedoch Berater zur 
Seite ſtehen, die mit dem ruſſiſchen Wirtſchaftsleben und vor allem 
mit der bolſchewiſtiſchen ökonomiſchen Literatur, mit ihren 
Büchern, Zeitſchriften, Zeitungen, ſtatiſtiſchen Angaben, offiziellen 
Berichten und Beſtimmungen der verſchiedenen Inſtitutionen ver⸗ 
traut ſind, ſo könnten ſie die Delegierten darauf hinweiſen, was 
in den erhaltenen Angaben einſeitig, was übertrieben oder ent⸗ 
ſtellt iſt, was von den Bolſchewiſten ſelbſt bereits widerlegt oder 
weſentlich korrigiert worden iſt. Sie könnten mit Leichtigkeit eine 
Reihe von Fragen für die Delegation formulieren, die ſie über die 
literariſchen Quellen, die dieſe Probleme behandeln, aufklären, und 
könnten ihre Aufmerkſamkeit auf Erſcheinungen lenken, an denen 
ſie ſonſt achtlos vorübergehen würden. Sie würden ihnen eine 
kritiſche Stellungnahme gegenüber dem erhaltenen Material 
erleichtern, damit ſie nicht wieder vertrauensſelig Angaben ver⸗ 
öffentlichen, die mitunter von den Bolſchewiſten ſelbſt widerlegt 
worden ſind. Was die Fragen der Gewerkſchaftsbewegung, der 
Sozialpolitik, des Arbeitslohnes, der Lebenshaltung der Arbeiter, 
der Volksaufklärung, der Kinderfürſorge uſw. betrifft, fo könnte 
ein ſachkundiger Ueberſetzer hierbei der Delegation unſchätzbare 
Dienſte leiſten. 

Die Delegation iſt ſelbſtredend nicht gezwungen, alle Dinge 
mit den Augen ihres ſachkundigen Ueberſetzers zu betrachten. 
Seine Aufgabe beſteht freilich auch nicht darin, der Delegation 
ſeine Anſichten aufzudrängen, er muß vielmehr ihre Aufmerkſam⸗ 
keit auf die Erſcheinungen lenken, die ſonſt unvermeidlich aus ihrem 
Geſichtspunkte verſchwinden, damit ſie mit ruhigem Gewiſſen ſagen 
könnte, daß ihre Folgerungen ſich nicht auf einſeitige „Eindrücke“ 
ſtützen, ſondern auf den gewiſſenhaften Verſuch, die ſie intereſſie⸗ 
renden Fragen nach allen Richtungen hin zu ſtudieren. Deshalb 
dürfte eine kritiſche Stellungnahme des Sachverſtändigen 
gegenüber dem bolſchewiſtiſchen Regime der Unterſuchung ſelbſt 
kaum abträglich ſein: ſie kann vielmehr nutzbringend und unent⸗ 
behrlich ſein, ſoweit ſie zur Aufklärung der Fragen beiträgt, die die 
Arbeiterdelegationen veranlaſſen, nach Rußland zu gehen: in der 
Tat, was haben die Errungenſchaften der Bolſchewiſten für einen 
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Wert, wenn fie einer kritiſchen Stellungnahme der Fragen nicht 
gewachſen ſein ſollen? 

Allerdings muß die kritiſche Stellungnahme der Sachver⸗ 
ſtändigen eine revolutionär⸗ſozialiſtiſche ſein. Der Sachverſtändige 
muß auf demſelben proletariſchen Klaſſenſtandpunkt ſtehen, wie 
die Arbeiterdelegierten und muß die Tatſachen und Verhältniſſe 
ebenſo vom Standpunkte der Befreiung der Arbeiterklaſſe be⸗ 
trachten, wie die Arbeiterdelegierten. Anderenfalls werden ſie 
einander nicht verſtehen, ſie werden ihr Intereſſe entgegengeſetzten 
Dingen zuwenden und ihre Hauptaufmerkſamkeit auf entgegen⸗ 
geſetzte Erſcheinungen lenken. 

Als geeignetſte Ueberſetzer und Sachverſtändige 
kommen aus dieſem Grunde für die ſozialdemokratiſchen Arbeiter, 
die zu Studienzwecken nach Rußland gehen, die ruffifden 
Sozialdemokraten in Betracht, die auf demſelben grund⸗ 
ſätzlichen Boden ſtehen und oft auch der ſozialdemokratiſchen Partei 
des Landes angehören, in dem ſie ſich aufhalten.“) Aber die 
Bolſchewiſten find am wenigſten geneigt, gerade die ruſſiſchen 
Sozialdemokraten als Sachverſtändige und Ueberſetzer zuzulaſſen. 
In dieſer Beziehung iſt die Geſchichte der nicht ſtattgefun⸗ 
denen Reiſe der Vertreter der Bergarbeiter ⸗ 
Internationale beſonders lehrreich. 


Dieſer Delegation, über deren Reiſe ſeit dem Sommer 1925 
verhandelt wurde, ſollten Vertreter der engliſchen, belgiſchen, 
deutſchen und polniſchen Gewerkſchaften angehören. Auf Beſchluß 
des deutſchen Verbandes ſollte der ruſſiſche Sozialdemokrat Dr. 
Bienſtock die Delegation als Sachverſtändiger und Ueberſetzer 
begleiten. Die Sowjetregierung verweigerte ihm die Einreiſe 
nach Rußland, weil er angeblich „ſich während des Bürgerkrieges 
aktiv an dem Kampfe gegen die Sowjetregierung beteiligt hatte“. 


„) Die Rolle der Ueberſetzer und Sachverſtändigen können allerdings 
nur jene ruſſiſchen Sozialdemokraten übernehmen, 0 5 015 Repreſſalien 
von ſeiten der Bolſchewiſten zu m haben, d. h. die ſogenannten 

„Emigranten“, die infolge ihrer fogia 3 Tutte aus 7 
land aus gewieſen worden ſind. n ſelbſtredend volle Be 
wegungsfreiheit im Verein mit Pte — Hu Kat freie Nader 
nach dem Auslande garantiert werden. 
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Dieſe jefuitifche Formulierung ſollte den Eindruck erwecken, als 
ob Bienſtock am Bürgerkriege an der Seite der Weißgardiſten 
teilgenommen habe — in Wirklichkeit beſtand ſein „aktiver Kampf“ 
darin, daß er nicht aufgehört hatte, Sozialdemokrat zu ſein. Der 
deutſche Verband proteſtierte gegen die Ablehnung Bienſtocks und 
erhielt von der Zentralleitung des ruſſiſchen Bergarbeiterver⸗ 
bandes die Antwort, daß jedem anderen Ueberſetzer die Einreiſe 
vorausſichtlich geſtattet werden würde. Da die deutſchen Genoſſen 
keinen Konflikt wegen einer einzelnen Perſon herausfordern 
wollten, ſchlugen ſie als Begleiter einen anderen ruſſiſchen Sozial⸗ 
demokraten vor, und zwar den Gen. Schwarz, einen der beſten 
Kenner der Gewerkſchaftsbewegung und der Sozialpolitik in Ruß⸗ 
land. Schwarz konnte man keineswegs unter dem Vorwande, 
daß er an dem Bürgerkriege an der Seite der Weißgardiſten teil⸗ 
genommen habe, ablehnen, da er freiwillig, auf Grund eines Be⸗ 
ſchluſſes ſeiner (der menſchewiſtiſchen) Partei in die Reihen der 
roten Armee während des Bürgerkrieges eingetreten war. 
Nach einigen Monaten verlegenen Schweigens teilte die Zentral⸗ 
leitung des ruſſiſchen Verbandes mit, daß trotz ihrer „Befür⸗ 
wortung“ die Sowjetregierung die Genehmigung zur Einreiſe des 
Gen. Schwarz verſagt habe, da er angeblich „wegen ſeiner kon⸗ 
ter revolutionären Tätigkeit verurteilt ſei“. Das 
war eine offenkundige Lüge, denn Gen. Schwarz iſt nie vor einem 
bolſchewiſtiſchen Gericht geſtanden. Auf Beſchluß der Tſcheka 
ſollte er zuſammen mit 40 anderen Sozialdemokraten nach Sibi⸗ 
rien verbannt werden. Durch einen ſiebentägigen Hungerſtreik 
und unterſtützt von den Proteſten vieler ausländiſcher ſozialiſtiſcher 
Parteien haben die Opfer der tſchekiſtiſchen Willkür (unter denen 
ſich auch der Gerjaffer dieſer Broſchüre befand) es erreicht, ſtatt 
in die Verbannung für denſelben Zeitraum ins Ausland reiſen zu 
dürfen. Dieſe Friſt iſt für Gen. Schwarz längſt abgelaufen. Die 
Ausweiſung des Gen. Schwarz und der anderen Genoſſen wurde 
in dem Beſchluß der Tſcheka keineswegs mit ihrer angeblichen 
„konterrevolutionären Tätigkeit“, ſondern offen und ungeniert mit 
ihrer aktiven Tätigkeit als Sozialdemokraten begründet. 

Die Somjetregierung vereitelte die Reiſe der Delegation der 
Bergarbeiter⸗Internationale nur, um die Beteiligung eines 
einzigen ruſſiſchen Sozialdemokraten an der Studienreiſe zu 
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verhindern!“) Was befürchtete die Sowjetregierung denn? Daß 
die Genoſſen Bienſtock oder Schwarz Bomben werfen, einen Auf⸗ 
ſtand organiſieren oder die Maſſen zum Sturm gegen die bolſche⸗ 
wiſtiſche Diktatur führen würden? Nein! Sie befürchtete — und 
zwar nicht ohne Grund —, daß die Anweſenheit eines Sachver⸗ 
ſtändigen, der mit den Verhältniſſen und den die Delegation inter⸗ 
eſſierenden Fragen vollkommen vertraut iſt, die Delegation in⸗ 
ſtand ſetzen werde, die wahre Sachlage zu durchſchauen und tiefer 
in das Weſen der in Rußland vor ſich gehenden ſozialpolitiſchen 
Prozeſſe einzudringen. Und ſie zog es deshalb vor, dieſe Dele⸗ 
gation nicht zuſtande kommen zu laſſen und bewies damit, daß 
ſie nur an ſolchen Delegationen intereſſiert iſt, die auf Treu und 
Glauben, ohne jede Kritik alles hinnehmen, was ihnen die kommu⸗ 
niſtiſchen „Freunde“ zeigen oder erzählen. Dürfen ſich aber 
ſozialdemokratiſche Arbeiter in eine ſolche unwürdige Situation 
bringen laſſen? 

Das müßten die Arbeiter, die zu Studienzwecken nach Ruß⸗ 
land gehen und über das Geſehene ihren Klaſſengenoſſen ſpäter 
Bericht erſtatten, ſtändig im Auge behalten. 


5. Rußland — das Land der Revolutionen. 


Es iſt leicht begreiflich, daß jeder europäiſche Arbeiter, der 
nach Rußland geht, von einem inneren Hochgefühl erfüllt, geneigt 
iſt, alles in roſigem Lichte zu ſehen und die Stimme der kritiſchen 
Vernunft unwillkürlich unterdrückt. 

Schon die äußeren Umſtände der Reiſe tragen zu dieſer Auf⸗ 
faſſung bei. Wie im Märchen hebt ſie den Arbeiter aus dem 


*) Es fei dabei erwähnt, daß die Berliner Sowjetbotſchaft auch dem 
bekannten Mitglied der belgiſchen ſozialdemokratiſchen Partei Pierard, 
der die belgiſchen Arbeiter begleiten ſollte, das 12 zur Einreiſe nach 
Rußland verweigerte. In der Botſchaft wurde ihm offen erklärt, daß 
ſein Geſuch „aus politiſchen Gründen“ abgelehnt worden ſei. — Aehnlich 
verhinderte man die Delegation der Sozialiſtiſchen Jugendinternationale, 
die gewiſſe Bedingungen geſtellt hat, die jedem objektiven Beurteiler 
billig erſcheinen müſſen. — Der Genoſſe Akſamit (Teplitz⸗Schönau) 
hatte erklärt, er wolle an der Delegation der tſchechoſlowakiſchen Arbeiter 
teilnehmen, wenn man ihm geſtatte, ſtatt ſechs Wochen ſechs Monate 
gu bleiben und als Bergarbeiter 2 einen Unterhalt zu ver⸗ 
dienen. Daraufhin wurde Akſamit die Teilnahme verweigert. 


28 


großen Alltag mit feiner eintönigen Arbeit und jeinen Sorgen 
heraus und verſetzt ihn in ein Zauberland, wo alles zu ſeinen 
Dienſten ſteht, wo er als Ehrengaſt der Regierung weilt, wo er 
bereits an der Grenze mit großen Ehrenbezeugungen empfangen 
wird, wo ſein Aufenthalt ſich zu einer endloſen Kette von feier⸗ 
lichen Reden, Militärparaden, Feſteſſen, Demonſtrationen, Bei⸗ 
fallskundgebungen, Autofahrten, Salonwagen, Sonderzügen und 
Naturbetrachtungen geſtaltet. Es gehört eine große Doſis Selbſt⸗ 
beherrſchung dazu, ſich durch dieſe plötzliche Wandlung nicht ver⸗ 
wirren zu laſſen. 

Es handelt ſich jedoch nicht allein um die Atmoſphäre der 
ununterbrochenen Ehrenkundgebungen und Feſtlichkeiten, die von 
der Sowjetregierung für ihre Gäſte künſtlich geſchaffen wird. Schon 
bei ihrer Einreiſe nach Rußland ſtoßen die Arbeiterdelegierten auf 
eine ganze Reihe Erſcheinungen, die Rußland in einem weſentlich 
anderen Lichte, als ihr Heimatland, zeigen. 

Aus einem Trümmerhaufen baut Rußland ſeine Wirtſchaft 
auf. Aus dem tiefſten Falle erhebt es ſich wieder, und dieſes Ge⸗ 
fühl des Emporſteigens, der Ueberwindung der tiefſten Verfalls⸗ 
periode, verleiht der ruſſiſchen Volksſtimmung eine beſondere 
Färbung. Die unbeſchränkten Machthaber von geſtern — die 
Zaren und Großfürſten, der Hof, der Adel, die Großbourgeoiſie 
— ſind von der Bildfläche verſchwunden. Die hohen und höchſten 
Poſten in der Regierung und in der Armee, in der Verwaltung 
und in der Wirtſchaft werden von den Vertretern der Volksmaſſen 
bekleidet, von früheren Arbeitern und Bauern in Bluſen und 
Schaftſtiefeln. Ihr Aeußeres, ihre geiſtigen Intereſſen, ihre 
Lebenshaltung, ihre Sitten und Sprache — das alles bezeugt ihre 
Abſtammung aus der ſozialen Schicht, zu der auch die ausländiſchen 
Delegierten gehören. Während jedoch die Delegierten in ihrer 
Heimat nur winzige Rädchen im gewaltigen Staats⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsmechanismus ſind, ſtehen in Rußland die Arbeiter und 
Bauern von geſtern an der Spitze des politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Lebens. Vieles, was ſie tun, iſt mitunter ſchlecht, ungeſchickt, 
ſinnlos. Mag ſein! Dafür iſt ihnen aber die Möglichkeit zum 
„ſchöpferiſchen Wirken“ gegeben, die den Arbeitern in den anderen 
Ländern Europas fehlt. Und da ſich alles noch im Chaos befindet, 
alles erſt neu hergeſtellt und errichtet wird, ſo tragen die ent⸗ 
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ſtehenden Probleme einen äußerſt großzügigen Charakter; es wer- 
den Fragen im weltumfaſſenden „planetariſchen“ Umfange geſtellt, 
kühne Beſchlüſſe gefaßt und weitgehende Perſpektiven aufgerollt. 
Welcher Gegenſatz zu dem grauen Alltag, zu dem engen Inter⸗ 
eſſenkreis, in dem Millionen europäiſcher Arbeiter zu leben ge⸗ 
zwungen ſind! Wie können ſie anders als mit der größten Be⸗ 
geiſterung das märchenhafte Land begrüßen, wo der, der früher 
„ein Nichts geweſen“, jetzt „Alles“ geworden iſt! Müſſen da die 
Arbeiter nicht dieſes Land gegen jeden Verſuch der adligen und 
bürgerlichen Konterrevolution, das Rad der Geſchichte zurückzu⸗ 
drehen, mit ihren eigenen Leibern verteidigen? 


Dieſe Gefühle der ausländiſchen Arbeiter gegenüber Ruß⸗ 
land ſind nicht nur leicht verſtändlich, ſondern auch durchaus 
begründet. In der Tat: Rußland hat ſoeben eine gewaltige 
Revolution durchgemacht, die eine Bevölkerung von 150 Millionen 
aufgerüttelt, die manche ſozialen Schichten von Grund aus ver⸗ 
nichtet, andere dagegen emporgehoben hat. Ein befreiender Revo⸗ 
lutionsſturm iſt über das Land hinweggebrauſt, der vieles Ueber⸗ 
lebte und Verfaulte weggefegt und Rußland mit einem neuen be⸗ 
lebenden Hauch erfüllt hat. Die Revolution und ihre Errungen⸗ 
ſchaften ſollen auch eine anziehende Wirkung auf jeden revolutio⸗ 
nären Arbeiter ausüben und müſſen von ihm vor allen Angriffen 
geſchützt werden. 


Aber darauf darf ſich der ſozialiſtiſche Arbeiter nicht be⸗ 
ſchränken. Damit allein iſt ihm noch nicht die Antwort auf die 
wichtigſte Frage gegeben, um deretwillen er nach Rußland reiſt: 
Wird dort der Sozialismus in die Tat umgeſetzt? Wird der Auf⸗ 
bau des Sozialismus von der bolſchewiſtiſchen Diktatur gefördert? 
Sind die bolſchewiſtiſche Politik und ihre Methode vom Stand⸗ 
punkte der Befreiung der Arbeiterklaſſe richtig? Die Revolution 
hat nicht nur eine Vergangenheit und eine Gegenwart, ſie hat auch 
eine Zukunft. Wie wird ſich dieſe Zukunft bei der weiteren Ent⸗ 
wicklung der bolſchewiſtiſchen Diktatur und der bolſchewiſtiſchen 
Politik geſtalten? Dieſe Frage iſt für jeden ſozialiſtiſchen Arbeiter 
von weitgehender Bedeutung. Mit der Begeiſterung für die Revo⸗ 
lution und dem Entſchluß, ſie vor den reaktionären Kräften der 
Vergangenheit zu ſchützen, iſt dieſe Frage noch nicht gelöft. 
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Angenommen, daß vor 130 bis 135 Jahren, zur Beit der 
großen franzöſiſchen Revolution, eine Delegation deutſcher Ar⸗ 
beiter nach Frankreich gereiſt wäre. Sie hätte dort ungefähr das⸗ 
ſelbe gefunden, wie jetzt die Arbeiterdelegationen in Rußland: eine 
vom Hauch der Revolution geſättigte Atmoſphäre, eine gewaltige 
Verſchiebung des Beſitzes aus den Händen einer ſozialen Schicht 
in die einer anderen, einen ſtarken Umſchwung in der Lebens⸗ 
haltung und in den Sitten; einfache Leute aus dem Volke, die dort 
ſitzen, wo noch vor kurzem Könige, Ariſtokraten und Finanz⸗ 
gewaltige ſaßen und — begeiſterte Parolen: „Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit“. Und doch wiſſen wir, daß aus dieſer revolu⸗ 
tionären Erſchütterung keine Geſellſchaft freier und gleicher Men⸗ 
ſchen und Brüder hervorgegangen iſt, ſondern eine bürgerliche, 
kapitaliſtiſche Geſellſchaft, in der von Gleichheit keine Rede ſein 
kann, in der ſtatt des Freiheitsideales ökonomiſche Abhängigkeit 
der werktätigen Maſſen herrſcht und das Wort Brüderlichkeit wie 
Hohn klingt. Wir wiſſen jetzt, daß aus den Reihen der damaligen 
Sansculotten, die vor 130 Jahren die Begeiſterung der deutſchen 
Arbeiterdelegation erweckt hätten, nicht nur neue Kapitaliſten, 
ſondern auch neue Herzoge, Fürſten und Grafen am Hofe Napo⸗ 
leons hervorgegangen ſind, daß der ſozialpolitiſche Aufſtieg dieſer 
Leute keineswegs die Macht in die Hände der werktätigen Maſſen 
legte, aus denen fie hervorgegangen waren. Ihr Auffſtieg bedeutete 
vielmehr die allmähliche Trennung von dieſen Maſſen, das Ent⸗ 
ſtehen einer neuen Herrſcherſchichte, einer neuen Ausbeuterklaſſe. 

Die damaligen Arbeiter hatten vollkommen recht, als ſie mit 
ihrem Leibe die franzöſiſche Revolution vor dem Anſturm der 
inneren Reaktion und vor den Angriffen der vereinigten Fürſten, 
des Adels und der Kapitaliſten verteidigten, genau ſo wie die 
jetzigen Arbeiter recht haben, wenn ſie Sowjetrußland vor den 
Angriffen der Konterrevolution ſchützen. Aber das gibt noch 
keineswegs die Antwort auf die Frage, ob die ruſſiſche Revolution 
nicht demſelben Ende entgegengeht, wie die franzöſiſche und ob 
nicht gerade die bolſchewiſtiſche Politik zu dieſem Ende führt. Das 
ſozialiſtiſche Proletariat kann deshalb nicht oft und eindringlich 
genug den Konterrevolutionären, Imperialiſten und Kapitaliſten 
zurufen: „Hände weg von Sowjetrußlandl“ Aber ehe 
man darangeht, die bolſchewiſtiſche Politik zu billigen, den Weg, 
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auf den fie die ruſſiſchen Arbeiter führt, als den direkten Weg zum 
Sozialismus anzuerkennen und dem Proletariat der ganzen Welt 
zu empfehlen, die ſozialdemokratiſchen Methoden 
abzulehnen, muß die wirkliche Sachlage in Rußland nach allen 
Seiten hin unterſucht, die tief unter der Oberfläche wurzelnden 
geſellſchaftlichen Prozeſſe geprüft, das Stärkeverhältnis der ſozialen | 
Kräfte erforscht und die Tendenzen ihres Kampfes und die durch 
ihn bedingte ſozialpolitiſche Entwicklung erkannt werden. 
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II. 
Die nationaliſierte Induſtrie. 


1. Vor der Proklamierung der neuen Wirtſchafts- 
politik (Nep). 


Bis zum Jahre 1921 waren die Bolſchewiſten beſtrebt, die 
ruſſiſche Volkswirtſchaft im „kommuniſtiſchen Sinne“ zu geſtalten. 
Alle induſtriellen Unternehmungen bis auf die kleinſten, der ge⸗ 
ſamte Handel bis auf die Marktſtände, alle Häuſer bis auf die 
kleinſte Hütte — jollten „nationaliſiert“ und „munizipaliſiert“ 
werden. Jeder Handel wurde unterſagt. Sämtliche Gebrauchs⸗ 
artikel wurden nur auf Karten ausgegeben. Die Bauern durften 
nur das „Notwendigſte“ an Nahrungs⸗ und Futtermitteln für ſich 
und ihr Vieh zurückbehalten, alle „Ueberſchüſſe“ mußten an den 
Staat abgeliefert werden. 


Als Folge dieſer „kommuniſtiſchen“ Politik trat eine voll⸗ 
kommene Stockung des Wirtſchaftslebens ein. Die Induſtrie war 
lahmgelegt: ſo betrug die Kohlenförderung in Rußland im Jahre 
1916 1750 Millionen Pud (1 Pud gleich 16 Kilogramm), im Jahre 
1920 dagegen 276 Millionen, d. h. ſechseinhalbmal weniger; die 
Gußeiſenproduktion betrug im erſten Halbjahr 1913 129 Millionen 
Bud, im erſten Halbjahr 1920 nur 2.7 Millionen Pud, d. h. 50 mal 
weniger; die Garnfabrikation fiel von 20 Millionen Pud im Jahre 
1910 auf 0.8 Millionen Pud im Jahre 1920, d. h. auf ein Fünf⸗ 
undzwangzigſtel uſw. Die Bauern beſtellten nur ſo viel Land, wie 

fe zur Aufrechterhaltung ihrer notdürftigen Exiſtenz brauchten 
(die Anbaufläche ging faft auf die Hälfte zurüch 
und ſtellten die Lebensmittelzufuhr nach den Städten ein. Es 
brach eine entſetzliche Zeit an; die Menſchen ſtarben vor Hunger, 
Kälte und an Infektionskrankheiten. Die Bevölkerung flüchtete 
aus den Städten (im Jahre 1920 verringerte ſich die ſtädtiſche Be⸗ 
völkerung um ein Drittel). Die Arbeiter verließen die Betriebe 
und ſuchten Rettung auf dem Lande. Millionen von Menſchen 
zogen in Viehwagen und zu Fuß, in der größten Hitze und im 
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ſtärkſten Froſt in die Dörfer, um etwas Brot, Graupen, Butter, 
Schmalz im Austauſch gegen Kleidung, Stiefel, Schmuck uſw. für 
ihre hungernden Familien zu beſchaffen. Zehntauſende von ihnen 
fielen unterwegs der Kälte, dem Flecktyphus oder den Kugeln der 
Sperrkommandos zum Opfer. Viele von ihnen wurden verhaftet 
und in den Kellern der Tſcheka als „Spekulanten“ erſchoſſen. Die 
Arbeiter wurden „militariſiert“ — ſie galten als mobiliſiert und 
ſtanden unter dem Militärgeſetz. Auf dieſe Weiſe ſuchte man ſie 
an die Betriebe zu feſſeln und zur Arbeit zu zwingen. Auf das 
flache Land wurden bewaffnete Kommandos entſandt, um 
mit Gewalt Lebensmittel einzutreiben, die die Bauern nicht frei⸗ 

willig hergaben. 2 

Sind aber diefe Zuſtände nicht durch die Blockade und den 
Bürgerkrieg verſchuldet worden? Hierzu muß geſagt werden, daß 
eben dieſe Politik der Bolſchewiſten ſelbſt den Bürgerkrieg nährte 
und einen günſtigen Boden für die zeitweiligen Erfolge der Weiß⸗ 
gardiſten ſchuf, zu denen die Bauern und auch die Arbeiter (wie 
z. B. auf den Uraler Wotkin⸗ und Iſchewſki⸗Werken) in Maſſen 
übergingen, bis ſie am eigenen Leibe zu ſpüren bekamen, daß die 
Weißgardiſten ihnen keine Rettung brachten, ſondern die Wieder⸗ 
herſtellung des alten Zaren⸗ und Junkerregimes, die Rückkehr zur 
alten Knechtſchaft anſtrebten. 

Einen erheblichen Teil der Schuld für die uner⸗ 
hörten Leiden der werktätigen Maſſen und für die Hungersnot im 
Jahre 1921, die fünf Millionen Menſchen dahinraffte und die 
Menſchenfreſſerei züchtete, trägt die „kommuniſtiſche“ 
Politik der Bolſchewiſten. Als aber die ruſſiſchen 
Sozialdemokraten auf das Sinnloſe und Verbrecheriſche 
dieſer Politik hinwieſen und forderten, daß die Nationaliſierung 
fic) nur auf die grundlegenden Produktionszweige bejchränfe, als 
ſie ferner Freiheit für die Arbeiter forderten und für die Bauern 
das Recht, uneingeſchränkt ihre Wirtſchaft zu erweitern und ihre 
Erzeugniſſe zu verkaufen, wurden ſie von den Bolſchewiſten als 
„Verräter“ am Sozialismus und als „Lakaien der 
Bourgeoifie” erklärt und genau wie jetzt, verfolgt und ins 
Gefängnis geworfen. Die Bolſchewiſten behaupteten, daß alle 
Leiden, Entbehrungen und Opfer der werktätigen Maſſen dadurch 
gerechtfertigt ſeien, daß ſie den „Sozialismus in die Tat umſetzten“. 


Ihr Führer Bucharin ſchuf fogar eine Theorie, wonach die 
„Uebergangszeit“ vom Kapitalismus zum Sozialismus die Ver⸗ 
nichtung aller von der früheren Zeit ererbten Produk⸗ 
tionskräfte erfordere. Erſt dann werde auf dem geſäuberten 
Boden der „Sozialismus neu aufgebaut werden können“. 

Die Bolſchewiſten wollten der ſozialdemokratiſchen 
Kritik kein Gehör ſchenken. Sie waren aber letzten Endes ge⸗ 
zwungen, fic) vor der wirkſameren Kritik der werk⸗ 
tätigen Maſſen zu beugen. Ein Bauernaufſtand folgte 
dem anderen auf dem Fuße. Ende Februar 1921 brach in Peters⸗ 
burg ein Generalſtreik aus, der auch nach Moskau übergriff. Ihm 
folgte in den erſten Märztagen ein Aufſtand der Kronſtadter 
Matroſen, der Hauptteilnehmer an der bolſchewiſtiſchen Um⸗ 
wälzung, die Trotzki als „Stolz und Schmuck“ der ruſſiſchen 
Revolution bezeichnete. Jetzt ſchlug derſelbe Trotzki ihren Auf⸗ 
ſtand mit blutiger Gewalt nieder. 

Der Aufſtand wurde unterdrückt. Hunderte von Matroſen 
wurden erſchoſſen, tauſende nach den Konzentrationslagern im 
hohen Norden deportiert, wo ſie dem Untergang geweiht waren. 
Aber dieſe Warnungszeichen blieben nicht ohne Wirkung. In 
buchſtäblich 24 Stunden warf Lenin das Steuer herum. Es 
wurde eine „Neue Wirtſchaftspolitik“ — dieſelbe, die 
von den „verräteriſchen“ Menſchewiſten unaufhörlich ge⸗ 
fordert wurde — verkündet. Was geſtern noch ein Ver⸗ 
brechen war, das durch Erſchießung geahndet wurde, wurde 
heute als unantaſtbares Recht, ja — als Pflicht des 
Sowjetbürgers proklamiert! Von nun an wurde der „Kommu⸗ 
nismus“, der ſeine Praxis mehr als drei Jahre ausübte, in deſſen 
Namen hunderttauſende Menſchen in die Gefängniſſe, in Konzen⸗ 
trationslager, nach den Kellerräumen der Tſcheka und von dort 
in den Tod gingen — nicht mehr als „ſozialiſtiſche Aufbauarbeit“, 
ſondern als traurige Notwendigkeit, aufgedrängt durch den 
Bürgerkrieg, als „Kriegskommunismus“ bezeichnet. 

Da nun aber dieſer „Kommunismus“ das Zeitliche geſegnet 
hat, brauchte man ihn vielleicht nicht mehr zu erwähnen? Das iſt 
leider nicht der Fall, denn „der Tote greift nach dem Lebendigen“. 
Der tote „Kommunismus“ macht ſich heute noch auf allen Gebieten 
des öffentlichen Lebens Rußlands bemerkbar. Gerade in dieſer 


Zeit entſtand und entwickelte ſich die ſchrankenloſe Diktatur mit 
ihrem militäriſch⸗polizeilichen, adminiſtrativen und wirtſchaftlichen 
Apparat, kriſtalliſierte ſich das Syſtem des Terrors mit der Tſcheka 
(der jetzigen politiſchen Staatsverwaltung) an der Spitze, wurde 
die Freiheit für alle, außer den Kommuniſten, unterdrückt, wurden 
alle unabhängigen Organiſationen, darunter auch die Arbeiter⸗ 
organiſationen, zertrümmert und die werktätigen Maſſen in Atome 
zerſchlagen. 

In die Periode der „Neuen Wirtſchaftspolitik“ trat Rußland 
mit einem diktatoriſchen Regime, das zur Zeit des „Kriegskommu⸗ 
nismus“ geſchaffen wurde, ein. Indem Lenin das Wirtſchafts⸗ 
programm der Menſchewiſten entlehnte, ſchaltete er das damit 
verbundene politiſche Programm gänzlich aus. Ein neues 
Wirtſchaftsprogtamm, aber das alte politiſche Programm! Die 
Rede, in der Lenin am 11. März 1921 die „Neue Wirtſchafts⸗ 
politik“ verkündete, ſchloß mit den Worten: 

„Die Sozialiſten muß man jedoch in den Gefängniſſen halten.“ 

Das alles muß man im Auge behalten. Denn ohne Kenntnis 
der Tatſache, daß die kommuniſtiſche Diktatur unveränderlich ge⸗ 
blieben iſt in der Zeit, als die Wirtſchaftspolitik eine radikale Um⸗ 
ſtellung erfuhr, kann man weder die ſozialpolitiſche Entwicklung 
des heutigen Rußlands, noch die Bedingungen ſeines wirtſchaft⸗ 
lichen Wiederaufbaues erkennen und richtig einſchätzen. 


2. Nach der Proflamierung der neuen 
Wirtſchaftspolitik. 


Nach dem Verzicht auf den „Kriegskommunismus“ begann die 
ruſſiſche Volkswirtſchaft allmählich aufzuleben. Es erſchien wieder 
Getreide auf dem Markte. Es kamen Rohſtoffvorräte zum Vor⸗ 
ſchein, die früher vor den Augen der Tſcheka ſorgfältig verſteckt 
waren. Den Arbeitern wurden mehr Lebensmittel zugeführt, die 
ſtillgelegten Werke und Fabriken wurden allmählich in Gang geſetzt 
und die zweckloſe und barbariſche „Militariſierung der Arbeit“ auf⸗ 
gehoben. Die Induſtrie begann zuſehends aufzublühen. Sie wuchs 
in einem Jahre auf 20—40—60—100% an! Ein in der Tat 
enormer Aufſchwung, der beim unbeteiligten Beobachter 
den Eindruck eines märchenhaften Aufſtiegs und unter den ruſſiſchen 


Volksmaſſen das befreiende Gefühl der Erlöſung aus der ſchlimm⸗ 
ſten Not hervorrief. Und doch beruhen dieſe Eindrücke und Gefühle 
zum Teil auf optiſcher und pſychologiſcher Selbſttäuſchung! 


Angenommen, daß die induſtrielle Produktivität Amerikas, 
Deutſchlands oder der Tſchechoflowakei ſich im Laufe eines Jahres 
um 100% geſteigert hätte. Das wäre fürwahr ein unerhörtes 
Wunder! Es würde ein ungeheures Anwachſen der Produktiv⸗ 
kräfte, außerordentliche Fortſchritte der Technik, märchenhafte Ent⸗ 
ſtehung neuer Fabriken, Maſchinen, das Vorhandenſein ungeheurer 
Rohſtoffmengen und letzten Endes eine ſoziale Umwälzung, und 
zwar die maſſenhafte Proletariſierung der Bauernſchaft und des 
ſtädtiſchen Kleinbürgertums und die Heranziehung von Millionen 
neuer Arbeiter zu der ſtädtiſchen Induſtrie bedingen. Hat die 
ruſſiſche Wirklichkeit eine entfernte Aehnlichkeit mit dieſem phan⸗ 
taſtiſchen Bilde des märchenhaften Wachstums der Produktivkräfte? 
Nein! Ein ganz anderer Prozeß zeigt ſich in Rußland! 

Wie bereits erwähnt, iſt beiſpielsweiſe die Gußeiſenproduktion 
in Rußland im Jahre 1921 auf faſt 2% der Vorkriegsproduktion 
gefallen. Angenommen, daß nach dem Uebergang zur neuen Wirt⸗ 
ſchaftspolitik die Gußeiſenproduktion ſich um 100% jährlich ſteigern 
würde.“) Was bedeutet das? Nichts anderes als daß bis 1921 nur 


*) In Wirklichkeit war der Durchſchnittsſatz des Anwachſens der in⸗ 
duſtriellen Produktivität ſelbſtverſtändlich niedriger. Nach den Angaben 
der „Ekonomitſcheſkoje Obosrenije“ (Wirtſchaftliche Rund⸗ 
ſchau) vom Oktober 1924 und Jänner 1926 und des Konjunktur⸗Inſtituts 
(„Prawda“ vom 10. März 1926) betrug der Wertzuwachs der Brutto⸗ 
produktion der Großinduſtrie für 1923—1924 im ng e 47%, für 
1924—1925 64%. Für 1925—1926 wurde zuerſt ein Wertzuwachs von 
49% berechnet, aber in Anbetracht der ungünſtigen Verhältniſſe 5 er 
nunmehr auf 39% herabgeſetzt worden. Dementsprechend betrug die Höhe 
der Brutto⸗Produktion der geſamten duſtrie nüber den 
Zahlen von 1913: 1920—1921 15%, 1921—1922 28%, 19: 1923 37%, 
1928—1924 45%, 1924—1925 70%. (Laut den Angaben der Staatlichen 
Planwirtſchaftskommiſſion, ſiehe „Kontrollzahlen“, Leningrad 1925). 
Dabei muß aber im Auge behalten werden, daß gerade die wichtigſten 
Induſtriezweige oft am ſchlechteſten gedeihen. So erreichten die Metall ⸗ 
urgie, die Metallverarbeitung, die Kohlenförderung bis zum Jahre 1925 
Bike 55 bis 56 %, die Eiſenerzförderung ſogar nur 28% der Vorkriegs⸗ 
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4%, bid 1922 8%, bis 1923 16%, bis 1924 32% und bis 1925 
nur 64% der Produktivkräfte der Eiſengießereien der Vorkriegs⸗ 
zeit ausgenützt worden ſind. So ſieht in Wirklichkeit der Prozeß der 
induſtriellen Entwicklung Rußlands ſeit der Einführung der neuen 
Wirtſchaftspolitik aus, mit ſeinem Endergebnis — 70 bis 80% der 
Vorkriegsproduktivität.“) Für jedes europäiſche Land 
würden 70 bis 80 des Vorkriegsſtandes wenn keine induſtrielle 
Kataſtrophe, ſo doch eine außerordentlich ſcharfe Kriſe bedeuten. 
Für Rußland bedeuten fie dagegen einen gewaltigen Aufſtieg. Das 
läßt ſich einfach damit erklären, daß die Induſtrie in der Zeit des 
„Kriegskommunismus“ faſt auf den Nullpunkt gefallen war. In 
Rußland handelt es ſich nicht (mit geringen Ausnahmen, die für die 
allgemeine Wirtſchaftslage keine weſentliche Bedeutung haben) um 
die Schaffung neuer Produktivkräfte, ſondern um die Wiederher⸗ 
ſtellung und „Wiederbelebung“ der alten Produktivkräfte, die 
unter dem verhängnisvollen Einfluß der bolſchewiſtiſchen Politik 
abgeſtorben waren. 

Mit unendlicher Mühe erhebt ſich die ruſſiſche Induſtrie aus 
dem Trümmerhaufen, in den ſie ſich dank dem bolſchewiſtiſchen 
„Kriegskommunismus“ verwandelt hat — ſo ſieht der Prozeß, der 
in Rußland vorgeht, in Wirklichkeit aus. Der unbeteiligte Be⸗ 
obachter, der Arbeiterdelegierte, der mit der Geſchichte 
der Entwicklung der ruſſiſchen Volkswirtſchaft nicht vertraut iſt, 
ſieht jedoch dieſen Prozeß in einem ganz anderen Lichte. Er kommt 
aus Europa, wo die ſchleichende Kriſe der Nachkriegszeit noch nicht 


*) Die bolſchewiſtiſche Statiſtik zieht ſtändig Vergleiche zwiſchen der 
gegenwärtigen Lage und dem Vorkriegsſtande. Richtiger wäre es, 
ſie dem vor revolutionären Stande gegenüberzuſtellen, da die 
Zahl der induſtriellen Unternehmungen und der beſchäftigten Arbeiter in 
Rußland, wie auch in vielen anderen Ländern eine ſtarke Zunahme in 
der Zeit des Krieges erfahren hat. So ſtieg der Wert der Brutto⸗Produk⸗ 
tion in der Maſchinen⸗ und Werkzeuginduſtrie (ſiehe „Erhebungen des 
ſtatiſtiſchen Zentralamtes“, Band VII, e I, Seite 78) von 1913 bis 
1916 von 189 Millionen Rubel auf 499 Millionen und die Zahl der 
Arbeiter von 103.7 Tauſend auf 195.6 Tauſend; in der chemiſchen In⸗ 
duftrie ſtieg die Produktion von 209 Millionen Rubel auf 379 Millionen 
und die Zahl der Arbeiter von 36.5 Tauſend auf 49.9 Tauſend uſw. In 
Wirklichkeit ſind alſo die tatſächlichen Erfolge des wirt⸗ 
ſchaftlichen Wiederaufbaues geringer, als ſie nach den 
bolſchewiſtiſchen Angaben ſcheinen. 


überwunden ijt, in ein Land, deſſen Wirtſchaft ſich in einer raſch 
aufſteigenden Linie befindet. Er denkt nicht weiter über den be⸗ 
ſonderen, ökonomiſchen Sinn dieſes „Aufſtieges“ nach, er ver⸗ 
gißt, daß der Aufſtieg nur dadurch möglich war, daß das Lamd 
vorher in ein Trümmerfeld werwandelt wurde. Er ſieht 
bloß, daß Rußland ſich in eine ungeheure „Werkſtätte“ verwandelt 
hat, in der fieberhaft gearbeitet wird; er verſucht, fic) darüber ein 
Bild zu machen, wie es in ſeiner Heimat, in Deutſchland oder in 
der Tſchechoſlowakei, ausſehen würde, wenn dort die Induſtrie 
einen ſolchen Aufſchwung erleben würde und iſt mit ſeiner Schluß⸗ 
folgerung gleich bei der Hand, den Bolſchewiſten ſei es gelungen, 
die Aufgabe zu löſen, die die Arbeiter in den anderen Ländern 
trotz aller Anſtrengungen nicht bewältigen können; ganz Europa 
befindet ſich im Zuſtande der wirtſchaftlichen Stagnation, nur 
Rußland allein erfreut ſich eines wirtſchaftlichen Aufſtieges — 
folglich iſt die bolſchewiſtiſche Methode gerechtfertigt. Wenn die 
deutſchen Delegierten beiſpielsweiſe auf ſchlechte Fabrikräume, ver⸗ 
altete Maſchinen, Unkultur, Rückſtändigkeit, Armut uſw. ſtoßen, ſo 
find fie ſich nicht einen Augenblick darüber im Zweifel, daß dies 
alles nur auf „die traurige Erbſchaft des Zarismus“ zurückzu⸗ 
führen ſei. Und im Gegenteil, jede im Gange befindliche Fabrik, 
jede neue Maſchine, jedes neue Gebäude, werden von ihnen als 
unwiderlegbares Zeugnis des Segens der bolſchewiſtiſchen Politik 
betrachtet. 

In Wirklichkeit liegen die Verhältniſſe leider ganz 
anders. Das unſelige Zarenregime hat in der Tat dem ruſſiſchen 
Volke in vielen Beziehungen eine traurige Erbſchaft hinterlaſſen. 
Aber die von ihm aufgehäuften induſtriellen Produktivkräfte bilden 
gerade jenen Teil der „Erbſchaft“, durch den Sowjetrußland ſeine 
Exiſtenz aufrecht erhält und den die Bolſchewiſten noch immer nicht 
in vollem Maße „wiederhergeſtellt“ haben. Der Prozeß des wirt⸗ 
ſchaftlichen Wiederaufbaues findet in Rußland nur deshalb ſtatt, 
weil es den Volksmaſſen gelungen iſt, die Bolſchewiſten zur teil⸗ 
weiſen Kapitulation zu zwingen; der abſeits ſtehende Be⸗ 
obachter jedoch erblickt in dieſem Prozeß den Sieg des Bolſche⸗ 
wismus. 

Wenn die Arbeiterdelegierten mit den näheren Bedingungen 
und dem Stande des „Aufbauprozeſſes“ wirklich vertraut wären, ſo 
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waren jie unvermeidlich zur Schlußfolgerung gekommen, daß di e- 
jer Prozeß nicht für, ſondern gegen die Bolſchewiſten 
ſpricht; fie wären zur Ueberzeugung gelangt, daß das, was von 
dem „Leninismus“ nach dem Uebergang zur neuen Wirtſchafts⸗ 
politik zurückgeblieben iſt — alſo die terroriſtiſche Parteidiktatur 
— den wirtſchaftlichen Wiederaufbau keineswegs fördert, ſondern 
vielmehr ein ſtarkes Hindernis auf ſeinem Wege bildet. 


3. Die Kehrſeite der Medaille. 


Die ſowjetruſſiſche Induſtrie produziert nicht nur eine geringe 
Menge von Waren. Auch die Qualität dieſer Waren iſt der⸗ 
art, daß Trotzki ſich genötigt geſehen hat, einen beſonderen 
„Kampf um die Qualität“ einzuleiten und eine beſondere 
Kommiſſion für dieſen Zweck einzuſetzen. Dieſe Kommiſſion dürfte 
indeſſen kaum beſſere Reſultate zeitigen als die Hunderte anderer 
Kommiſſionen, die ununterbrochen in Sowjetrußland getagt haben 
und noch heute tagen. Denn auch ſie wird jenes grundlegende Uebel 
nicht beſeitigen können, das in dem Prinzip beſteht, daß an der 
Spitze eines jeden Unternehmens in Somjetrußland 
nicht ein guter Sachkenner, ſondern ein guter Kommuniſt 
ſtehen müſſe. Dieſes Prinzip entſpringt dem Weſen der Partei⸗ 
diktatur, die an allen leitenden Poſten ihre „Augen und Ohren“ 
haben muß, und die genötigt iſt, die politiſche Zuverläſſigkeit höher 
als die Sachkenntnis zu ſchätzen. Das Orcheſter muß von einem 
guten Kommuniſten dirigiert werden, ſelbſt wenn er ein ſchlechter 
Muſikant iſt! 

Unter den Kommuniſten, die von der Partei auf leitende 
Poſten geſtellt werden, finden ſich natürlich auch talentvolle Self⸗ 
mademan, die ſich ſchnell in ihre Aufgabe hineinfinden. Die Mehr⸗ 
zahl jedoch ſieht ſich genötigt, ihre fachliche Unkenntnis durch be⸗ 
ſondere Ergebenheit gegenüber ihrer Parteiobrigkeit zu erſetzen: 
Die Verfolgung der Unzuverläſſigen und Verdächtigen ſowie die 


geſchickte Abfaſſung ſchriftlicher Berichte, aus denen hervorgeht, daß 


„alles in Ordnung“ iſt, wird zu ihrer Hauptaufgabe. Eine freie 
Preſſe und öffentliche Kontrolle gibt es in Sowjetrußland 
nicht; der Bureaukratismus kann ſich ungehemmt ent⸗ 
falten, und ſo entwickelt ſich in allen Teilen des politiſchen und 
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wirtſchaftlichen Verwaltungsapparates eine in fic) abgeſchloſſene 
Kaſte kommuniſtiſcher Bureaukraten, — durch gemeinſame Haftpflicht 
miteinander verbunden —, die ſich gegenſeitig unterſtützen und decken. 
Dieſe Kaſte heckt alle möglichen Pläne aus und ſie ſelbſt legt dann 
Zeugnis ab über ihre erfolgreiche Verwirklichung — bis zu dem 
Augenblick, wo eine neue Kriſe die Möglichkeit verhindert, die wirk⸗ 
liche Lage der Dinge zu verbergen. Dann geſteht dieſe Kaſte, daß 
ſie ſich „verrechnet“ habe, aber gleichzeitig erklärt ſie ſtolz, daß eine 
„Panik“ nicht am Platze ſei, daß die Arbeiterklaſſe in ihrer Perſon, 
getreu den Ueberlieferungen Lenins, ihre „Lehrjahre“ durchmache, 
und daß hierbei Fehler unvermeidlich ſeien. 


Inzwiſchen kommandiert dieſe Kaſte kommuniſtiſcher Bureau⸗ 
kraten inappelabel jene Fachleute, die in der Sowjetinduſtrie 
tätig ſind. Die Bolſchewiſten glauben auch heute noch, daß man die 
Menſchen zwingen könne, gerne und gut zu arbeiten, wenn man 
ſie wie Arbeitsvieh behandelt: „Euch iſt — erklärte kürzlich der 
Führer der ruſſiſchen Gewerkſchaften, Tomſki, den Ingenieuren 
— die volle Freiheit gegeben, wiſſenſchaftliche Bücher und Zeit⸗ 
ſchriften zu leſenz was für eine Freiheit braucht ihr denn noch?“ 
Dabei iſt die ungeheure Mehrheit der für die Induſtrie notwen⸗ 
digen Fachleute (ganz abgeſehen von den Lehrern, Aerzten uſw.) 
nicht nur in moraliſch⸗politiſcher Hinſicht in eine erniedrigende 
Lage verſetzt, ſondern auch in materieller Hinſicht ſo wenig ge⸗ 
ſichert, daß nach dem Geſtändnis des Organs Tomſkis“) („Trud“ 
vom 25. Feber 1926) 70% aller Ingenieure nicht imſtande find, 
auch nur eine Kopeke für jene Bücher und Zeitſchriften aufzuwen⸗ 
den, die ihnen der Vorſitzende des Allruſſiſchen Gewerkſchaftsrates 
gnädigſt zu leſen geſtattet! Wie unter dieſen Umſtänden die Arbeit 
der Fachleute ausfällt, und wie ſie auf die Qualität der Erzeugniſſe 
einwirkt, liegt auf der Hand. Die nach Rußland gereiſten Dele⸗ 
gierten haben auch hier einige glänzende Ausnahmen geſehen, 


*) Das Gewerkſchaftsorgan „Trud“ (Nr. 38) erzählt, wie die „roten“ 
Wirtſchaftler in der Provinz ſich den Dienſt der Fachleute zu ſichern ver⸗ 
ſtehen: „Man bezichtigt den Fachmann irgend einer Uebertretung der Ge⸗ 
ſetze, verurteilt ihn zur Zwangsarbeit und damit .... Punktum: nun 
a a Fachmann an die Scholle gebunden, fein Entrinnen wird uns 
möglich“. 
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ihrem Blick find jedoch die Beziehungen entgangen, die einen 
Maſſencharakter tragen. 

Die Sowjetinduſtrie produziert jedoch nicht nur wenig und 
ſchlecht, ſie produziert auch ſehr teuer. Die durchſchnittlichen 
Großhandelspreiſe der Induſtrieerzeugniſſe ſind gegenüber der 
Vorkriegszeit faſt um das Doppelte geſtiegen. Nach dem In dex 
der Staatlichen Plankommiſſion — „Gosplan“ — be⸗ 
trug die Steigerung zum 1. Jänner 1926 1.924. Siehe „Ekono⸗ 
mitſchefkoje Obosrenije“ 1926, Nr. 1.) In Getreide umgerechnet 
zeigen die Großhandelspreiſe der wichtigſten Gebrauchsartikel 
folgendes Bild: L 
Preis der Waren in Pfund Kornmehl ausgedrückt.“) 

1913 1926 Sinner) 


1 Pfund Sa 81ö 0.7 
ee Tr 7.5 
1 ag Stiefel 280 384.0 
1. Arſchn etrunn BS 9.4 
Gußeiſenerzeugniſſe pro Pfund.. 2.7 4.6 


Dies alles bezieht ſich aber nur auf die Großhandelspreiſe. 

Die Kleinhandelspreiſe der ſtaatlichen Truſts und 
der Genoſſenſchaften ſind bedeutend höher. Auf dem Wege zum 
Konſumenten kommen zu dieſen Kleinhandelspreiſen noch ſehr 
weſentliche Zuſchläge hinzu. So überſchritten nach den Angaben 
der „Handels⸗ und Induſtriezeitung“ vom 7. Feber 1926 die 
Warenpreiſe auf den ſtädtiſchen Märkten die offiziellen Klein⸗ 
handelspreiſe mit 1. EEE 1926: 


bei Petroleum + Peele um 24.6 
„ Nägeln Py 
„ Kattun e er epee: ee nen 

Sa „ 176% 


Noch höher ſind die Preiſe auf den ländlichen Märkten. 
Die „Handels⸗ und Induſtriezeitung vom 10. Feber 1926 führt 
folgende Beiſpiele an: 

Nägel: Der Kleinhandelspreis des Staatstruſts beträgt 
4 Rubel plus 2 Rubel Zuſchlag für das flache Land, insgeſamt alſo 


*) 1 Pwd — 40 ruſſiſche Pfund, 1 ruſſiſches Pfund — / Kilo, d. h. 
400 Gramm. 1 Rubel — 2 deutſche Reichsmark — 16 ſſchech. Kronen. 
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6 Rubel pro Pud (1 Pud = 16 kg). In Wirklichkeit wird ein Pud 
Nägel vom Genoſſenſchaftsladen im Dorf für 8 bis 12 Rubel, und 
von den privaten Händlern für 10 bis 16 Rubel verkauft. 

Bandeiſen: Der Kleinhandelspreis des Staatstruſts be⸗ 
trägt 2.5 Rubel plus 1,3 Rubel Zuſchlag für das flache Land, ins⸗ 
geſamt alſo 3.8 Rubel pro Pud. In Wirklichkeit jedoch zahlt der 
Bauer im Genoſſenſchaftsladen 8 Rubel und beim privaten Händler 
12 bis 16 Rubel pro Pud. 

Solcher Beiſpiele könnte man noch eine ganze Menge an⸗ 
führen. Die Folge iſt, daß beiſpielsweiſe der Preis eines Pfluges 
im Preisverzeichnis des Handelskommiſſariats zwar dem Preiſe 
von 29 Pud Korn, und der Preis einer Mähmaſchine dem Preiſe 
von 140 Pud Korn gleichgeſetzt iſt, daß aber in Wirklichkeit der 
Bauer für einen Pflug 64 Pud Korn und für eine Mähmaſchine 
327 Bud liefern muß. („Handels⸗ und Induſtriezeitung“ vom 
2. März 1926). 

Die unglaubliche Höhe der Speſen bei der Bewegung der 
Waren vom Lieferanten zum Konſumenten erklärt ſich bei dem 


ſtaatlichen und genoſſenſchaftlichen Handel aus ſeiner bureau⸗ 


kratiſchen Organiſation: Die Ware wandert durch eine 
Reihe von Inſtanzen — im Zentrum, im Rayon, im Gouverne⸗ 
ment, im Kreiſe uſw. —, von denen jede einen gewiſſen Prozentſatz 
für den Unterhalt ihres Apparates und — zur Deckung der Ver⸗ 
luſte aus unvernünftigem Wirtſchaften und den koloſſalen Ver⸗ 
untreuungen im Preiſe aufſchlägt. Noch höhere Zuſchläge 
macht der private Händler, der nicht nur das Riſiko, das ſeiner 
völligen juriſtiſchen Unſicherheit entſpringt, ausgleichen, ſondern 
auch die Ausgaben für die hohen Steuern wie auch — für die Be⸗ 
ſtechungen decken muß, die er zu entrichten hat, um rechtzeitig 
die erforderlichen Waren zu beſchaffen, ihre Lieferung durchzuſetzen 
uſw. Und trotzdem zieht es die Bevölkerung vor, ihre Waren beim 
privaten Händler einzukaufen, weil er das liefert, was der Käufer 
braucht, während die bureaukratiſch organiſierte Genoſſenſchaft 
dem Käufer vollkommen unnütze Waren aufzwingt, andere Waren 
nicht rechtzeitig liefert oder aber Waren von ſchlechter Qualität 
führt. 


Obwohl die Sowjetinduſtrie der Bevölkerung ſchlechte Waren 


zu hohen Preiſen liefert, bringt ſie dem Staate nicht Gewinn, ſon⸗ 
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dern Verluſt. In den Jahren 1910 bis 1913 brachte die ruſſiſche 
Großinduſtrie ihren Beſitzern im Durchſchnitt einen Jahresgewinn 
von 15%. Bei einem Grundkapital von 3.5 Milliarden Rubel bee 
trug dieſer Gewinn im Jahre 1913 mehr als eine halbe Mil» 
liarde Rubel.) Die Bolſchewiſten haben dieſe Induſtrie 
nationaliſiert. Sie haben auch die Kleininduſtrie, die Banken und 
den Handel nationaliſiert, ſie rühmen ſich nun, daß ſie die Indu⸗ 
ſtrie wiederhergeſtellt und faſt auf den Vorkriegsſtand gebracht 
haben. Sie vergeſſen, hinzuzufügen, daß dieſe wiederhergeſtellte 
Induſtrie nicht nur ohne jenen Halbmilliardengewinn arbeitet, den 
die Kapitaliſten in der Vorkriegszeit aus der ruſſiſchen Induſtrie 
zogen, ſondern dem Staate noch Verluſte bringt und jährlich 
„Dotationen“ erfordert. Dieſe Dotationen werden ihr in zweierlei 
Formen gegeben: in Form direkter Etatsbewilligungen und in 
Form von Bankkrediten. Aber die Darlehen der Banken ſind nur 
dem Namen nach Kredite. In Wirklichkeit werden ſie nicht zurück⸗ 
erſtattet, die Wechſel werden vielmehr von Jahr zu Jahr prolon⸗ 
giert und die Bank, die eine ſtaatliche Inſtitution darſtellt, hat keine 
Mittel in der Hand, um die Schulden des Induſtrietruſts oder der 
einzelnen Fabrik, die gleichfalls Staatsbetriebe ſind, einzutreiben. 
Sie kann ja nicht das Vermögen des bankrotten Schuldners ver⸗ 
ſteigern laſſen, da dies gleichbedeutend wäre mit der Aufhebung des 
Dekrets über die Nationaliſierung der Induſtrie! 

Die Folge iſt nun, daß die nationaliſierten Induſtrien im 
Wirtſchaftsjahre 1922/1923 vom Staate 290 Millionen erhielten 
(150 Millionen laut dem Etat und 140 Millionen von den Banken) 
und daß dieſer Betrag im Wirtſchaftsjahre 1923/1924 auf 345 Mil⸗ 
lionen ſtieg, (125 Millionen laut dem Etat und 220 Millionen von 
den Banken).““) Allerdings wird in den amtlichen Berichten für 
1924/1925 für einige Induſtriezweige ein Gewinn von 268 Mil⸗ 
lionen Rubel angegeben. Aber in demſelben Jahre erhielt die 
Induſtrie 623 Millionen Rubel (109 Millionen laut dem Etat und 
514 Millionen von den Banken), woraus ſich ergibt, daß die In⸗ 


*) Alle dieſe Zahlen find der bolſchewiſtiſchen Zeitſchrift „Plan⸗ 
wirtſchaft“ (ruſſiſch) 1925, Nr. 2, entnommen. 


) A. Stern, „Induſtrie und Finanzen“. Herausgegeben von der 
„Finanzzeitung“ (ruſſiſch), 1924. 
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duſtrie auch in dieſem Jahre vom Staat 355 Millionen Rubel 
erhalten hat. 

Die Urſachen der Defizitwirtſchaft der ruſſiſchen Induſtrie, die 
in den Händen der privaten Kapitaliſten ungeheure Gewinne ein⸗ 
brachte, ſind nach den obigen Darlegungen verſtändlich: Es iſt das 
Unvermögen, die Ungeſchicklichkeit, oft aber auch die direkte Un⸗ 
zuverläſſigkeit des weitverzweigten, koſtſpieligen 
bureaukratiſchen Apparats, der jeder öffentlichen Kon⸗ 
trolle entbehrt. Die nationaliſierte Induſtrie bringt dem Staate 
Verluſte. Aber nicht nur die Induſtrie. Auch der ſtaatliche Handel, 
der äußere wie der innere, die verſtaatlichten Genoſſenſchaften,“ 
die verſtaatlichten Gewerkſchaften, die Sowjetbetriebe in der Land⸗ 
wirtſchaft uſw. —, alle dieſe Unternehmungen verlangen „Dotatio⸗ 
nen“ vom Staate. Wer deckt ſchließlich dieſe Verluſte? Wer muß 
alle dieſe Dotationen ſowie die ungeheuren Aufwendungen für 
Armee, Polizei und Beamtenſchaft bezahlen? Niemand anders als 
der Steuerzahler, d. h. angeſichts der Vernichtung der alten Bour⸗ 
geoſie und der erſt im Entſtehen begriffenen neuen Bourgeoiſie, die 
unter der kommuniſtiſchen Diktatur gezwungen iſt, ſorgfältig ihre 
Kapitalien zu verſtecken: die werktätige Maſſe, der Arbeiter und der 
Bauer. Die Arbeiter und die Bauern bezahlen den ungeheuren 
Apparat der Diktatur, ſie decken die Verluſte, die ſich aus ihrer 
unſinnigen Politik, aus der unvernünftigen und gewiſſenloſen 
Wirtſchaft der kommuniſtiſchen Bureaukratie ergeben. 

Das Budget (Etat) Sowjetrußlands erreicht im Wirtſchafts⸗ 
jahr 1925/6 die ungeheure Höhe von 3778 Millionen Rubel. Aber 
58% aller Steuereingänge fließen aus den indirekten 
Steuern auf Gebrauchsartikel. Die direkten Steuern bringen 
bloß 33%, Stempelſteuern und andere Gebühren 9%. Aber dieſe 
Gebühren ſind im Grunde genommen auch indirekte Steuern. Als 
indirekte Steuer betrachteten ſelbſt die Sowjetökonomiſten (ſiehe 
„Kontrollzahlen“, S. 41) auch die im Warenpreiſe eingeſchloſſene 
Gewerbeſteuer, die 200 Millionen erbringt. Demnach betragen die 
auf den Konſumenten entfallenden indirekten Steuern bis zu 80 


„) So belief ſich noch im Dezember 1924 die Schuldſumme der Ge⸗ 
noſſenſchaften bei der Staatsbank auf 145 Millionen Rubel (,,Gtono- 
mitſcheſkaja Shiſn“ vom 10. Dezember 1924). = 


aller Steuereingänge. Von den reſtlichen direkten Steuern entfällt 
ſchließlich der Löwenanteil auf die von den Bauern entrichtete 
Landwirtſchaftsſteuer, die 235 Millionen Rubel einbringt. Auf 
dieſe Weiſe preßt die Sowjetbureaukratie auf dem Wege der Be⸗ 
ſteuerung aus der Maſſe der Arbeiter und Bauern jene ungeheuren 
Summen heraus, die ſie für ihre verſchwenderiſche Defizit⸗ 
wirtſchaft braucht. In den Jahren der „Neuen Wirtſchafts⸗ 
politik“ griff ſie aber auch noch zu anderen Mitteln, um der Be⸗ 
völkerung das Geld aus der Taſche zu ziehen: Sie gab Papier⸗ 
geld aus, das in den Taſchen der Bevölkerung ſtecken blieb, das 
aber dem Staate reale Werte: Arbeitskräfte, Getreide, Baumwolle, 
Flachs, Erze uſw. verſchaffte. Im Jahre 1923/1924 wurde neues 
Geld im Betrage von 550 Millionen Rubel in den Verkehr ge⸗ 
bracht, d. h. es wurden in dieſer Höhe Werte aus der Volkswirt⸗ 
ſchaft gezogen, die nur mit Erzeugniſſen der Notendruckpreſſe be⸗ 
zahlt wurden. > 


Die wirkliche Mechanik der wiederaufgebauten Induſtrie in 
der Periode der „Neuen Wirtſchaftspolitik“ zeigte unter dem Druck 
der terroriſtiſchen Diktatur folgendes Bild: Die neue Wirtſchafts⸗ 
politik hat die Entwicklung der kleinbürgerlichen Bauernwirtſchaft 
gefördert. Durch Steuern und Geldemmiſſionen war die Sowfer⸗ 
regierung bemüht, aus den Taſchen der Bauern (die Zahl der 
Arbeiter ift in Rußland verhältnismäßig gering und viel ift wor 
ihnen nicht zu holen) jene Mittel herauszuziehen, die für 
Unterhalt des politiſchen und wirtſchaftlichen Apparates der . 
tatur, darunter auch die Mittel für die Wiederherſtellung der mit 
Defizit arbeitenden nationaliſierten Induſtrie notwendig in 
Techniſch bedeutete dieſe Wiederherſtellung die Wiederinbetr 
ſetzung der alten Fabriken, die in der Periode des „Kriegskommu⸗ 
nismus“ ſtillgelegt worden waren. Die Zunahme des Warenver⸗ 
kehrs geſtattete, neue Geldzeichen in Umlauf zu bringen, ohne Ge⸗ 
fahr zu laufen, daß dadurch die Stabilität der Währung er⸗ 
ſchüttert würde. 


4. In der wirtſchaftlichen Sackgaſſe. 


Wenn die Arbeiterdelegierten mit dieſer Mechanik des „Wie⸗ 
derherſtellungsprozeſſes“ gut vertraut wären, würden ſie ſie ſicher⸗ 
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lich nicht als wunderbaren Erfolg des Bolſchewismus preiſen und 
ſie kaum als Muſter zur Nachahmung empfehlen. Aber was noch 
wichtiger iſt, ſie würden erkennen, daß die unter dieſen Umſtänden 
vor ſich gehende induſtrielle Belebung ſehr enge Auswirkungsmög⸗ 
lichkeiten hat, die von dem Umfange des unzerſtört gebliebenen 
Kapitals aus der Vergangenheit abhängen. Die ökonomiſchen 
Berechnungen der Bolſchewiſten waren ſehr einfach: Die neue 
Wirtſchaftspolitik eröffnete in fortſchreitendem Maße die Möglich⸗ 
keit, die Bauernwirtſchaft zu befeſtigen und auf breitere Grund⸗ 
lagen zu ſtellen. Die Bolſchewiſten förderten ſehr gern das An⸗ 
wachſen der wohlhabenden und privatkapitaliſtiſch wirtſchaftenden 
Bauerngüter.“) Aber nur unter der Bedingung, daß die bolſche⸗ 
wiſtiſche Diktatur mit Hilfe der hohen Preiſe für Induſtriewaren 


ſowie der Steuern und Geldemiſſionen alle Früchte der bäuerlichen 
Bereicherung expropiiere, und ſie nicht nur für den Unterhalt des 


militäriſchen, adminiſtrativen und wirtſchaftlichen Apparates der 
Diktatur, ſondern auch zur Deckung der Verluſte der nationaliſier⸗ 


ten Induſtrie verwenden könnte. Die Berechnung war einfach. 


ein Faktor war nicht in Rechnung geſtellt worden, und zwar 


der, daß der Bauer, von der Drohung der junkerlichen Konter⸗ 


revolution befreit und wirtſchaftlich erſtarkt, nicht die Neigung 
haben würde, die Rolle eines Schafes zu ſpielen, das nur deshalb 
ſeine Wolle wachſen läßt, damit die kommuniſtiſche Diktatur ſie 


ſcheren könne. Mochten die Bolſchewiſten ſich noch ſo energiſch „mit 


*) Kein Mitglied der kommuniſtiſchen Oppoſition, ſondern einer der 
a rer der auf dem 14. —— ſi — Mehrheit, Molotow, 
ürte in der Plenarverſammlung des iſtiſchen Jentraltomitees 


— Mai 1925: „Wir bringen die kapitaliſtiſchen Beziehungen im 


Dorfe und im ae Lande zur Entfaltung.“ Ebenſo hat ein anderer 
Führer dieſer i Ph oh Ms La in der „Prawda“ vom 25. Jänner 
geſchrieben, „der Aufſchwung der Produktivkräfte“ ne die Förderung 
„des kleinen Kapitaliſten, als meiden man den Bauern mit einem grogen 
Landanteil in Höhe von einigen Dutzend Hektaren, mit einer großen 
gout Pferden, einigen Maſchinen und Lohnarbeitern bezeichnen musse“ 
ucharin bezeichnete unvorſichtigerweiſe den It der bolſchewiſti⸗ 
ſchen Politik gegenüber der Bauernſchaft mit der Parole: den 
euch!“, die auch Tſchitſcherin in der Wiener „N. Fr. Pr den 
Kapitaliſten zurief. 14. Partei ee Sudarin, ſich von 
dieſer allzu gr phe Parole agen. Aber der Sinn der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Politik wird durch dieſe rung natürlich aie geändert. 
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dem Gejicht zum Dorf“ wenden, die ſtiernackigen Bauern, die die 
Wandlungen der bolſchewiſtiſchen Politik für die Befeſtigung der 
Wirtſchaft gerne ausnutzten, lehnten dennoch eine Kombination ab, 
bei der ihnen lediglich die Aufgabe zufiel, für die koſtſpielige, ver⸗ 
ſchwenderiſche und wirtſchaftlich unfähige kommuniſtiſche Bureau⸗ 
kratie zu arbeiten. Die übermäßig hohen Preiſe der Induſtrie⸗ 
erzeugniſſe beantworteten ſie mit einem Käuferſtreik. Die 
„Schere“, d. h. die Differenz zwiſchen den Preiſen der Induſtrie⸗ 
erzeugniſſe und den Getreidepreiſen, bewirkte ein unerhörtes wirt⸗ 


ſchaftliches Paradoxon: trotz offenkundigen Mangels an Induſtrie⸗ 


waren litt die Induſtrie unter einer Abſatzkriſe! Andererſeits 
weigerte ſich der Bauer, Getreide, Rohſtoffe uſw. zu den von den 


ſtaatlichen Beſchaffungsorganen feſtgeſetzten Preiſen zu liefern: Die 


Abſatzkriſe der Induſtrie wurde von einer Produktions⸗ 


kriſe abgelöſt. Die Getreideausfuhr, dieſe wichtigſte Quelle zur a 


Beſchaffung ausländiſcher Währung, die für Ankäufe im Auslande, 
für den Unterhalt des diplomatiſchen Perſonals, für die Subven⸗ 


tionen an die Kommuniſtiſchen Parteien uſw. notwendig war, war 
ſchon an ſich durch die Koſtſpieligkeit des offiziellen, mit en ae 


gewalt ausgerüſteten Handelsapparates erſchwert.“) Sie wu 
vollends unmöglich, ſobald der Bauer die Preiſe der Erze 


ſeiner Wirtſchaft auf eine Höhe hob, die einigermaßen dem Bor 
kriegsverhältnis zwiſchen den Preiſen für Induſtriewaren und dem 


Getreidepreis entſprach. 

So vollzog ſich, von Kriſe zu Kriſe, in Wirklichkeit der „Wie⸗ 
derherſtellungsprozeß“ der ruſſiſchen Wirtſchaft. Er vollzog ſich 
aber trotzdem, ſo weit man mit verhältnismäßig geringen Aufwen⸗ 
dungen die ſtillſtehenden Fabriken in Gang ſetzen konnte, und ſo 
weit der zunehmende Warenverkehr die immer wieder neu heraus⸗ 
gegebenen Papiergeldmengen aufſaugte. Die deutſche Arbeiter⸗ 
delegation, die Rußland im Juli und Auguſt 1925 beſuchte, ſah mit 
eignen Augen dieſen „Wiederherſtellungsprozeß“; ſie erzählte dar⸗ 
über vieles mit Begeiſterung in ihrem Bericht, indem ſie gleich⸗ 


*) Die „unerhört hohen Speſen“ beim — ak („Ekono⸗ 
mitichejtaja Shiſn“ vom 19. Auguſt 1925), die mehr als 67% des Ver⸗ 
kaufspreiſes betrugen, wurden = aller Bemühungen bloß auf 58% 
„herabgedrückt“. (, ton. Shiſn“, 28. 8. 1925.) 
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zeitig auf Grund der Angaben der Bolſchewiſten auf die roſigen 
Erwartungen hinwies, die man für das folgende Jahr hegen durfte. 
Sie hatte aber kaum Rußland verlaſſen, als die Bolſchewiſten 
wiederum einen gewaltigen „Fehler“ in ihren Berechnungen kon⸗ 
ſtatieren mußten. In Anbetracht der ausgezeichneten Ernte be⸗ 
ſtand der Plan, mehr als 600 Millionen Pud (1 Pud — 16 kg) 
Getreide nach dem Auslande auszuführen, für die auf dieſe Weiſe 
beſchaffte Währung die notwendigen Maſchinen und Rohſtoffe ein⸗ 


zukaufen, einen ungeheuren Schritt vorwärts in der Entwicklung 


der Induſtrie zu tun uſw. Die Wirklichkeit ſtand mit dieſen roſigen 
Erwartungen im kraſſeſten Widerſpruch. Die Sowjetſtati⸗ 
ſtiker hatten die Ernteerträgniſſe überſchätzt, ſie 
hatten ſich „errechnet“. Die Sowjetökonomiſten hatten die 
Bereitwilligkeit der Bauern überſchätzt, ihr Getreide billig abzu⸗ 
geben und hatten gleichzeitig die Konjunktur auf dem Weltmarkte 
falſch eingeſchätzt — fie hatten ſich „verrechnet“! Die Somjet- 
politiker hatten an die zum tauſendſten Male verkündete „Wendung 
mit dem Geſicht zum Dorf“ die roſigſten Hoffnungen geknüpft — 
und ſich gleichfalfs „verrechnet“. Die Folge war, daß die Ge⸗ 
treidepreiſe auf den inneren Märkten jo ſehr in die Höhe 
gingen, daß es insbeſondere bei den hohen Speſen unvorteilhaft 
erſchien, das Getreide nach dem Auslande auszuführen.“) Die Aus⸗ 
fuhr ging zurück und in Verbindung damit mußte auch die Einfuhr 
faſt auf die Hälfte (von 518 Millionen Vorkriegsrubel auf 280 
Millionen) herabgeſetzt werden; gleichzeitig mußten die in Erwar⸗ 
tung kommenden Segens abgeſchloſſenen Einkäufe im Auslande 


*) Ungeachtet der geſtiegenen Getreidepreiſe (1.2 bis 1.3 Rubel pro 
Pud ſtatt 0.9 bis 0.96 Rubel im Vorjahre. „Ekonomitſcheſkaja Shin“ vom 
9. 2. 1926), find die Induſtriewaren nach wie vor für den Bauern umer- 
ſchwinglich; nach wie vor muß er für ein Arſchin Kattun 10.47 Pund 
Roggenmehl ſtatt 5.5 Pfund im Jahre 1913 zahlen, für ein Paar Stiefel 
427.9 Pfund ſtatt 226, für gußeiſerne Geſchirre pro Pfund 5.2 Pfund 
Roggenmehl ſtatt 2.7 Pfund, für ein Pfund Zucker 8.8 ſtatt 6.3 Pfund, 
für ein Pfund Salz 0.8 ftatt 0.4 Pfund („Weſtnik Torgowli i Promy⸗ 
ſchlennoſti“ Nr. 12). Unter dieſen Umſtänden kauft der Bauer nur das 
Notwendigſte und zieht es vor, das Getreide als Viehfutter zu verwenden, 
ſtatt es auf den Markt zu bringen. 
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mit Gold bezahlt werden.“) Statt der erwarteten aktiven Handels⸗ 
bilanz in einer Höhe von mehr als 200 Millionen Rubel wird jetzt 
eine ebenſo hohe paſſive Handelsbilanz erwartet. Das 
geſamte Gebäude der Sowjetwirtſchaft, deren höchſte Blüte die 
deutſche Arbeiterdelegation zu beobachten Gelegenheit hatte, begann 
ſchon gleich nach ihrer Abreiſe in allen Fugen zu krachen. 

Schon im Dezember 1925 ſetzte infolge des Mangels an Heiz⸗ 
material, Rohſtoffen, Halbfabrikaten, ſowie infolge des Nichtein⸗ 
treffens notwendiger Maſchinen eine heftige induſtrielle Kriſe ein. 
Man ſah ſich infolgedeſſen genötigt, die weit geſpannten Pläne der 
weiteren Entwicklung der Induſtrie zu revidieren: Von 49% 
mußte die erwartete Zunahme auf 39% herabgeſetzt werden. Das 
alles waren aber nur noch papierene Pläne, in Wirklichkeit zeigt 
bereits eine Reihe von Induſtriezweigen ſtatt eines weiteren Wachs⸗ 
tums deutliche Anzeichen des Zufammenſchrumpfens. So 
mußten bereits, nach den Angaben der „Ekonomitſcheskaja Shin“ 
und der „Handels⸗ und Induſtriezeitung“ vom 14. Feber, die 
Baumwollinduſtrie, die Wollinduſtrie, die Färberei⸗ und Fette⸗ 
induſtrie ihre Produktion um 15 einſchränken; bei der Metall⸗ 
und elektrotechniſchen Induſtrie beträgt die Einſchränkung 10%, 
bei der Tee⸗ und Kaffeeinduſtrie 17%, bei der chemiſchen Induſtrie 
9% uſw.; bei allen dieſen Einſchränkungen wird die Entlaf- 
ſung von 70.000 Arbeitern erwartet. Der unmittelbare Anlaß 
zu dieſer Einſchränkung der Produktion beſteht darin, daß die 
Sowjetregierung ſich genötigt geſehen hat, den Umfang der an die 
Induſtrie ausgegebenen Subſidien und Kredite einzuſchränken. 
Dieſe Einſchränkung wiederum geht darauf zurück, daß die ruſſiſche 
Währung ins Wanken geraten iſt. In Erwartung einer glän⸗ 
zenden Ernte und ihrer ſegensreichen Folgen hatte die Sowjet⸗ 
regierung fortgeſetzt neue Millionen Papiergeld gedruckt, mit 
denen ſie die nationaliſierte Induſtrie unterſtützte: vom Juli bis 
September 1925 wurden 297 Millionen Rubel herausgegeben (was 
eine Erhöhung der im Umlauf befindlichen Geldmenge um 35 
bedeutete); im Oktober wurden weitere 104 Millionen und im 
November 40 Millionen ausgegeben. Als es ſich aber herausſtellte, 


*) Bekanntlich find bereits einige Poſten ruſſiſchen Goldes an die 
deutſche Reichsbank verkauft worden. 
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daß man fic) wiederum „verrechnet“ hatte, begann die Kaufkraft 
des Tſcherwonetz zu ſinken, machten ſich die erſten Anzeichen der 
den europäiſchen Arbeitern ſo gut bekannten Inflation be⸗ 
merkbar. Es mußte nicht nur die Herausgabe neuer Geldzeichen 
eingeſtellt, ſondern nach und nach auch ein Teil der bereits aus⸗ 
gegebenen Geldnoten wieder eingezogen werden. (Im Jänner und 
Feber 1926 wurden 30 Millionen Rubel aus dem Verkehr gezogen). 
Gleichzeitig mußte aber auch der Geldſchrank geſchloſſen werden, aus 
dem man bis dahin die Beträge zur Deckung der Defizite der na⸗ 
tionaliſierten Induſtrie genommen hatte. An die Stelle der rofigen 
Hoffnungen auf die weitere ſchnelle Ausdehnung der Induſtrie 
traten peſſimiſtiſche Betrachtungen über die Notwendigkeit, ſelbſt 
die beſtehende Induſtrie einzuſchränken. “) Die heftige Kriſe, die 
die Sowjetinduſtrie zur Zeit durchmacht, iſt keineswegs eine vor⸗ 
übergehende Schwierigkeit, deren es ſo viele im Laufe des „Wieder⸗ 
herſtellungsprozeſſes“ gegeben hat. Diesmal haben wir es mit einer 
bedrohlicheren Erſcheinung zu tun, denn die Grundlagen dieſes 
Prozeſſes ſelbſt ſind erſchüttert. 

Wie bereits erwähnt, gründete ſich die induſtrielle Belebung 
der letzten Jahre auf der Ausnutzung des alten Kapitals. 
Zunächſt wurden naturgemäß die am beſten eingerichteten und er⸗ 
halten gebliebenen Betriebe in Gang geſetzt. Allmählich mußte man 
zu den ſchlechter eingerichteten übergehen, was eine Verringerung 
der Arbeitsergiebigkeit und eine Verteuerung des Produktes nach 
ſich zog. Damit nahm der „Wiederherſtellungsprozeß“ mehr oder 
weniger ein Ende: alles, was man auf irgend eine Weiſe verwerten 
konnte, war bereits ausgenutzt. Soll die Sowjetinduſtrie num eine 
weitere Ausdehnung erlangen, ſo müſſen neue Fabriken gebaut, 
neue maſchinelle Einrichtungen beſchafft, muß neues Kapital 
herangeholt werden. 

Neues Kapital iſt aber auch dazu erforderlich, die Induſtrie 
auf ihrer jetzigen Höhe zu erhalten. Die Fabriksgebäude geraten 
in Verfall, die Maſchinen und Dampfkeſſel nutzen ſich ab. Soll die 
Induſtrie in Gang gehalten werden, ſo ſind ungeheure Kapitalien 


*) Es muß geſagt werden, daß ſich unter den „roten“ Wirtſchafts⸗ 
politikern Sowjetrußlands nicht wenige kommuniſtiſche Stinneſe befanden, 
die die Inflation als Mittel zur „Entwicklung der Induſtrie“ for⸗ 


derten. 
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für thre Ummontierung, für den Bau von Arbeiterwohnungen uf. 
erforderlich. Nach den Berechnungen der Sowjetökonomiſten müßte 
man zur Abwendung einer Reduktion der Induſtrie im Wirtſchafts⸗ 
jahr 1925/1926 allein kapitale Aufwendungen in Höhe von 1100 
Millionen Rubel machen. Als feſtgeſtellt wurde, daß alle mit der 
Ernte und der Getreideausfuhr aufgeſtellten Pläne wie Seifenblaſen 
zerplatzten, wurde ein neuer „Plan“ aufgeſtellt, der kapitale Auf⸗ 
wendungen in Höhe von 746.8 Millionen Rubel vorſah.“) Woher 
ſollen aber dieſe Millionen genommen werden? Und woher ſollen 
die ungeheuren Kapitalien beſchafft werden, damit die Induſtrie 
ſich weiter ausdehnen kann? Das iſt das Problem, von deſſen 
Löſung die wirtſchaftliche Entwicklung Rußlands abhängt, und 
das heute im Mittelpunkte der Erwägungen der Wirtſchaftsführer 
und Politiker Sowjetrußlands ſteht.““) Die „neue ökonomiſche 
Politik“, d. h. die Entfeſſelung der bürgerlichen kapitaliſtiſchen 
Beziehungen in der Wirtſchaft unter Aufrechterhaltung des poli⸗ 
tiſchen Regimes der Kommuniſtiſchen Diktatur, iſt an der Grenze 
ihrer Auswirkungsmöglichkeiten angelangt. Sie war imſtande, 
mit Mühe und Not die Produktivkräfte wiederherzuſtellen, die als 
Erbteil von der Vergangenheit übernommen und durch den Kriegs⸗ 
kommunismus gelähmt worden waren. Sie war aber nicht im⸗ 
ſtande, neue Produktivkräfte zu ſchaffen und anzuhäufen, um die 
weitere induſtrielle Entwicklung Rußlands zu ſichern. Die Periode 
der „Neuen Wirtſchaftspolitik“ geht zu Ende und die Frage taucht 
auf, was weiter geſchehen ſoll. Die bolſchewiſtiſchen Politiker und 


*) Siehe „Kontrollzahlen des Gosplan“ von 1925 und die „Handels⸗ 
und Induſtriezeitung“ vom 20. Feber 1926. 

**) Die Volſchewiſten ſelbſt ſehen klar, was den Arbeiterdelegierten 
entgeht, — daß nämlich für die Sowjetinduſtrie eine neue, und zwar eine 
krktiſche Periode beginnt. So hat Rykow in der Sitzung des 
Leningrader Sowjets erklärt: , 

„Bis jetzt ſtand vor uns hinſichtlich der Entwicklung der Induſtrie 
eine ziemlich einfache Aufgabe: wir mußten die ſtillgelegten Betriebe 
in Bewegung ſetzen, wozu man nur des Brennſtoffes, der Rohmaterialien 
und der Mittel für den Arbeitslohn bedurfte. Von dieſem Jahre an 
werden wir unſere Induſtrie nur im Wege des Umbaues, der techniſchen 
Vervollkommnung und der Neuerrichtung von Fabriken erweitern können. 
Darin beſteht der prinzipielle Unterſchied zwiſchen derjenigen Pe⸗ 
viode, die jetzt beginnt, und der geſamten vorangehenden Zeit, wo wir 
in techniſcher und induſtrieller Hinſicht davon gelebt haben, was wir von 
der Bourgeoiſie geerbt haben“ („Prawda“ vom 10. März 1926). 
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Wirtſchaftsführer geben auf dieſe Frage verſchiedene Antworten. 
Wir laſſen hier die vollkommen unſinnigen Antworten außer Acht, 
wie beiſpielsweiſe jene, daß man mit dem Auslande „bewußt mit 
Verluſt Handel treiben müſſe, um nur den Zuſtrom ausländiſcher 
Währung zu ſichern, während man die Verluſte bei der Ausfuhr 
durch Einfuhr von Luxusartiteln wettmachen müſſe, die mit einem 
Profit von 600 Prozent verkauft werden.“ („Prawda“ vom 4. Feber 
1926). Die Verfaſſer dieſer Vorſchläge vergeſſen, daß für den Er⸗ 
folg ſolcher papierener Pläne zwei Dinge erforderlich ſind: 1. daß 
im Lande eine ungeheure Schicht von Kapitaliſten und reichen 
Leuten vorhanden ſei, die imſtande wäre, eine genügende Menge 
von Luxusartikeln zu enormen Preiſen zu konſumieren, und 2., 
daß die rechtliche Lage dieſer Schicht eine ſolche ſei, daß ſie nicht 
befürchten müſſe, öffentlich ihren Reichtum zu demonſtrieren. Mit 
anderen Worten: die Verfaſſer dieſes Planes haben zur Rettung 
der kommuniſtiſchen Diktatur ein Mittel ausgeheckt, das die völlige 
Vernichtung dieſer Diktatur und die durch nichts beſchränkte Herr⸗ 
ſchaft der Plutokratie zur Vorausſetzung hat! Das iſt natürlich 
blühender Unſinn. Iſt es aber nicht bezeichnend für die Schärfe 
der Wirtſchaftskriſe in Somjetrußland, daß das Zentral⸗ 
organ der alleinherrſchenden Kommuniſtiſchen Partei derartige 
„Pläne“ ernſtlich behandelt und ſie zur öffentlichen Erörterung 
ſtellt? f 

Läßt man aber die phantaſtiſchen Pläne der geſchilderten Art 
außer Acht, ſo muß man auf zwei Hauptrichtungen hinweiſen, 
in denen ſich der Gedanke der Bolſchewiſten bewegt, um einen Aus⸗ 
weg aus der Sackgaſſe zu finden. Der erſte Ausweg iſt die „A g⸗ 
rariſierung“ des Landes. Man müſſe, ſo heißt es, den Ge⸗ 
danken einer Ausdehnung der Induſtrie aufgeben und ſich damit 
abfinden, daß Rußland ein Land mit einer kleinbürgerlichen Bauern⸗ 
wirtſchaft ſein würde. Wir wollen die Frage nicht unterſuchen, 
ob eine ſolche „Agrariſierung“ möglich iſt. Aber der Gedanke der 
Verkünder dieſer Idee iſt klar. Niemand von denen, die die Be⸗ 
hauptung aufſtellen, daß die Sowjetinduſtrie eine „konſequent ſo⸗ 
zialiſtiſche“ fei, leugnet, daß die ruſſiſche Bauernwirtſchaft eine 
„konſequent kleinbürgerliche“ Wirtſchaft iſt. Wer auf dieſer 
Wirtſchaft die ökonomiſche Zukunft Rußlands aufrichtet, und bereit 
iſt, die Degradierung der Induſtrie, die Herabſetzung der Zahl und 
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| der wirtſchaftlichen Bedeutung des Proletariats in den Kauf zu neh⸗ 
men, der gibt nicht nur heute, ſondern für lange Zeit, wenn nicht 

für immer den Gedanken des Sozialismus preis. Was wird unter 

dieſen Umſtänden aus der Verwirklichung „der Prinzipien von 
Marx und Engels“, die die deutſchen Arbeiterdelegierten in 
| Rußland mit eigenen Augen ſehen wollten? Ein anderer Ausweg, 

der empfohlen wird, beſteht darin, daß man ungeachtet aller Sckwie⸗ 
rigkeiten die weitere Induſtrialiſierung des Landes an⸗ 
ſtreben müſſe. Wie, auf welche Weiſe? Woher ſollen die not⸗ 
| wendigen Kapitalien beſchafft werden? Auch hier werden ver- 
ſchiedene Wege empfohlen. Wir bemerkten bereits, daß es nicht 
wenige „rote“ Wirtſchaftspolitiker gibt, die nicht abgeneigt wären, 
den Weg der Inflation zu beſchreiten. Es müſſe Geld gedruckt 
und in die Induſtrie hineingeſchloudert werden. Je weiter die 
Entwertung des Geldes fortſchreiten würde, deſto billiger würden 
die Erzeugniſſe der Sowjetinduſtrie gegenüber den Preiſen auf dem 
Weltmarkte werden. Auf dieſe Weiſe würden ſich für den ruſſiſchen 
Export ungeheure Möglichkeiten eröffnen, während die Verluſte 
aus der In flatiohnn Aber die europäiſchen Arbeiter wiſſen 
nur allzugut aus eigener Erfahrung, wer letzten Endes die „Ent⸗ 
wicklung der Induſtrie“ auf der Grundlage der Inflation bezahlt, 
als daß man ihnen noch auseinanderſetzen müßte, weshalb auch | 
dieſer Weg mit den „Prinzipien von Marx und Engels“ nichts 
gemeinſam hat. 


Es bleibt noch ein anderer Weg übrig: der Verſuch, das Pri⸗ 
i vatkapital zur Befeſtigung und Ausdehnung der Sowjetin⸗ 
| duſtrie auszunutzen und die Bourgeovifie, in Rußland wie im 
Auslande, zu veranlaſſen, ſich in den Dienſt des „ſozialiſtiſchen 
Aufbaues“ zu ſtellen. Gegenüber dom ruſſſäſchen Inlands⸗ 
N kapital bedeutet dieſer Vorſchlag, daß die Sowjetregierung ver⸗ 
i juchen müſſe, alle jene „Erſparniſſe“ in ihren Händen zu konzen⸗ 
6 trieren, die aus den Erträgen der Bauernwirtſchaft, dem privaten 
Handel, den Tantiemen der Truſt⸗ und Syndikatgewaltigen und 
(eine im heutigen Rußland nicht unwichtige Quelle der Bereicherung) 
den grandioſen Veruntreuungen ſtammen. Die Geſamt⸗ 
ſumme dieſer privaten Kapitalien im heutigen Rußland dürfte nicht 
allzuhoch ſein. Gut unterrichtete Leute ſind der Anſicht, daß dieſe 
Geſamtſumme ungefähr 500 Millionen Rubel betrage. Aber fo 


—2Ä[j6 0 


52 


— 
— 


gering dieſe Kapitalien verhältnismäßig auch find, für die Sowjet⸗ 
regierung ſind ſie unerreichbar, gerade infolge ihres terroriſtiſch⸗ 
diktatoriſchen Charakters. Wie ſoll man auch einem Staate Geld 
geben, deſſen diktatoriſche Regierung morgen aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit alle heute übernommenen Verpflichtungen annul⸗ 
lieren und ihren Gläubiger enteignen, einkerkern, deportieren und 
ſogar auf Grund einer einfachen Verfügung der Politiſchen Staats⸗ 
verwaltung erſchießen laſſen kann! Das Gericht? Aber die bol⸗ 
ſchewiſtiſche Diktatur hat auch das Gericht als ihr untergeordnetes 
Organ erklärt. Und nach welchem Kodex ſollte auch dieſes Gericht 
ſeine Urteile fällen? Von den kaum 200 Strafbeſtimmungen des 
neuen Strafgeſetzbuches lauten 42 auf Todesſtrafe. Ein 
Todesurteil kann gefällt werden gegen einen Menſchen „wegen Nicht⸗ 
erfüllung der Vertvagsverpflichtungen gegenüber einer ſtaatlichen 
Inſtitution oder einem ſtaatlichen Betriebe“ (Artikel 130), wegen 
„Veruntreuung des einem Pächter laut Vertrag überlaſſenen ſtaat⸗ 
lichen Gutes“ (Artikel 129), wegen „Spionage jeglicher Art“ (Ar⸗ 
tikel 66), d. h. auch wegen der ſogenannten „Wirtſchaftsſpionage“ 
uſw.“) Es genügt, ſich eine Vorſtellung davon zu machen, was 
alles unter dieſe Kautſchukparagraphen cejtellt werden kann, um 
die Vergeblichkeit jener Hoffnungen zu erkennen, die auf die Heran⸗ 
ziehung der privaten „Erſparniſſe“ für die Bedürfniſſe der ſtaat⸗ 
lichen Betriebe unter Aufrechterhaltung der beſtehenden politiſchen 
Ordnung gerichtet ſind. Ebenſo wie der ruſſiſche Bauer alle „wirt⸗ 
ſchaftlichen Konzeſſionen“ ausnutzt, um ſeine Wirtſchaft zu befe⸗ 
ſtigen, aber gleichzeitig der Sowjetregierung nur ein Mindeſtmaß 
von Getreide liefert und ſorgfältig ſein Geld verſteckt, nutzen die 
Männer der „Neuen Wirtſchaftspolitik“, d. h. die Vertreter der 
neu entſtehenden Bourgeoiſie, alle Möglichkeiten aus, um durch 
ſpekulative Abſchlüſſe jeglicher Art einen möglichſt hohen Profit 
zu ergattern, ihn in ausländiſche Währung oder Gold umzuwandeln 
und — wie einer von ihnen ſich bei der Beantwortung einer Um⸗ 
frage der „Handels⸗ und Induſtriezeitung“ (25. Feber 1926) aus⸗ 


*) Bei dieſer Gelegenheit ſei auch bemerkt, daß laut Artikel 71 — 
Todesſtrafe geſühnt wird die „eigenmächtige Rückkehr nach Sowjetrußland 
ſolcher Perſonen, die aus ſeinem Bereiche vertrieben worden ſind!“ Nach 
treat a orlage follen „nur noch“ — 34 Strafbeſtimmungen auf Todes⸗ 

tafe lauten! 
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drückte, auf die „Agrarbank“ zu bringen, d. h., in Erwartung beſſerer 
Zeiten in der Erde zu vergraben. Nach ihrem Uebergang zur 
„Neuen Wirtſchaftspolitik“ kann die terroriſtiſche Diktatur nicht 
mehr die Anſammlung von „Erſparniſſen“ in den Händen der 
Bauern, der Privathändler, der Spekulanten uſw., ebenſowenig aber 
auch die Erſtarkung der wirtſchaftlichen Macht dieſer Schichten 
verhindern. Sie kann aber, und das tut ſie auch in der Tat, die 
produktiwe Verwertung dieſer Erſparniſſe verhindern. Unter dem 
Regime der terroriſtiſchen Diktatur werden dieſe Erſparniſſe ent⸗ 
weder für räuberiſche Spekulationen verwendet, oder aber bis auf 
weiteres in tote Schätze (ausländiſche Währung, Gold und Edel⸗ 
ſteine) verwandelt. Jedenfalls vermögen fie die Lifung der Frage, 
wie das Grundkapital der Sowjetinduſtrie unter dem herrſchenden 
Regime erneuert werden könne, nicht zu löſen. 

Aber wenn nicht das innerruſſiſche Kapital, ſo wird vielleicht 
das ausländiſche die Sowjetinduſtrie retten? Aber die Hoff⸗ 
nung auf eine große, langfriſtige Anleiche haben die Bolſchewi⸗ 
ſten ſelbſt jetzt über Bord geworfen. Ueber derartige Anleihen 
ſpricht man jetzt nicht mehr. Um fo eifriger verſuchen die Bol⸗ 
ſchewiſten Warenkredite zu erlangen. Solche Kredite ſind 
natürlich leichter zu beſchaffen. An ihnen ſind nicht nur die Ar⸗ 
beiter in den kreditgebenden Ländern intereſſiert, die von den 
ſowjetruſſiſchen Aufträgen eine Abſchwächung der Arbeitsloſigkeit 
erhoffen, — an ihnen haben auch die Induſtriellen der betreffenden 
Länder ein Intereſſe. Zudem iſt bei dem veuhältnismäßig geringem 
Umfange und der Kurzfriſtigkeit dieſer Kredite (die bedeutendſte 
Operation dieſer Art war bisher der geplante Warenkredit in 
Deutſchland in Höhe von 300 Millionen Mark für die Dauer von 
4 Jahren) das Riſiko nicht beſonders groß, ja bei der Garantie des 
Staates faſt gleich Null, denn die bei ſäumiger Zahlung möglichen 
Verluſte avürden in dieſem Falle aus den Taſchen der Steuerzahler 
gedeckt werden. 

Dieſe Warenkredite können der Sowjetregierung helfen, gewiſſe 
laufende Schwierigkeiten zu überwinden. Sie können aber nicht 
die grundlegenden Probleme der induſtriellen Entwicklung Ruß⸗ 
lands löſen. Schon jetzt kalkulieren die ausländiſchen Kapitaliſten 
bei den Warenpreiſen, bei den Kapitalprozenten, bei den beſonderen 
Vorrechten, die ſie ſich bei den Konzeſſionen und Pachtungen aus⸗ 
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bedingen, jene rechtliche Unſicherheit und bürokratiſche Unwirtſchaft⸗ 
lichkeit mit ein, die im heutigen Rußland herrſchen. Sie würden 
aber nur dann bereit ſein, irgendwie beträchtliche Kapitalien in der 
ruſſiſchen Induſtrie anzulegen, wenn fie ſolche politiſche und öko⸗ 
nomiſche Vorrechte für ſich erlangen, die Rußland in eine 
Kolonie verwandeln und dieſelbe Herrſchaft ausländiſcher 
Kapitulationen in ihm zeitigen würden, von denen ſich die Türkei 
befreit hat und China ſich zu befreien anfängt. Die Annahme, 
daß die ausländiſchen Kapitaliſten ungeheure Mittel aufwenden 
würden, um ſpeziell eine ſozialiſtiſche Induſtrie großzu⸗ 
züchten, wäre natürlich naiv. Aber auch in dieſem Falle hebt die 
terroriſtiſche Diktatur das Bedürfnis der ruſſiſchen Induſtrie nach 
ausländiſchem Kapital nicht auf und ſchützt das Land nicht vor 
ſeinem allmählichem Eindringen in Rußland. Sie ſchafft lediglich 
für dieſes Eindringen Bedingungen, die vom Standpunkt der 
werktätigen Maſſen als die ungünſtigſten bezeichnet werden müſſen. 
Dieſe allgemeine Skizze der Entwicklung der Sowjetinduſtrie 
zeigt, daß die ruſſiſchen Sozialdemokraten ſowohl im Tempo dieſer 
Entwicklung, wie in ihrem ganzen Milieu und ihren möglichen Per⸗ 
fpeftiven vieles ſehen, was einige europäiſche, ſozialdemokratiſche 
Arbeiter, die als Gäſte nach Sowjetuußland kamen, nicht 
ſehen, was fie aber fehen müßten, wenn fie richtige 
Schlußfolgerungen ziehen wollen. Dann würde ihnen 
vielleicht die Frage der Verwirklichung der „Prinzipien von Marx 
und Engels“ nicht ſo leicht erſcheinen, daß man ſie gleich nach dem 
Ueberſchreiten der ruſſiſchen Grenze löſen lönne. 3 
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Die Lage der irbeiterflaffe 
in Rußland. 


ye 


1. Allgemeine Bemerkungen. 


Die Bolſchewiſten übernahmen in Rußland die Macht als eine 
der dort beſtehenden ſozialiſtiſchen Arbeiterparteien.“) Es wäre 
natürlich ſonderbar, wenn ſie nicht den Verſuch machen würde, alles, 
was in ihren Kräften ſteht, zu tun, um der Arbeiterklaſſe zu dienen. 
Aber die Politik einer Partei wird nicht darnach eingeſchätzt, was 
ſie tun will, ſondern darnach, was ſie tun kann und in Wirk⸗ 
lichkeit tut. Deshalb intereſſiert jeden klaſſenbowußten Proletarier 
vor allem die Frage: Was kann das Proletariat mit den Methoden 
des Bolſchowismus erreichen, die darin beſtanden, daß man mit 
Hilfe deklaſſierter Soldatenmaſſen die Macht an ſich riß und nicht 
nur gegenüber den Bürgerlichen, ſondern auch gegenüber den ſozia⸗ 
liſtiſchen Parteien, nicht nur gegenüber den Klaſſenfeinden des 
Proletariats, ſondern auch gegenüber den Maſſen der Arbeiterklaſſe 
ſelbſt Gewalt anwandte? Oder mit anderen Worten: Was kann dem 
Proletariat die terroriſtiſche Diktatur einer Minderheit der 
Arbeiterklaſſe geben? Denn die Bolſchewiſten ſelbſt werden na⸗ 
türlich nicht leugnen, daß ſie ſowohl bei ihrem Umſturz im November 
1917, wie auch jetzt, wo die Zugehörigkeit zur Kommuniſtiſchen 
Partei ihren Mitgliedern zahlreiche Vorrechte verſchafft, nur 
eine unbedeutende Minderheit des ruſſiſchen Proletariats bilden 
— nach den optimiſtiſchen Berechnungen nicht mehr als 10 
bis 12 Prozent. 


Zur richtigen Beantwortung dieſer Frage muß man zunächſt 
die Pläne von ihrer Ausführung, die Abſichten von der Wärk⸗ 
lichkeit ſtreng unterſcheiden. In den Abſichten und Plänen der 
Bolſchewiſten auf dem Gebiete der Arbeiterfrage, der Kultur, der 
Volksbildung uſw. iſt vieles ausgezeichnet und kann ſehr gut in 


*) Außer den Bolſchewiſten gibt es in Rußland eine Sozialde⸗ 
mokratiſche Arbeiterpartei (Menſchewiſtiſche Partei) und eine 
Sozialrevolutionäre Partei, die beſtrebt iſt, das Proletariat 
und die Bauernſchaft in einer Partei zu vereinigen. 


einer wirklichen ſozialiſtiſchen Geſellſchaft verwertet werden, die 
auf freier und organiſierter Selbſtbetätigung der werktätigen Menſch⸗ 
heit gegründet iſt. Unter der Diktatur einer Minderheit verwandeln 
ſich dieſe Pläne häufig in ihr Gegenteil: Alles Gute fällt den wenigen 
Bevorrechteten: den Kommuniſten und den ihnen widerſpruchslos 
Folgenden anheim, während die überwältigende Mehrheit der 
Werktätigen nur das Schlechte und Schwere zu ſpüren bekommt. 
Alſo: Nicht die Pläne und Abbſichten find maßge⸗ 
bend, ſondern die Wirklichkeit! Das iſt die erſte Regel, 
die man bei der Prüfung der Lage der Arbeiterklaſſe in Rußland 
einhalten muß. Mit dieſer erſten Regel iſt eine zweite eng ver⸗ 
knüpft: die genaue zahlenmäßige Prüfung der un⸗ 
terſuchten Erſcheinungen. Otto Bauer hat in ſeiner Rede über die 
Rußlandsdelegation u. a. die Berichte erwähnt, die die aus Oeſter⸗ 
reich zurückgekehrte Delegation polniſcher Sozialiſten in ihrer Hei⸗ 
mat erſtattete: Mit berechtigter Begeiſterung berichtete dieſe Dele⸗ 
gation über die großartigen Bauten, die die ſozialiſtiſche Stadt⸗ 
verwaltung Wiens für die arbeitende Bevölkerung errichtet hat. Da 
aber dieſe Delegation nicht die zahlenmäßige Seite der Frage 
unterſtrich, konnte bei den polniſchen Arbeitern der Eindruck ent⸗ 
ſtehen, daß die Mehrheit der öſterreichiſchen Arbeiter in glänzenden 
Wohnungsverhältniſſen lobt. Geſchieht nicht das gleiche mit vielen 
Rußlandfahrern? Sie hören beiſpielsweiſe nicht auf, über die Sa⸗ 
natorien und Arbeiterheime in Rußland zu erzählen. Aber ihre 
Worte würden einen ganz anderen Eindruck machen, wenn ſie nicht 
vergäßen, hinzuzufügen, daß nach den optimiſtiſchen Schätzungen 
nicht mehr als 4 Prozent des ruſſiſchen Proletariats im Laufe des 
Jahres die Möglichkeit haben, von dieſen Wohlfahrtseinrichtungen 
Gebrauch zu machen.“) Oder mit anderen Worten: Der ruſſiſche 
Arbeiter kann nur einmal in 25 Jahren darauf rechnen, 
einen zweiwöchigen Urlaub in erträglichen Verhältniſſen zu ver⸗ 
leben. Ganz abgeſehen davon, daß die Inſaſſen der erwähnten 


*) Nach den Angaben Bachutows, des ſtellvertretenden Volks⸗ 
kommiſſärs für Arbeit, wurden im Jahre 1925 insgeſamt 250.000 Per⸗ 
ſonen von Erholungsheimen und Sanatorien aufgenommen („Woproſy 
Truda“, Nov. 1925, S. 5). Die Geſamtzahl der Arbeiter und Angeſtellten 
beträgt zirka 7% Millionen. 
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Erholungsheime ſich vorwiegend aus den Reihen der Kommuniſten 
und der „Sympathiſierten“ rekrutieren. Alſo nochmals: Genaue 
zahlenmäßige Schätzungen! 


Schließlich ein Drittes: Es genügt nicht, die Gegenwart der 
ruſſiſchen Arbeiterklaſſe zu ſchildern, man muß auch verſuchen, in 
ihre Zukunft zu ſchauen. Jeder weiß, daß die wirtſchaftliche und 
ſozialpolitiſche Zukunft des Proletariats auf das engſte verbunden 
iſt mit der wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Entwicklung des 
Landes ſelbſt. Damit die großartigen Pläne, wenn nicht heute, ſo 
doch morgen für die breiten Maſſen der Werktätigen Wirklichkeit 
werden, find beſtimmte wärtſchaftliche Vorausſetzungen not⸗ 
wendig: Ein armes Land kann den Millionen Werktätigen weder 
einen hohen Arbeitslohn, noch genügende ſoziale Fürſorge, noch 
menſchenwürdige Lebensverhältniſſe ſichern. In gleicher Weiſe 
find für die fortgeſetzte Hebung des Lebensniveaus der Arbeiterklaſſe 
beſtimmte politiſche Vorausſetzungen erforderlich: Wenn es 
keine Garantien für einen genügenden politiſchen Einfluß der Ar⸗ 
beiterklaſſe gibt, find alle ihre Errungenſchaften auf Sand gebaut. 
Die Lage der Arbeiterklaſſe in Rußland muß alſo unterſucht werden 
in ihrer Entwicklung und in ihrem gegenſeitigen Verhältnis 
mit jenen wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Prozeſſen, die ſich 
im Lande ſelbſt abſpielen. 


2. Der Arbeitslohn. 


Mit dem Wiederaufbau der ruſſiſchen Induſtrie begann der Ar⸗ 
beitslohn, der in der Periode des „Kriegskommunismus“ faſt auf 
Null geſunken war, wieder zu ſteigen. Die letzten vorliegenden 
Angaben (vom Oktober 1924 bis September 1925) ergeben folgen⸗ 
des Bild für die Großinduſtrie.“) 


*) Es muß berückſichtigt werden, daß die angegebenen Zahlen ſich 
nicht auf die Tarifſätze, ſondern auf den tatſächlichen Arbeits⸗ 
verdienſt beziehen. Die Zahlen ſind der Zeitſchrift „Ekonomitſcheskoje 
Obosrenije“, Jänner 1926, entnommen, die in Moskau von dem offiziellen 
Wirtſchaftsorgan „Ekon. Shisn“ herausgegeben wird. 
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Durchſchnittlicher Arbeitsverdienſt in der Großinduſtrie 
für 1924/1925: 


Tages verdienft Monatsverdienſt 
in Kopeken in Rubeln 
I. Quartal 172.0 40.17 
II. a 180.7 40.53 
III. 55 192.0 43.50 
IV. 215.1 49.73 
Im Jahre 190.1 43.48 


Wir erſehen aus dieſer Tabelle, daß die Arbeitslöhne der Ar⸗ 
beiter an ſichſehhreniedrig find (1 Tſchernowetz⸗Rubel gl. unge⸗ 
fähr 2 deutſche Mark oder 16 tſchechiſche Kronen). Aber zu ihrer 
richtigen Einſchätzung muß man folgendes berüchſichtigen: 

1. Die Zahlen beziehen ſich lediglich auf die Arbeiter der 
Großinduſtrie. In anderen Induſtriezweigen, darunter auch 
im Verkehrsweſen find die Löhne bedeutend niedriger. 

2. Es beſteht ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen den 
Arbeitslöhnen in den Hauptſtädten Moskau und Leningrad, 
in denen die Regierung aus politiſchen Gründen Kozeſſionen machen 
muß, und den Arbeitslöhnen in der Provinz. So betrug, bei 
einem durchſchnittlichen Monatsverdienſt der Arbeiter der Groß⸗ 
induſtrie in der Höhe von 43.48 Rubel im Jahre 1924/1925 dieſer 
Monatsverdienſt in Moskau 65.15, im Gouvernement Leningrad 
64.10 und in der Provinz nur 39.24 Rubel.“) Ebenſo groß iſt die 
Differenz zwiſchen den einzelnen Induſtriezweigen: Der Monats⸗ 
lohn des Metallarbeiters betrug 49.71 Rubel und der des Tertil- 
arbeiters nur 37.31 Rubel. 

3. Ganz ungeheuerlich iſt der Abſtand zwiſchen den 
gelernten und ungelernten Arbeitern. Die Ver⸗ 
ſprechungen der Bolſchewiſten hinſichtlich der Einführung eines 
gleichen Lohnes für alle, gehören ſchon längſt der Vergangenheit 
an. Je weiter der Wiederaufbau der Induſtrie vorwärtsſchritt, 


a0 Man könnte annehmen, daß dieſe Differenz vielleicht durch die 
verhältnismäßige Billigkeit des Lebens in der Provinz ausgeglichen werde. 
Aber das ſtimmt nicht. Nach den Angaben über die Reallöhne, die 
in der bereits zitierten Nummer der Zeitſchrift „Ekon. Obosr.“ enthalten 
ſind, war der Reallohn des Arbeiters in der Provinz im Jahre 1924/1925 
um 30 Prozent niedriger als der Reallohn des Moskauer Arbeiters. 
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deſto fühlbarer wurde der Mangel an gelernten Arbeitern, die im 
imperialiſtiſchen Kriege und im Bürgerkriege zu Grunde gegangen, 
dem Hunger und den Entbehrungen zum Opfer gefallen, in die 
Dörfer geflüchtet oder aus ihrem Betrieb in die Reihen der Sowjet⸗ 
bürokratie übergegangen waren; deſto ſtärker wurde auch der Zu⸗ 
ſtrom der ungelernten Arbeiter aus dem Dorfe, das ſich von den 
Experimenten des „Kriegskommunismus“ lange nicht zu erholen 
vermochte und das infolge ſeiner niedrigen Technik alle freien Ar⸗ 
beitshände nicht beſchäftigen kann. Um dieſer Schwierigkeiten 
Herr zu werden, benutzen die Bolſchewiſten den Hebel des Arbeits⸗ 
lohnes. Nachdem ſie alle ihre Verſprechungen über den Ausgleich 
der Löhne über Bord warfen, ſpannten ſie bewußt die Differen⸗ 
zierung der Löhne bis zur äußerſten Grenze an. Die ruſſiſchen 
Kommuniſten brandmarkten gerne die „Arbeiterariſtokratie“ in 
Woſteuropa. Aber in ihrer eigenen Heimat machen fie die größten 
Anſtrengungen, um eine Arbeiterariſtokratie zu ſchaffen, die durch 
hohe Mauern von der Arbeitermaſſe getrennt iſt. Im Jahre 1921 
wurde feſtgeſtellt, daß die Tarifſätze der höchſten Gruppe 2.7 
mal höher ſein ſollen, als die der niedrigſten. Im Jahre 1922 
war dieſes Verhältnis bereits 3.5: 1. Im Jahre 1925 verlangte 
eine Reihe von Gewerkſchaften eine weitere Erhöhung dieſer 
Spanne: die Schneider auf das Vierfache, die Bergarbeiter auf das 
Fünffache, die Papierarbeiter bis auf das Sechsfache und die Tex⸗ 
tilarbeiter ſogar bis auf das Achtfache.“) Die Spanne bei den 
wirklichen Arbeitsverdienſten iſt ſchon jetzt höher als 
bei den Tarifſätzen. So iſt ſelbſt der deutſchen Arbeiterdelegation 
der gewaltige Abſtand zwiſchen den Löhnen der gelernten und der 
ungelernten Arbeiter nicht entgangen: Sie ſtellte Schwankungen von 
28 bis 150 Rubel im Monat feſt. („Trud“, vom 20. Auguſt 
1925). In Wirklichkeit ſind dieſe Schwankungen noch höher. So 
verdienen in der Textilinduſtrie 6.9 Prozent der Arbeiter wen i- 
ger als 20 Rubel im Monat, während 1.4 Prozent mehr 
als 100 Rubel verdienen. („Statiſtika Truda“ 1925, Nr. 7/8, 
S. 14). Darauf lief aber die Arbeitslohnpolitik der Bolſchewiſten 
bewußt hinaus, und der Führer der ruſſiſchen Gewerkſchaften, 
Tomski, erklärte noch vor kurzer Zeit, daß angeſichts der Be⸗ 


*) Siehe „Trud“ vom 6., 11., 13. und 20. Auguſt 1925. 


dingungen des ruſſiſchen Arbeitsmarktes dieſe Politik auch weiter 
fortgeführt werden würde. („Trud“ vom 20. Auguſt 1925). 

4. Endlich müſſen zur Würdigung des wirklichen Wertes der 
ruſſiſchen Arbeitslöhne die Preiſe der Gebrauchsartikel 
berüchſichtigt werden. Wir können hier nicht lange Tabellen an⸗ 
führen; wir beſchränken uns deshalb auf einige Beiſpiele. Die 
Kleinhandelspreiſe betrugen in Moskau im Juni 1925: 1 Kilo 
Roggenmehl 12 bis 17 Kopeken; Auszugsmehl 34 bis 3934 Kopeken; 
Reis 42 bis 51 Kopeken; einfache Butter 171 bis 180 Kopekenz Fleiſch 
(1. Sorte) 81 bis 87½ Kopeken; Feinzucker 77½ bis 7834 Kopeken; 
Kernſeife 50 bis 73 Kopeken; genagelte Stiefel 11, 15 bis 13.35 Rubel 
uſw.“) Jedenfalls wird die weitverbreitete Meinung, daß der Ar⸗ 
beiter in Rußland billiger lebe als in anderen europäiſchen Ländern, 
durch die bolſchewiſtiſchen Forſcher ſelbſt widerlegt. So hat der 
Leiter des Moskauer Bureaus für Arbeitsſtatiſtik F. Marcuſohn 
berechnet, daß zum 1. Oktober 1924 der Preis der Summe der 
Lebensmättel, die vom Internationalen Arbeitsamt als 
Grundlage für ſeine Berechnungen genommen wird, in Moskau 
annähernd 2 Dollar betrug, während er ſich in Prag auf 1.24, 
in Wien auf 1.47, in Berlin auf 1.5, in London auf 1.69, in 
Stockholm auf 1.89 und in Philadelphia auf 2.31 Dollar belief.“ 
(Hier muß noch bemerkt werden, daß ſich dieſe Preiſe lediglich 
auf Lebensmittel beziehen, die in Rußland immerhin noch 
verhältnismäßig billiger ſind, als Induſtrieerzeugniſſe.) 

Welche erfreulichen Ausnahmeerſcheinungen auch den auslän⸗ 
diſchen Rußlandbeſuchern zu Geſicht kommen mögen, ſo zeigen die 
ausſchließlich aus bolſchewiſtiſchen Quellen entnommenen Angaben 
unwiderleglich, daß die ruſſiſchen Arbeiter in ihrer Maſſe wenig 
verdienen, ihre Gebrauchsartikel teuer bezahlen und in ſchlechten 
Verhältniſſen leben. Und wenn ſie trotzdem eine gewiſſe Befriedi⸗ 
gung zeigen, ſo nur deshalb, weil ſie ihre jetzige Lage mit den furcht⸗ 
baren, ſchier auswegloſen Verhältniſſen vergleichen, unter denen 
ſie ſich noch vor kurzem unter der Herrſchaft des „Kriegskommunis⸗ 


Sei *) we EN, Torgowli i Transporta“ 1925, Nr. 7/8, 
te 126 bis 133 

**) Siehe F. Marcus ſohn: „Atlas der Diagramme. Herausgegeben 
vom Moskauer Gouvernementsrat der Gewerkſchaften, Moskau 1925 (ruſ⸗ 
jij). 3. Heft. Die Arbeit im Moskauer Gouvernement im Jahre 1923 / 
1924. Erläuterungen ſ. S. 23/4. 
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mus“ befanden, und die ſich ſelbſt ein Europäer, der alle Entbehrun⸗ 
gen der Kriegszeit durchgemacht hat, nur mit Mühe vorſtellen kann. 
Es darf keinen Augenblick vergeſſen werden: die allmähliche Be fr 
ſerung der Lage, das allmähliche Anſteigen des Arbeitslohnes 
in den Jahren der „Neuen Wirtſchaftspolitik“ iſt es, das ſich in der 
Pſychologie des ruſſiſchen Durchſchnittsarbeiters ſpiegelt, keineswegs 
aber iſt es ſein angeblich höheres Lebensniveau gegenüber dem 
europäiſchen Arbeiter. 


Der Arbeitslohn ſtieg in den Jahren der „Neuen Wirtſchafts⸗ 
politik“ parallell mit dem Wiederaufbau der Induſtrie. Die aus⸗ 
ländiſchen Rußlandfahrer ſahen dieſes Anſteigen und folgerten, 
ohne ſich weiter in dieſes Problem zu vertiefen, daß die Sowjet⸗ 
regierung auch weiterhin dafür ſorgen werde, daß dieſes Anſteigen 
der Löhne fortdauere. Die Bolſchewiſten ſelbſt erzählten ihnen 
das und ihre Gäſte glaubten ihnen das gerne. Wir wieſen aber ſchon 
darauf hin, daß der „Wiederherſtellungsprozeß“ bis an die Grenze 
ſeiner Ausdehnungsmöglichkeiten gelangt iſt; daß die Sowjetinduſtrie 
in eine neue kritiſche Periode eintritt, wo man bereits ihren Abbau 
erwägen muß, und wo, um mit Rykow zu ſprechen, „grundſätz⸗ 
lich“ eine neue Phaſe in der Entwicklung der Sowjetinduſtrie be⸗ 
ginnt. Kaum haben die 58 deutſchen Arbeiterdelegierten Zeit ge⸗ 
funden, darüber zu berichten, was alles ſie in Sowjetrußand „ge⸗ 
ſehen“ haben, als bereits jene Faktoren laut zu ſprechen anfingen, 
die ſie „nicht geſehen“ haben: 

„Einige ſehr verantwortliche Genoſſen hatten die Un⸗ 
vorſichtigkeit, zu ſagen, daß wir in dieſem Jahre das 
Niveau der Vorkriegslöhne erreichen, ja vielleicht ſogar über⸗ 
ſchreiten werden. Das war äußerſtunvorſichtig. Die 
Gewerkſchaftsverbände ſahen ſich genötigt, den Arbeitern dar⸗ 
zulegen, weshalb wir dieſes Niveau in dieſem 
Jahre nicht erreichen können.“ 

So ſprach der Volkskommiſſär für Arbeit, Schmidt, laut 
Bericht des „Trud“ vom 4. Feber 1926. Ebenſo äußerte fic) das 
Kollegium der Hauptökonomieverwaltung: „Eine wei⸗ 
tere Aenderung in der Richtung einer Erhöhung des Arbeitslohnes 
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im Laufe der verbliebenen Quartale dieſes Jahres iſt unmög 
lich.“ („Trud“ vom 9. Feber 1926). Ihm ſtimmte der Führer 
der Gewerkſchaften, Tomski, zu: „Eine Erhöhung des Arbeits 
lohnes iſt vorläufig nicht zu erwarten.“ („Trud“ vom 
12. Feber 1926). Und ſchließlich erklärt der Vorſitzende des Rates 
der Volkskommiſſäre, Ry tow: „In den nächſten Monaten ijt eine 
allgemeine Erhöhung des Arbeitslohnes, abgeſehen von einer kleinen 
Anzahl der rückſtändigen Arbeitsgruppen, unmöglich.“ (Praw⸗ 
da“, 10. März 1926). Wem ſoll man nun glauben? Schmidt, 
Tomski, Rykow oder — — den deutſchen Arbeiterdelegierten, die 
unvorſichtigerweiſe den unvorſichtigen Erklärungen einiger „ſehr ver⸗ 
antwortlicher Genoſſen“ Glauben geſchenkt haben? 


Die Dinge liegen leider ſo, daß parallell mit dem Ablauf des 
„Wiederherſtellungsprozeſſes“ auch die Periode eines zwar unge⸗ 
nügenden, aber trotzdem ununterbrochenen und faſt automatiſchen 
Anſteigens des Arbeitslohnes eine Ende nimmt. In dem beginnen» 
den Wirtſchaftsjahr ſteht dem ruſſiſchen Proletariat ein ſchwerer 
Kampf nicht nur für die Erhöhung, ſondern auch für die Erhaltung 
des bereits erreichten Lohnniveaus bevor, da der Teuerungsindex 
nach offiziellen Quellen fortgeſetzt anſteigt. Das ruſſiſche Prole⸗ 
tariat ſteht vor einem Kampf, zugleich aber auch unmittelbar vor 
der Frage, mit welchen Mitteln es einen organiſierten Kampf 
führen fol. Wir fürchten, daß die Bolſchowiſten in dem kommenden 
Jahr nicht mehr ſo gerne ausländiſche Arbeiterdelegationen nach 
Rußland einladen werden! 


3. Die „Hebung der Arbeitsleiſtung“, ihre 
Methoden und Folgen. 


Mit dem Wiederaufbau der Induſtrie begann der Arbeitslohn 
faſt automatiſch zu ſteigen. Es fanden freilich auf dieſem Boden 


einzelne Konflikte und Streiks ſtatt, ſo daß beiſpielsweiſe 


im Frühjahr und Frühſommer 1925 die Textilarbeiter des zentralen 
Induſtrierayons nur mit Hilfe eines Streiks, der faft den ganzen 
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Bezirk ergriff, eine Erhöhung der Tariflöhne durchſetzten.“) Aber 
die meiſten Konflikte und Streiks in dieſer Periode entſprangen 
den örtlichen Verhältniſſen, insbeſondere der nicht recht zeiti⸗ 
gen Lohnaus zahlung: Zeitweilig erreichte die Verſchuldung 
der Betriebe bei ihren Arbeitern einen gewaltigen Umfang, der 
Arbeitslohn wurde im Laufe von zwei bis drei Monaten und ſogar 
noch länger nicht ausgezahlt, und die Betriebsleitungen nutzten 
die rückſtändigen Lohnſummen zur Erhöhung der „Betriebsmittel“ 
der Fabriken aus. Indeſſen zwang die Defizitwirtſchaft der natio⸗ 
naliſierten Induſtrie die bolſchewiſtiſchen Wirtſchaftsführer, an eine 
Herabſetzung der Ausgaben und an eine Verbilligung der Pro⸗ 
duktion zu denken. Auch hier ging die Sowjetbürokratie in der 
Richtung des geringſten Widerſtandes vor. Die Abnutzung der 
techniſchen Einrichtungen, die ſchlechte Qualität der Rohſtoffe, die 
Schwerfälligkeit und Koſtſpieligkeit des Verwaltungsapparates, die 
Unwiſſenheit und Unfähigkeit der „roten“ Wirtſchaftsführer — all 
das follte durch eine Erhöhung der Arbeitsleiſtung der 
Arbeiter wettgemacht werden. Als Antrieb zu einer ſolchen 
Erhöhung ſollte der Uebergang vom Taglohn zum Akkordlohn 
und die ununterbrochene Herabdrückung der Akkord⸗ 
ſätze dienen. 

Im Sommer 1924 ſetzte ein ſyſtematiſcher Feldzug zur Hebung 
der Arbeitsleiſtung ein, der zunächſt vom Standpunkte der Wirt⸗ 
ſchaftsführer durchaus befriedigende Ergebniſſe zeitigte: Im Juni 
1924 betrug die durchſchnittliche Arbeitsleiſtung eines Arbeiters 
4.36 Rubel, im Mai 1925 bereits 6.22 Rubel. Es zeigte ſich alſo 
eine Steigerung von 100 auf 142.5. Weniger befriedigend war 
dieſer Prozeß vom Standpunkt der Arbeiter, deren durchſchnittli⸗ 
cher Tagesverdienſt ſich in dieſem Zeitraum bloß von 93.2 Kopeken 
auf 105.6 Kopeken, alſo in einem Verhältnis von 100 zu 114.2 hob,**) 

) Es ijt für die ruſſiſchen Verhältniſſe charakteriſtiſch, daß dieſer 
Streik, ebenſo wie andere, von der allgemeinen wie von der gewerk⸗ 
ſchaftlichen Preſſe in Sowjetrußland totgeſchwiegen wurde. Erſt 
nachdem die Bewegung zu Ende war, wurden in den Reden und Zeitungs⸗ 
artikeln der bolſchewiſtiſchen Führer nebelhafte Andeutungen über die 
„Sommerereigniſſe“ gemacht. Siehe beiſpielsweiſe die Reden von An⸗ 
pide Men Schmidt im Gewerkſchaftsorgan „Trud“ vom 19. und 

5 Siehe „Ekonomitſcheſkoije Obosrenije“, Oktober 1925, S. 278 und 
329, und Jänner 1926, S. 218 und 250. 
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während der reale Arbeitslohn laut den Berechnungen des Ben- 
tralen Statiſtiſchen Amtes des Oberſten Volkswirtſchaftrates faſt 
um 3 Prozent ſank.“) 

Indeſſen hat dieſe Operation der Produktionshebung ausſchließ⸗ 
lich auf Koſten der verſtärkten Ausbeutung der Arbeiter ihre Gren⸗ 
zen. In dem Maße, wie bei dem „Wiederherſtellungsprozeß“ der 
Induſtrie auch die ſchlecht eingerichteten Fabriken in Betrieb ge⸗ 
ſetzt, die Maſchinen der in Gang befindlichen Fabriken abgenutzt und 
infolge der Beſchädigungen der Maſchinen und der unpünktlichen 
Beſchaffung von Rohſtoffen, Unterbrechungen in der Produktion ein⸗ 
geführt wurden, vollzog ſich die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
in immer langſamerem Tempo, um ſchließlich im Sommer 1925 
völlig zum Stillſtand zu kommen. Wie das Gewerkſchaftsorgan 
„Trud“ dann am 11. Feber 1926 bemerkte, „kann man nicht be⸗ 
ſtreiten, daß die Produktivität der Arbeit in der letzten Periode 
nicht nur keine Tendenz zur Steigerung auſweiſt, ſondern im Gegen⸗ 
teil einen gewiſſen Rückgang zeigt.“ Ueber dieſen Rückgang der Ar⸗ 
beitsproduktivität ſchreien jetzt aufgeregt alle „roten“ Wirtſchafts⸗ 
führer. Dieſer Rückgang iſt aber unvermeidlich, da er die Rück⸗ 
ſeite der bereits mehrfach von uns feſtgeſtellten Erſcheinung bildet 
— des Abſchluſſes des „Wiederherſtellungsprozeſſes“ der Induſtrie. 
Nicht nur das weitere Wachstum der ruſſiſchen Induſtrie, 
ſondern auch die Steigerung ihrer Produktivität iſt nur möglich auf 


*) Wie aus den Angaben desſelben Statiſtiſchen Amtes, die in aller⸗ 
letzter Zeit veröffentlicht wurden, hervorgeht, vo ſich die weitere 
Senkung des Reallohnes in beſchleunigtem po. Vergleicht 
man die Angaben, die in der „Handels⸗ und Induſtriezeitung“ am 19. 
Dezember 1925, ſowie am 20. Jänner, 19. Feber und 18. März 1926 ver⸗ 
öffentlicht wurden, fo ſieht man, daß der durchſchnittliche reale Taglohn 
des Arbeiters in der geſamten Induſtrie vom September 1925 bis Jänner 
1926 um 4.5 Prozent geſunken iſt, der durchſchnittliche reale Monats⸗ 
lohn (wegen der notgedrungenen Produktionsunterbrechungen) ſogar um 
13.4 Prozent. In der Textilinduſtrie fant der durchſchnittliche Taglohn 
in n Zeitraum um 8.9 Prozent, in der Metallinduſtrie um 11.4 
Prozent. Hierzu ſei noch bemerkt, daß, als die deutſchen Arbeiterdele⸗ 
gierten auf die notgedrungenen Produktionsunterbrechungen ſtießen, ihnen 
die beruhigende Sarg Ao wurde, die Arbeiter könnten nun ihren 
—.— genießen. Die Delegierten „beneideten am meiſten“ die ruſſiſchen 

roletarier deswegen, weil „in demſelben Maße, wie die Geſamtproduktion 
des Landes“ wachſe, der Reallohn ſteige! („Was fahen 58 deutſche Ar⸗ 
beiter in Rußlanp“, S. 99). 


der Grundlage ihrer radikalen Ummontierung, der Verbeſſerung 
ihrer Technik und der Einführung einer rationellen Wirtſchafts⸗ 
organiſation. Aus der lebendigen Kraft des ruſſiſchen Arbeiters 
iſt bereits alles, was möglich war, und ſogar mehr als das, heraus⸗ 
gepreßt worden. Denn der „Feldzug zur Hebung der Arbeitser⸗ 
giebigkeit“ iſt am Arbeiter nicht ſpurlos vorübergegangen. Er hat 
tiefe Spuren hinterlaſſen, über die kurz folgendes geſagt ſei: 

1. Die Herrſchaft der unbeſchränkten Akkord⸗ 
arbeit. Anfang Juni 1925 arbeiteten im Akkord 59.6 Prozent der 
Arbeiter. In einzelnen Induſtriezweigen war dieſer Prozentſatz 
noch höher, und zwar: In der Maſchinenbauinduſtrie 66.3 Prozent, 
in der Zündholzinduſtrie 70.6 Prozent, in der metallurgiſchen In⸗ 
duſtrie 70.7 Prozent, in den Waggon⸗ und Ausbeſſerungsfabriken 
73.5 Prozent, in der Schuhwareninduſtrie 73.8 Prozent, in der 
Nähmaſchineninduſtrie 89.9 Prozent. 

Es handelt ſich aber weniger um den Akkordlohn als darum, 
daß er in Sowjetrußland durch keinerlei Grenze nach unten 
beſchränkt iſt. Theoretiſch kann der Arbeiter ſeinen Tariflohn 
beliebig erhöhen. Auf der Jagd nach einer Steigerung ſeines Lohnes 
ſtrengt er ſeine Kräfte bis zur äußerſten Grenze an; aber jeder neue 
„Rekord“ in dieſer Richtung bewirkt eine neue Herabſetzung der 
Tariflöhne und eine neue Anſpannung der Kräfte des Arbeiters. 
Eine Siſyphusarbeit! Und bei dieſem ganzen Prozeß werden alle jene 
Beſtimmungen über Bord geworfen, die ſich jo ſchön auf dem 
Papier ausnehmen. 

2. Die Preisgabe des Achtſtundentages. For⸗ 
mell beſtehen in Sowjetrußland die ſtrengſten Beſtimmungen über 
die Einhaltung des Achtſtundentages. Ausnahmen ſind bloß für 
landwirtſchaftliche Arbeiter zuläſſig. In Wirklichkeit kennen 
weder die Torfſtecher noch die Bauarbeiter den Achtſtundentag. Hin⸗ 
ſichtlich der letzteren haben auch die deutſchen Arbeiterdelegierten 
feſtgeſtellt, daß ſie „zum Teil von Sonnenaufgang bis Sonnen⸗ 
untergang arbeiten.“) Sie wurden aber durch den Hinweis be⸗ 
ruhigt, daß die Bauarbeiter ſelbſt und ihre Gewerkſchaft einer 
ſolchen Arbeitszeit „freiwillig“ zugeſtimmt hätten, da der Sommer 
kurz, der Winter lang und der Bedarf an Neubauten ſehr groß ſei. 


*) a. a. O. S. 98. 
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Als ob nicht die Arbeitgeber in allen Ländern den Achtſtundentag 
der Bauarbeiter mit den gleichen Argumenten bekämpften! Die 
ruſſiſchen Bauarbeiter ſelbſt ſind indeſſen anderer Meinung und auf ‘ 
dem kürzlich ſtattgefundenen VI. Allruſſiſchen Kongreß der Bau⸗ 
| arbeiter ertönten bittere Klagen über die Ueberſtunden, die den 
Arbeitern aufgebürdet werden. Die unvorſichtige Erklärung des 
Volkskommiſſärs für Arbeit, Schmidt, im Sinne der „beruhi⸗ 
genden“ Erklärungen der deutſchen Arbeiterdelegierten entfeſſelte | 
hier einen ſolchen Sturm der Entrüſtung, daß Schmidt in einem | 
| Brief an die Redaktion des „Trud“ vom 6. Feber 1926 ſich genötigt 
ſah, ſeine Erklärung auf dem Kongreß zu mildern, obwohl er auch 
hier von der Notwendigkeit „eines längeren Arbeitstages“ für 
Saiſonarbeiten ſpricht. 

Es handelt ſich aber im Weſentlichen nicht um einzelne In⸗ 
duſtriezweige, ſondern darum, daß die Ueberſtunden infolge 
des „Feldzuges zur Hebung der Arbeitsergiebigkeit“ mehr und mehr 
Bürgerrecht in Sowjetrußland erlangen. Laut offiziellen Angaben 
machten bereits 1924 18.8 Prozent aller Fabriksarbeiter Ueber⸗ 
ſtunden (im Durchſchnitt je 22 Stunden im Monat).“) Dieſe 
Zahlen ſind im allgemeinen wenig bezeichnend, da ſie ſich einerſeits 
auf das Jahr 1924 beziehen, und andererſeits bloß die offiziell 
regiſtrierten Ueberſtunden in Betracht ziehen. Weit ver⸗ 
breiteter jedoch ſind die Ueberſtunden, die nirgends regiſtriert 
werden. Die Arbeiter ſelbſt, durch Akkordarbeit und Lohndruck 
vorwärtsgepeitſcht, verlangen, daß Ueberſtunden gemacht werden. 
Ein typiſches Bild liefert in dieſer Beziehung folgende Korreſpon⸗ 
denz aus Odeſſa über die Verhältniſſe in einer Tabakfabrik („Trud“, 
8. April 1925): 


„Immer häufiger machen ſich die Fälle bemerkbar, daß zur Erhö⸗ 
hung des Arbeitslohnes die Arbeitszeit verlängert wird. In einigen 
Abteilungen beginnen die Arbeiter ſchon lange vor dem Klingel⸗ 
zeichen zu arbeiten... Sie ſtellen fics eine halbe Stunde vor der 
ſeſtgeſetzten Arbeitszeit an die Arbeit... Die Frühſtückspauſe wird 
verkürzt und von einigen beſonders eifrigen Akkordarbeitern über⸗ 


*) „Woproſſy Truda“, Oktober 1925, S. 36. 
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haupt nicht eingehalten.. Manche Arbeiter ſuchen fo lange wie 
möglich bei der Arbeitsbank zu bleiben, um einen höheren Lohn zu 
erzielen.“ 


Ein anderes Beiſpiel, das dieſelben Verhältniſſe illuſtriert: 
„Gegenwärtig lann man den Arbeiter nach dem Schlußklingeln 
nicht einmal mit einem Veſen aus dem Arbeitsraum hinauszutreiben 
Der Arbeiter ſucht fo lange wie nur irgendwie möglich die Arbeit forts 
zuſetzen, fo viel wie es nur irgendwie geht zu produzieren.“) 

Dies alles ſind Illuſtrationen zu einem typiſchen Antreibe⸗ 
ſyſtem, um das die deutſchen Arbeiterdelegierten die ruſſiſchen 
Arbeiter „am meiſten beneideten“! Aber dieſe notgedrungene Be⸗ 
veiiwilligteit der ruſſiſchen Arbeiter, die letzten Kräfte aus fich here 
auszupreſſen, kommt den „roten“ Wirtſchaftsführern ſehr zu ſtatten: 
Sie gibt ihnen die Möglichkeit, die von den Arbeitern geleiſteten 
Ueberſtunden nicht zu regiſtrieren, und befreit fie gleichzeitig ſowohl 
von den Scherereien mit verſchiedenen Inſtanzen, wie von der 
Verpflichtung, die von Artikel 60 des Arbeitskodex feſtgeſetzte er⸗ 
höhte Bezahlung der Ueberſtunden (anderthalbfache Bezahlung für 
die erſten zwei Stunden und doppelte Bezahlung für die weiteren) 
zu leiſten. 

Die Folge iſt, daß die erſte Konferenz für Arbeiterſchutz fol- 
gende Feſtſtellung gemacht hat: „Obwohl es der Abteilung für Ar⸗ 
beiterfragen ſcheinbar gelungen iſt, die willkürliche Anwendung von 
Ueberſtunden einzuſchränken, wüten in Wirklichkeit die 
Ueberſtunden mit aller Macht.“ („Trud“ vom 23. Feber 
1926). 

3. Die Frauen⸗ und Kinderarbeit. Auch die 
Frauen⸗ und Kinderarbeit ſpürt die Folgen der fieberhaften Jagd 
des Arbeiters nach zureichendem Verdienſt. Aber als einer der 
deutſchen Arbeiterdelegierten, Meinhardt, die Aufmerkſamkeit 
darauf lenkte, daß die Frauen unter Tag und bei Koksöfen arbeiten, 
wurde ihm natürlich die Antwort zuteil, daß „vielerorts die Ar⸗ 


*) „Weſtnik Trude”, Auguſt/ September 1925, S. 180. 
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beiterinnen ſelbſt die Frage angeregt hätten, man möge fie gu den 
Unter⸗Tagarbeiten zulaſſen.“ Was jedoch die Nachtarbeit an⸗ 
betrifft, fo erklärte Tomski im überlegenem Tone, daß „außer 
den moraliſchen bürgerlichen Erwägungen über die 
Unanſtändigkeit der Nachtarbeit der Frauen gemeinſam mit den 
Männern in einem Raume keinerlei andere ernſte ſanitäre und 
hygieniſche Erwägungen angeführt werden könnten!““) Entſpre⸗ 
chend dieſer Freiheit von „alten bürgerlichen Vorurteilen“ geneh⸗ 
migte das Volkskommiſſariat für Arbeit am 2. Feber 1923 die 
Nachtarbeit der Frauen im Telegraphen⸗ und Telephonweſen; am 
27. November 1923 wurde die Nachtarbeit der Frauen im Ver⸗ 
kehrsweſen geſtattet, und im Rundſchreiben vom 23. Feber 1924 
wurde ſchließlich den untergeordneten Stellen nahegelegt, „daß 
keinerlei beſondere Schwierigkeiten gemacht würden, daß Frauen 
Nachtarbeit in den Fällen leiſten, wo ihre Nichtzulaſſung zu ihrer 
Entlaſſung oder zur Herabſetzung ihrer Qualifikation führen würde.“ 
Es wurde alſo praktiſch jede Einſchränkung der Nachtarbeit der 
Frauen aufgehoben, und dadurch ein ungeheurer Schritt rückwärts 
gegenüber dem alten vorrevolutionären Geſetz gemacht, das die 
Nachtarbeit der Frauen, und mit beſonderer Strenge die Unter⸗ 
Tagarbeit der Frau verbot. 

Das bolſchewiſtiſche Geſetz über den Schutz der Arbeit der 
Kinder und Jugendlichen läßt nichts zu wünſchen übrig: 
die Lohnarbeit der Kinder unter 14 Jahren iſt vollkommen ver⸗ 
boten; die Arbeit der Jugendlichen von 14 bis 16 Jahren darf nicht 
mehr als 4 Stunden betragen und iſt nur in „Ausnahmefällen“ 
und unter Genehmigung des Arbeitsinſpektors geſtattet; für Ju⸗ 
gendliche von 16 bis 18 Jahren beſteht ein Maximalarbeitstag von 
6 Stunden und ein völliges Verbot der Ueberſtunden, ſowie der 
Nacht-, Untertag⸗ und beſonders ſchwerer und geſundheitsſchädlicher 
Arbeiten. So lautet das Geſetz auf dem Papier. In Wirklichkeit 
jedoch ſtellt der Leiter des Arbeiterſchutzweſens, Dr. Kaplun, im 


*) „Trud“, 20. Auguſt 1925. 
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„Trud“ vom 25. Feber 1926 feſt, daß „die beſtehende Geſetzgebung 
über die Arbeitszeit der Jugendlichen unter 16 Jahren laut den 
ſtatiſtiſchen Angaben in 26 von 100 Fällen nicht eingehalten wird.“ 
Aber auch in den Fällen, wo ſie eingehalten wird, verhalten ſich die 
Arbeitsinſpektoren, nach den Worten Dr. Kapluns, zu den von 
ihnen erteilten Genehmigungen vollkommen formell. In letzter 
Zeit beginnt indeſſen auch die Geſetzgebung ſelbſt ſich zu verſchlech⸗ 
tern: Am 18. April 1925 wurden eine Reihe von Ausnahmen für 
die Arbeit der Jugendlichen in der Landwirtſchaft gemacht; ähnliche 
Ausnahmen werden auch für das Handwerk und die Heiminduſtrie 
geplant; die kürzlich in Moskau abgehaltene Konferenz über den 
Schutz der Jugendlichen ſprach ſich gegen ein allgemeines 
Verbot der Nachtarbeit der Minderjährigen aus. 
(„Trud“, 27. Feber 1926); in derſelben Konferenz wurde berichtet, 
daß man in der Ukraine die Abſicht habe, die Jugendlichen zu den 
Untertagarbeiten zuzulaſſen. („Komſomolſkaja Prawda“, 27. 
Feber 1926). Auch dies bedeutet einen Rückſchritt gegenüber den 
Errungenſchaften, die die ruſſiſchen Arbeiter noch vor der Revolu⸗ 
tion durchgeſetzt hatten. 

Bei der Frage der Jugendlichen muß auch die Millionen⸗ 
armee der obdachloſen Kinder erwähnt werden, die der 
Weltkrieg und der Bürgerkrieg ſowie das Ausſterben der Bevöl⸗ 
kerung in den Jahren des „Kriegskommunismus“, insbeſondere 
während der furchtbaren Hungersnot 1921/22 (die etwa 5 
Millionen Menſchen dahinraffte) als Erbteil hinterlaſſen 
hat. Dieſe unglücklichen Kinder, die die Straßen der Städte über⸗ 
fluten, vegetieren auf den Friedhöfen und auf den Schuttablade⸗ 
ftellen; auf und unter den Eiſenbahnwagen fahren fie von Ort zu 
Ort durch das ganze Reich; ſie ſtehlen, plündern, begehen ſogar 
mitunter Mordtaten; Tuberkuloſe, Alkoholismus, Kokainismus, 
Geſchlechtskrankheiten wüten in ihren Reihen und fordern zahlreiche 
Opfer. Die geſamte Sowjetpreſſe iſt mit Angaben über dieſe furcht⸗ 
bare Geißel des Landes angefüllt. Es gibt kein Mittel, um gegen 
fie anzukämpfen. Kinderheime? Aber ihre Zahl ijt ſehr 
gering und die Ordnungen in ihnen find derart, daß die Kinder aus 
ihnen flüchten. Zum Bau neuer Kinderheime und zur Beſſerung der 
Verhältniſſe in den beſtehenden iſt kein Geld vorhanden. Für die 
obdachloſen und völlig verdorbenen Kinder wird der Bau beſonderer 
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Gefängniſſe geplant. In letzter Zeit werden dieſe Kinder 
an kleine Handwerker und Bauern als Arbeitskräfte abgegeben, 
d. h. ſie werden in Wirklichkeit bis zu ihrer Volljährigkeit in 
Sklaverei verkauft. Angeſichts dieſer entſetzlichen Tragödie, 
die von den Bolſchewiſten ſelbſt nicht verheimlicht wird, haben die 
Verfaſſer des Berichtes der deutſchen Arbeiterdelegierten den Mut, 
auf Seite 121 folgendes zu ſchreiben: „Heute noch trifft man in 
den großen Städten hier und da elternloſe Kinder, die ſich um⸗ 
hertreiben.“ Dies iſt ihre eigene Schuld, denn ſie wurden „ſchon 
mehrmals in Kinderheimen untergebracht, die von der Sowjet⸗ 
regierung in muſtergültiger Weiſe in den Schlöſſern und 
Villen der Bourgeoiſie angelegt wurden.“ Die Erfahrung habe 
jedoch gelehrt, „daß einige dieſer Kinder, trotz beſter Behandlung 
in Kinderheimen, ſo an das Umhertreiben gewöhnt ſind, daß ſie ſich 
nur ſchwer in einem geordneten Leben zurechtfinden können und 
trotz der guten Behandlung immer wieder ausreißen. Sie ziehen 
es vor, zu betteln, Zigaretten zu rauchen und Süßigkeiten 
zu naſchen.“ Kann man ähnlichen Unſinn nicht täglich in der 
bürgerlichen Preſſe über die Bettler, Arbeitsloſen, Kriegswitwen 
und <Waijen leſen?! 


4. Der Arbeiterſchutz. Auch der allgemeine Arbeiter⸗ 
ſchutz wird inſolge des Beſtrebens, die Verluſte der Sowjetinduſtrie 
auf Koſten der Arbeiter wettzumachen, immer mehr abgebaut. Die 
bereits erwähnte Arbeiterſchutzkonferenz in Moskau hat feſtgeſtellt, 
daß die Forderungen der Arbeiterſchutzkommiſſionen nicht mehr 
als zu 50% ausgeführt werden. („Trud“, 23. Feber 1926). Na⸗ 
türlich ſind auch hier die „Arbeiter ſelbſt“ ſchuld, da ſie mitunter 
die Schutzvorrichtungen bei den Maſchinen entfernen, die der 
ſchnellen Arbeit hinderlich ſind. Die Folge iſt ein ungeheuerliches 
Anwachſen der Arbeitsunfälle. Hier einige Zahlen: 

Im Don⸗Becken entfielen auf je 1000 Arbeiter Unfälle: im 
erſten Vierteljahr 1925 40.8, im zweiten Vierteljahr 44.7, im drit⸗ 
ten Vierteljahr 47.8 („Trud“, 28. Jänner 1926). In Leningrad 


entfielen im Jahre 1924 auf 1000 Verſicherte 46.1, im Jahre 1925 
70.2 Unfälle („Trud“, 23. Feber 1926). 
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„Akkordarbeit iſt Mordavbeit!“ — dieſes Wort kann auf die 
Arbeiter in der Sowjetinduſtrie angewendet werden. Trotzdem 
bleibt den Bolſchewiſten, ſolange die allgemeinen Bedingungen ihrer 
Wirtſchaft nicht geändert werden, nichts anderes übrig, als auf 
dieſem Wege der ſogenannten Hebung der „Arbeitsproduktivität“, 
d. h. der fortgeſetzten Antreibung der Arbeiter durch unbeſchränkte 
Akkordarbeit und Herabdrückung der Lohnſätze weiter zu gehen. 
Wir fahen bereits, daß man von einer weiteren Erhöhung der 
Arbeitslöhne überhaupt nicht mehr ſpricht; wir ſtellten feſt, daß der 
reale Arbeitsverdienſt in Wirklichkeit ſinkt. Damit iſt aber die 
Entwicklung noch nicht abgeſchloſſen: Angeſichts der heraufziehenden 
Kriſe hat „das Kollegium der Hauptökonomieverwaltung des Ober⸗ 
ſten Rates der Volkswirtſchaft es als notwendig erklärt, alle Be 
mühungen der Wirtſchaftsführer und der Gewerkſchaftsorganiſa⸗ 
tionen in die Richtung einer Steigerung der Arbeits⸗ 
ergiebigkeit zu lenken ... Zur Verringerung der Lohn⸗ 
ſpeſen bis zu der von der Arbeitsgeſetzgebung feſtgeſetzten Grenze 
erachtet das Kollegium der Hauptökonomieverwaltung es als not⸗ 
wendig, eine Reihe bisher koſtenlos freigeſtellter kommunaler Lei⸗ 
ſtungen nur gegen Entgelt zur Verfügung zu ſtellen.“ („Trud“, 9. 
Feber 1926). Die Wohnungsmieten ſind jetzt ſchon bedeutend 
erhöht und die weitere Verwirklichung der Pläne der Hauptöko⸗ 
nomieverwaltung würde auch den letzten Trumpf vernichten, den 
man in der Regel vor den Rußlandbeſuchern auszuſpielen 
pflegt. d 


Dies iſt die Lage der ruſſiſchen Arbeiter im der nationaliſierten 
Induſtrie, dargeſtellt ausſchließlich auf Grund der offiziellen 
bolſchewiſtiſchen Angaben. Ob die ruſſiſchen Arbeiter 
zu „beneiden“ ſind, mögen die ausländiſchen Arbeiter ſelbſt entſchei⸗ 
den. Jedenfalls iſt die neue Bourgeoiſie in Rußland, die 
ſich anſchickt, die Schwierigkeiten der Sowjetregierung auszunutzen, 
um in die Induſtrie einzudringen, mit dieſer Lage ſehr zufrieden. 
In ihren Antworten auf die Umfrage des Organs des Oberſten 
Rates für Volkswirtſchaft („Handels⸗ und Induſtriezeitung“ vom 
25. Feber 1926) ſpricht die neue ruſſiſche Bourgeoiſie nicht nur ihr 
Entzücken darüber aus, wie die „roten“ Wirtſchaftsführer und 
Gewerkſchafter „die Faulpelze und die Arbeitsſcheuen“ antreiben, 

75 


fie verlangt auch, daß die Gewerkſchaften in den Privatbetrieben 
einen ebenſolchen energiſchen „Kampf für die Hebung der Produk⸗ 
tiwität der Arbeit“ führen ſolle“.“) 


*) Wie der Lefer ſieht, kommt bereits die Stimme der neuen Bour⸗ 
geoifie in der bolſchewiſtiſchen Preſſe zur Geltung, wo natürlich eine 
„Umfrage“ unter ſozialdemokratiſchen Arbeitern oder Gewerkſchaftlern 
der Amſterdamer Richtung niemals veröffentlicht werden würde. Uebrigens 
ſei hier noch bemerkt, daß nach den Angaben der „Handels⸗ und Feuer 
zeitung“ die Höhe des Privattapitals im rn: Rußland minde⸗ 
ſtens auf eine halbe Milliarde Rubel geſchätzt wird: andere 
Schätzungen find weſentlich höher 
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IV. 
Die rechtlichen und politiſchen 
Verhältniſſe. 


1. Die Gewerkſchaften. 


Die Prüfung der Verhältniſſe in der ruſſiſchen Induſtrie und 
der wirtſchaftlichen Lage der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe zeigt, daß 
der ruſſiſche Arbeiter Mitel eines organiſierten Selbſt⸗ 
ſchutzes braucht. Beſonders ſtark iſt dieſes Bedürfnis gerade jetzt, 
wo die wirtſchaftliche Entwicklung Rußlands in eine neue kritiſche 
Phaſe eintritt. Eines der wichtigſten Mittel des organiſierten 
Selbſtſchutzes iſt die Gewerkſchaft.“) Wie verhält es ſich 
mit dieſen Dingen in Sowjetrußland? 


a) Die Organifation der Gewerkſchaften. 


Die Zahlenangaben über die Stärke der ruſſiſchen Gewerkſchaften 
find an ſich geeignet, auf die Phantaſie zu wirken: Laut Angabe 
der „Arbeitsſtatiſtik“ (1925, Nr. 6, S. 16) zum 1. Feber 1925 
6,950.000 Mitglieder bei einer Geſamtzahl von 714 Millionen 
Arbeiter und Angeſtellten! Abgeſehen vom landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
letariat, das faſt gar nicht organiſiert iſt, gehören faſt alle Arbeiter 
und Angeſtellten den Gewerkſchaften an. Wären dieſe Gewerk⸗ 
ſchaften in der Tat freie, ſelbſttätige Organiſationen der Arbeiter⸗ 
klaſſe, ſo brauchte man nichts Beſſeres zu wünſchen. Weiſen aber die 
ruſſiſchen Gewerkſchaften in Wirklichkeit die erwähnten Eigenſchaften 
auf? Artikel 152 des Arbeitsgeſetzbuches lautet, daß die Gewerk⸗ 
ſchaften in intergewerkſchaftlichen Organiſationen vereinigt und 
regiſtriert werden. Laut Artikel 153 dürfen keine anderen Ver⸗ 
einigungen außer den amtlich regiſtrierten ſich als Gewerkſchaften 
bezeichnen und ihre Funktionen ausüben. Die offiziellen Gewerk⸗ 
ſchaften haben das Monopol der Vertretung der Arbeiterin⸗ 
tereſſen. Da aber die intergewerkſchaftliche Spitzenorganiſation 


) Wir müſſen die Frage der ſozialen Verſicherung hier außer 
bea ofen Obwohl auch auf dieſem Gebiete von ven Rußland⸗ 
fahrern zahlreiche Märchen und Legenden produziert worden ſind, würde 
eine Darſtellung des wirklichen Sachverhaltes zu viel Raum in Anſpruch 
nehmen und den Rahmen dieſer Schrift zu weit ausdehnen. 
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durch einen Mechanismus, über den ſpäter die Rede fein joll, den An⸗ 
forderungen der Regierung angepaßt iſt, ſo ſind nur die von 
der Regierung gutgeheißenen Gewerkſchaften 
in Sowjetrußland exiſtenzberechtigt.“) Der ruſſiſche Ar⸗ 
beiter kann entweder in eine ſolche, mit Monopolgewalt ausgerüſtete 
Gewerkſchaft eintreten, oder er muß außerhalb der gewerlſchaftlichen 
Organiſation bleiben, da andere Gewerkſchaften in Rußland nur als 
illegale Organiſationen denkbar ſind. Das Recht der freien 
Auswahl iſt dem ruſſiſchen Arbeiter nicht gegeben. 


Weshalb haben ſich aber die ruſſiſchen Arbeiter faſt vollzählig 
als Mitglieder der offiziellen Gewerlſchaften eingeſchrieben? Weil 
dieſe Gewerkſchaften eine ungeheure Macht über jeden einzelnen 
Arbeiter beſitzen, und vor allem, weil es ohne Mitgliedsbuch einer 
Gewerkſchaft jaft unmöglich ijt, Arbeit in Induſtriebetrieben oder 
Sowjetinſtitutionen zu finden. Mit monopoliſtiſcher Macht auf dem 
Gebiete der Organiſation ausgerüſtet, haben die offiziellen Gewerk⸗ 
ſchaften gleichzeitig auch das Monopol bei der Verteilung der Ar⸗ 
beit. Sie brauchen deshalb nicht wie die europäiſchchen Gewerkſchaften 
durch Führung von Kämpfen, durch Propaganda und Agitation 
neue Mitglieder für ihre Organiſation zu werben: der ruſſiſche 
Arbeiter iſt gezwungen, der Gewerkſchaft beizutreten, weil er 
ſonſt keine Arbeit findet. Dem Namen nach freiwillig, iſt die Mit⸗ 
gliedſchaft in den ruſſiſchen Gewerkſchaften in Wahrheit eine 
Zwangsmitgliedſchaft. Deshalb haben die Millionenzah⸗ 
len der ruſſiſchen Gewerkſchaften einen viel geringeren inneren 
Wert als die Millionenzahlen der europäiſchen Gewerkſchaften, 
deren Mitglieder freiwillig und bewußt der Organiſation beige⸗ 
treten find. 


b) Die Gewerkſchaften und die Arbeitslejen, 

Die ruſſiſchen Gewerkſchaften haben das Monopol bei der Ver⸗ 
teilung der Arbeiten. Nirgends tritt in dieſer Beziehung ihre 
abſolute Macht ſo grell hervor, wie bei ihrer Haltung zu den 
Arbeitsloſen. In den weſteuropäiſchen Ländern treten die 
Kommuniſten bekanntlich als die beſonderen Freunde und Gönner 


*) Es iſt in Rußland gelungen, für die Gewverkſchaften eine 7 zu 
ſchafſen, die in Italien fo hartnäckig von Muſſolini angeſtrebt wi 
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der Arbeitsloſen auf. In Sowjetrußland liegen die Dinge anders: 
Ohne Mitgliedsbuch einer Gewerkſchaft kann man hier keine Arbeit 
finden, aber andererſeits iſt es dem Arbeitsloſen faſt unmöglich, 
Mitglied einer Gewerkſchaft zu werden. Es hängt von der Ge⸗ 
werkſchaft ab, dem Arbeitsloſen ein Mitgliedsbuch und Arbeit zu 
geben, oder ihn Hungers ſterben zu laſſen. In dieſer Beziehung 
iſt auch eine beſondere Theorie geſchaffen worden, die folgender⸗ 
maßen lautet: Die Gewerkſchaften find Organiſationen der Ar⸗ 
beitendenz die Arbeitsloſen arbeiten nicht, ſie wollen nur 
arbeiten und können deshalb nicht Mitglieder der Gewerkſchaft ſein. 


„Perſonen, die ihre Arbeitskraft verwerten wollen, und vor der 
Arbeitsloſigkeit nicht Mitglieder der Gewerkſchaft waren,“) können 
während der Arbeitsloſigkeit nicht in die Gewerkſchaft aufgenommen 
werden“, ſchreibt Finn im Leitartikel des „Trud“ vom 11. Juni 
1925. Noch deutlicher ſpricht ſich im „Trud“ vom 1. Juli 1925 
Baſjubin aus: „Die Gewerkſchaften haben niemals die Aufgabe 
übernommen, die Intereſſen von Perſonen zu verteidigen, die keine 
Lohnarbeit leiſten. Der Wunſch allein, Arbeit zu finden und in die 
Gewerkſchaft aufgenommen zu werden, genügt nicht. Die Ge⸗ 
werkſchaften kämpfen für organiſierte Arbeit, für organiſierte Ar⸗ 
beitsbeſchaffung, aber natürlich nur für die Perſonen, die bereits 
dieſer Organiſation angehören, d. h. für Mitglieder der Ge⸗ 
werkſchaften ... Die Arbeitsloſen, die nicht den Gewerkſchaften 
angehören, mögen hinſichtlich des Kerns der erwähnten Frage an⸗ 
derer Meinung ſein als wir, da ſie Arbeit bekommen wollen. Sol⸗ 
cher Perſonen gibt es viele, nicht nur auf dem Arbeitsnachweis, 
ſondern in jeder Familie eines Arbeiters, Angeſtellten oder Bauern. 
Aber die Gewerkſchaften übernahmen und übernehmen nicht die 
Aufgabe, die Intereſſen Aller zu verteidigen, die nicht Lohnarbeit 
leiſten, und können auch dieſe Aufgabe nicht übernehmen.“ Der 
Allruſſiſche Zentralrat der Gewerkſchaften hat ſich 
ſogar gegen die Aufnahme jener Arbeitsloſen ausgeſprochen, die 
bei öffentlichen Arbeiten beſchäftigt werden, da dieſe Arbeiten „einen 
zeitweiligen Charakter tragen und nicht als Lohnarbeit gelten können, 
ſondern nur die Form darſtellen, durch die die Arbeitsloſen ſtaatliche 


*) Hierbei muß berückſichtigt werden, wie viele ſolcher „Perſonen“ 
täglich aus den Dörfern in die Städte ſtrömen. 
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Hilfe erhalten.“) „Für Nichtmitglieder der Gewerkſchaft ijt es 
ſchwer, ja faſt unmöglich, Arbeit zu erlangen, und Mitglied der Ge⸗ 
werkſchaft kann man nur werden, wenn man Arbeit bekommen hat“, 
— ſo formuliert den entſtandenen fehlerhaften Kreis einer der 
Führer der ruſſiſchen Gewerkſchaften, Melnitſchans ki. (Trud“, 
10. November 1925). 


Welche Verhältniſſe dadurch geſchaffen werden, berichtet der 
bereits oben erwähnte Baß jubin: „Nachdem man alle Sperren 
paſſiert hat, die bei uns in genügender Zahl vorhanden ſind, iſt 
niemand davor geſchützt, von der Arbeit weggeholt zu 
werden. Ein früheres Mitglied der Gewerkſchaft oder ein eben 
erſt eingetretener junger Genoſſe — einerlei, ob es der Abſolvent 
einer Lehranſtalt iſt oder ein junger Arbeiter, oder eine Witwe 
mit Kindern oder eine alleinſtehende Frau, oder die Frau eines 
Rotarmiſten, — werden unweigerlich von der Gewerkſchaft 
von der Arbeit weggeholt, nachchdem ſie ein, zwei oder 
auch ſechs Monate gearbeitet haben. In der Regel richten die 
Gewerkſchaften ihre Pfeile gegen den neu eingetretenen Arbeiter, 
der nicht der Gewerkſchaft angehörte; ein ſolcher Arbeiter wird 
ungeachtet des Widerſtandes des Direktors unweigerlich von der 
Arbeit weggeholt. In der Begründung heißt es denn auch: „muß 
entlaſſen werden auf die Forderung der Gewerkſchaft als Nichtmit⸗ 
glied der Gewerkſchaft.“““) Wir ſehen aus all dieſen Angaben, in 
welch eine auswegloſe Lage der Arbeitsloſe in Sowjetrußland gerät, 
insbeſondere einer, der aus irgendwelchen Gründen aus der Ge⸗ 
werkſchaft ausgeſchloſſen wurde. Iſt es unter dieſen Umſtänden 
verwunderlich, daß der ruſſiſche Arbeiter mit allen Mitteln darnach 
ſtrebt, das Mitgliedsbuch einer Gewerkſchaft zu erlangen, und als 
Mitglied der Gewerkſchaft bemüht iſt, bis zur letzten Möglichkeit 
alle Forderungen der „Gewerkſchaftsdiſziplin“ zu erfüllen, d. h. 
widerſpruchslos ſich den großen und kleinen „Bonzen“ unterzu⸗ 


D und Direktionsſchreiben des N Zentral⸗ 
der Gewerkſchaften Nr. 7“, „Trud“, 18. Juli 1 

„Trud“, 13. Jänner 1926. — Baßjubin . ſich über dieſe 

satin vergißt aber, daß fie die notwendige Folge der von ihm ſelbſt 
empfohlenen Politik gegenüber den Arbeitsloſen iſt. 
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ordnen, von denen jeine Exiſtenz und die feiner Familienange⸗ 
hörigen abhängt? 


c) Die „Selbſtwerwaltung“ der Gewerkſchaften. 

Die ruſſiſchen Gewerkſchaftsbeamten unterſcheiden ſich von den 
Funktionären der weſteuropäiſchen Gewerkſchaften nicht nur da⸗ 
durch, daß ihre Macht über jeden einzelnen Arbeiter unbegrenzt iſt. 
Ihr weſentliches Merkmal beſteht auch darin, daß ſie niemals als 
wirklich Auserwählte aus der Maſſe der Gewerlſchaftsmitglieder 
gelten können. Auf dem Papier ſind auch die ruſſiſchen Gewerkſchaf⸗ 
ten Selbſtverwaltungskörperſchaften, die auf demokratiſcher Grund⸗ 
lage aufgebaut ſind. In Wirklichkeit bedeutet dieſe „Selbſtwerwal⸗ 
tung“ einen Hohn auf das ihr zu Grunde liegende Prinzip. Zu⸗ 
nächſt muß bemerkt werden, daß alle Wahlen durch offene 
Stimmabgabe vollzogen werden. Den deutſchen Arbeiterdele⸗ 
gierten gefiel, wie bereits erwähnt, dieſes „ehrliche Bekennen“ 
jedes einzelnen zu ſeiner Meinung außerordentlich. Was es aber 
für den ruſſiſchen Arbeiter bedeutet, kann jeder aus dem oben 
Dargelegten ſelbſt erſehen. Hierbei muß immer wieder im Auge 
behalten werden, daß in Rußland eine politiſche Diktatur 
beſteht, und daß, wenn die Gewerkſchaftsbeamten einen nicht will 
fährigen Arbeiter aus dem Betrieb herauswerfen können, die Po⸗ 
litiſche Staataverwaltung (die ehemalige Tſcheka) die Sorge um 
ſeine weitere Unterbringung zu übernehmen vermag. Die Führer 
der ruſſiſchen Gewerkſchaften ſelbſt geben ſich hinſichtlich der Folgen 


des „ehrlichen Bekennens“ für den betreffenden Arbeiter keinerlei 
Illuſionen hin. „Die Verfolgung der Gewerkſchaftsmitglieder, auch 


ihr Ausſchluß aus dem Verband wegen der Kritik der 


Tätigkeit und der Handlungen dieſes oder jenes Gewerkſchaftsbeam⸗ 


ten, die in der Regel als „Diskreditierung des Gewerkſchaftsorgans“ 
bezeichnet wird, iſt keine zufällige Erſcheinung“, erklärt 
der Gewerkſchaftsführer Melnitſchanski. („Trud“, 26. März 
1925.) Dasſelbe wiederholte Tomſki auf dem 14. Kongreß der 


Kommuniſtiſchen Partei Rußlands. („Prawda“ vom 1. Jänner 


1926.) Unter Hinweis darauf, daß man auf allen möglichen Ar⸗ 
beiterverſammlungen „die höchſtgeſtellten Perſonen des betreffenden 
Gouvernements“ zu Vorſitzenden wählt, erklärte der Gewerkſchafts⸗ 
führer Andrejew: „Welcher Arbeiter wird auf die Rednertribüne 
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klettern, wenn er fieht, daß am Vorſtandstiſch hochgeſtellte Per⸗ 
ſonen ſitzen?“ (Trud“, 5. April 1925.) 

Man könnte unzählige ähnliche Aeußerungen anführen, es 
dürfte aber auch ſchon ohnedies klar ſein, wie gering die Meinungs⸗ 
freiheit iſt, die der ruſſiſche Arbeiter in feiner Gewerkſchaft ge⸗ 
nießt. Unter dieſen Umſtänden wird von den Arbeitern, die gegen⸗ 
über den „Bonzen“ kritiſch geſtimmt ſind, nur ſelten jemand es wagen, 
ſeine Kandidatur auſſtellen zu laſſen. Zudem vernichtet die offene 
Abſtimmung vollends jede Freiheit der Wahlen. Der bereits 
erwähnte Andrejew iſt offenbar anderer Anſicht als die deutſchen 
Arbeiterdelegierten, wenn er erklärt: „Die einſtimmige An⸗ 
nahme der Anträge oder der Kandidatenliſte iſt häufig eine ein⸗ 
fache Formalität, keineswegs aber ein Ausdruck der An⸗ 
teilnahme der breiten Maſſen.“ („Trud“, 5. April 1925.) 

Gehen wir aber weiter. Die Wahlen ſind überall viel⸗ 
ſtufig und dieſes Syſtem fördert noch mehr die Möglichkeit, die 
Zahl der Kommuniſten und der durchaus „Zuverläſſigen“ auf den 
höheren Stufen der hierarchiſchen Leiter noch zu vermehren. In 
die höheren Inſtanzen der Gewerkſchaften (darunter auch in die 
oben erwähnten intergewerkſchaftlichen Organe) kann außer den 
Kommuniſten und ihren Schützlingen niemand hineinkommen, 
ſelbſt wenn er zufällig in eine untergeordnete Inſtanz hineinge⸗ 
wählt wurde. Schließlich das Wichtigſte: Alle Gewerkſchaftsinſtanzen, 
von den unteren bis zu den oberen, befinden ſich nicht nur in den 
Händen der Kommuniſten, fie find auch vollkommen abhän⸗ 
gig von den Organen der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei, die ſelbſt davor nicht zurückſchrecken, gewählte Perſonen abgu- 
ſetzen und ſie auf dem Wege der „Kooptierung“, d. h. einfach durch 
Ernennung, durch andere zu erſetzen. „Faſt alle leitenden 
zentralen und Gouvernementsinſtanzen der Gewerkſchaften ſind damit 
beſchäftigt, die gewählten Amtsperſonen von einem Ort zum andern 
zu verſetzen . .. Saft täglich ändert irgend ein Zentralko⸗ 
mitee die Zuſammenſetzung der örtlichen leitenden Inſtanzen 
Es find ganze Kadres gewerlſchaftlicher Beamter entſtanden, die 
periodiſch von einem Ort zum andern geworfen werden.“ So 
ſchreibt Melnitſchanski („Trud“, 15. Auguſt 1925), und er 
fügt zu dieſer Feſtſtellung noch hinzu, daß dieſe Praxis „eine Sorg⸗ 
loſigkeit bei der Ausübung des Amtes und eine Verantwortungs⸗ 
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loſigkeit gegenüber den Wählern“ gegeitigt habe.“) Noch vor gang 
kurzer Zeit hat das Gewerkſchaftsorgan „Trud“ (17. März 1926) 
eine Reihe von Beiſpielen angeführt, wo kommuniſtiſche Parteior⸗ 
ganiſationen den Gewerkſchaften die mannigfaltigſten, ihnen fern⸗ 
ſtehenden Aufgaben zuweiſen (darunter auch Ermittelungen über 
Steuerhinterziehungen von Bauern uſw.) und ohne Umſchweife 
Gewerkſchaftsboamte ernennen. Der Führer der ruſſiſchen Gewerk⸗ 
ſchaften, Tomsk i, für den „die Leitung der Gewerkſchaften durch 
die Partei eine Frage iſt, die in keiner Weiſe angefochten oder an⸗ 
gezweifelt werden kann oder foll,**) ſucht einen Ausweg aus den 
Widerſprüchen in der „doppelten Verantwortlichkeit“ der Gewerk⸗ 
ſchaftsfunktionäre. Einerſeits müßten ſie ſich hinſichtlich der „ge⸗ 
werkſchaftlichen Linie“ vor ihren Wählern verantworten (die ihnen 
nichts anhaben können) und andererſeits ſeien ſie hinſichtlich der 
„Parteilinie“ vor der Partei verantwortlich (die ſie jeden Augen⸗ 
blick von ihrem Poſten abſetzen, für eine andere Arbeit verwenden, 
nach dem entfernteſten Neſt in der Provinz verſchicken kann uſw.). 
Die Ergebniſſe dieſer doppelten Verantwortlichkeit liegen ſo klar auf 
der Hand, daß ſie wohl kaum näher erörtert zu werden brauchen. 


Die unzweifelhafte Schlußfolgerung, die aus allen dieſen An⸗ 
gaben gezogen werden kann, iſt die, daß die ruſſiſche Gewerk⸗ 
ſchaften im Gegenſatz zu den weſtlichen weniger Organe der Selbſt⸗ 
verwaltung der Arbeiter find, als Organe der bolſchewi⸗ 
ſtiſchen Regierung zum Zwecke der Beherrſchung 
der Arbeiter. Dieſem Zweck dient ihr Aufbau wie ihre Praxis 
in der Umgebung der kommuniſtiſchen Diktatur. In dieſer Be⸗ 
ziehung bilden auch die Betriebsräte keine Ausnahme, über 
die die deutſchen Arbeiterdelegierten in begeiſterten Tönen berich⸗ 
teten. Ja, auf dem Papier iſt in der Geſetzgebung über die Be⸗ 
triebsräte vieles ausgezeichnet. Aber das gleiche gilt auch von 


*) Als dieſe Aeußerungen Melnitſchanskis in der deutſchen ſozial⸗ 
demokratiſchen Preſſe veröffentlicht wurden, verſuchte er in der Berliner 
„Roten Fahne“, ſeine Erklärung zu mildern. Aber keinerlei nachträgliche 
Korrekturen vermögen den vollkommen klaren und kategoriſchen Sinn der 
oben wiedergegebenen Worte aus der Welt zu ſchaffen. 

rt auf dem XIV. Kongreß der REP. „Prawda“, 1. Jän⸗ 
ner 1926. 
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anderen Geſetzen und Dekreten der Bolſchewiſten. In der Praxis, 
in der die Selbſttätigkeit der Arbeiter durch die kommuniſtiſche Par⸗ 
teidiktatur ertötet wird, liegen die Dinge anders. Wir wollen hier 
nicht wiederholen, was wir bereits über die Wahlen in den Ge⸗ 
werkſchaften geſagt haben. Wir wollen bloß einen kurzen Aus⸗ 
zug aus einer Korreſpondenz im „Trud“ vom 13. Feber 1926 wie⸗ 
dergeben, die unter der charakteriſtiſchen Ueberſchrift: „Von De⸗ 
mokratie keine Spur“ erſchienen iſt. Es heißt in dieſer 
Korreſpondenz: 

„In der Wahlverſammlung wählte man ziemlich geſchloſſen den 
Fabriksdirektor und den Sekretär der Kommuniſtiſchen „Zelle“ in das 
Präſidium. Man kritiſierte die Arbeit des Betriebsausſchuſſes ſehr 
ſchüchtern und ſchwach. Als jedoch der Fabriksdirektor in die Debatte 
eingriff und eine donnernde Rede hielt zur Verteidigung des Betriebs⸗ 
rates, nahm auch dieſe ſchüchterne Kritik ein Ende und durch die Reihen 
der Verſammelten ging es im Flüſterton: „Sieh zu, daß Du nicht 
dagegen ſtimmſt, ſonſt wirſt Du noch entlaſſen oder in der Tarifklaſſe 
herabgeſetzt. .. Natürlich wählte man dann den alten Vorſitzenden 
und die Abſtimmung über die anderen Mitglieder verlief „wie erfor⸗ 
derlich“. Freilich ſchimpfte man viel auf dem Heimwege.“ 

Dieſe Korreſpondenz aus einer Tabakfabrik in Theodoſia (Krim) 
zeichnet das typiſche Bild der Wahlen der Betriebsräte in den 
Fabriken. Aber die deutſchen Arbeiterdelegierten, die die Krim 
beſuchten, ſahen dieſes Bild nicht. Im Gegenteil: „nirgends 
bemerkten ſie irgendwo eine Unzufriedenheit“, und ſie „ſtellten die 
Volkstümlichkeit und Beliebtheit der Führer feſt.““) Aber die 
ruſſiſchen Sozialdemokraten ſehen die Wirklichkeit, die ſelbſt in den 
Spalten der offiziellen bolſchewiſtiſchen Preſſe ihre Wiederſpiegelung 
findet. Deshalb können ſie ſich nicht dem begeiſterten Chor zu Ehren 
der Betriebsräte in Sowjetrußland anſchließen, der von den deut⸗ 
ſchen Arbeiterdelegierten angeſtimmt wurde. Die deutſchen Rußland⸗ 
fahrer ſehen in dieſen Betriebsräten ein Organ, mit deſſen Hilfe 
die Arbeiter an der Verwaltung des Betriebes teilnehmen. Die 
ruſſiſchen Sozialdemokraten ſind leider zu der Feſtſtellung genötigt, 
daß die Betriebsräte in Rußland bisher weit eher ein Organ dar⸗ 
ſtellen, mit deſſen Hilfe die Betriebsleitung die Arbeiter zu beherr⸗ 
ſchen und in Gehorſam zu halten ſucht. Dieſe Feſtſtellung ſoll durch 
die weiteren Darlegungen des näheren beleuchtet werden. 


*) A. a. O., S. 79 und 74. 
86 


d) Die Gewerkſchaften, die Arbeiter und die Wirtſchaftsführer. 

Die Folge der oben dargeſtellten Verhältniſſe iſt ein Zuſtand, 
den die Bolſchewiſten ſelbſt als „Loslöſung der Gewerk⸗ 
ſchaften von den Maſſen“ bezeichnen: „An Stelle des 
Ueberredens und Ueberzeugens wurde das obrigkeitliche Anſchreien 
angewandt, an die Stelle der Leitung trat das Kommandieren. 
Die Folge war die Loslöſung der Gewerkſchaften von den Arbeiter⸗ 
maſſen. Die Gewerkſchaften traten nicht als gewählte Füh⸗ 
rer der Arbeiterorganiſationen auf, die den Are 


beitermaſſen naheſtehen, ſondern als „komman⸗ 


dierende“, „befehlende“ Organiſationen. Und das 
Syſtem der Verſchiebung und des häufigen Wechſels der werant- 
wortlichen Funktionäre in den Gewerkſchaften vertiefte noch dieſen 
unzuläſſigen Bruch.“ So ſchrieb das zentrale Gewerkſchaftsorgan 
„Trud“ (17. 10. 1925), indem es die Beſchlüſſe der Plenarverſamm⸗ 
lung des kommuniſtiſchen Zentralkomitees über die Tätigkeit der 
Gewerkſchaften kommentierte. Infolge dieſer „Loslöſung“ von den 
Maſſen ſind die Gewerkſchaften nicht nur nicht über die wirklichen 
Stimmungen und Wünſche der Arbeitermaſſen unterrichtet, auch 
die heftigſten Konflikte und Streiks brechen vollkommen 
unerwartet für die Gewerkſchaften aus und verlaufen ohne ihr 
Wiſſen und ihre Teilnahme, häufig ſogar gegen ihren Willen: 
„Ohne Wiſſen der Gewerkſchaft, ohne Wiſſen der kommuniſtiſchen 
Zelle, ohne Wiſſen des Betriebsrates, ohne Wiſſen des Direktors 
bricht plötzlich — obwohl zwiſchen ihnen allen die beſten gegen⸗ 
ſeitigen Beziehungen beſtehen und die kameradſchaftlichſten Ver⸗ 


hältniſſe herrſchen — ein Streik aus! Spinne in der Suppe!“ So 


äußerte fic) der Gewerkſchaftsführer Tomſcki auf dem VI. Gou⸗ 
vernementskongreß der Gewerkſchaften in Leningrad. („Trud“, 30. 
5. 1925.) Nach den Angaben des Kommuniſten Pitkowſki wurden 
im Jahre 1924 — 98.5 Prozent aller Streiks „ohne Wiſſen und 
Zuſtimmung und gegen den Beſchluß der Gewerkſchaften“ durch⸗ 
geführt. („Bolſchewik“ Nr. 13/14.) Es handelt ſich aber hier nicht 
nur um die „Loslöſung“ der Gewerkſchaften von den Maſſen. Schon 
aus den eben angeführten Worten Tomſkis erſehen wir, daß die 
Gewerkſchaft, die kommuniſtiſche Zelle, der „rote“ Fabriksdirektor 
und der Betriebsrat „in kameradſchaftlichſten Verhältniſſen“ zu⸗ 
einander ſtehen. Etwas anderes iſt auch nicht zu erwarten, da ſie 
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alle Mitglieder einer und derſelben diktatoriſchen Partei find, die 
auf diktatoriſchen Grundlagen aufgebaut iſt. Sie alle ſind zunächſt 
verpflichtet, auch in den Gewerkſchaften die Direktiven der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei zu befolgen, und jene Politik der „Hebung der 
Arbeitsergiebigkeit“ zu verwirklichen, die, wie wir geſehen haben, 
untrennbar verknüpft iſt mit einer unbeſchränkten Akkordarbeit und 
einer Herabdrückung des Arbeitslohnes, d. h. mit jenen Erſcheinun⸗ 
gen, die die Unzufriedenheit der Arbeiter wecken. Bei einem ausbre⸗ 
chenden Konflikt erweiſen ſich die „in kamevadſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen“ zueinander ſtehenden Gewerkſchaften und kommuniſti⸗ 
ſchen Zellen, Fabriksdirektoren und Betriebsräte in einem Lager, 
während die Arbeitermaſſe ſich in einem anderen Lager befindet. 
Die „Loslöſung“ von den Maſſen verwandelt ſich in einen Ge⸗ 
genſatz zu den Maſſen. Es entſteht eine Lage, wie ſie bei⸗ 
pielsweiſe in der Moskauer „Arbeiter⸗Zeitung“ (26. 2. 1926) an⸗ 
läßlich eines Streiks auf einer großen Textilfabrik im Gouvernement 
Iwanowo⸗Woſneſenſk, der infolge eines Konfliktes mit einem gro⸗ 
ben Meiſter ausgebrochen war, geſchildert wird: „Die Arbeiter for⸗ 
derten die Einberufung einer Betriebsverſammlung. Aber der 
Betriebsrat verhinderte durch allerhand Winkelzüge die 
Einberufung der Verſammlung, d. h. er deckte mit allen 
Mitteln den verhaßten Meiſter.“ Als jedoch infolge 
dieſer Haltung des Betriebsrates ein Streik ausbrach, „ſchloß 
ſich die kommuniſtiſche Zelle dem Streik nicht an 
und die Parteikommuniſten gingen zur Arbeit“. 

Die durchſchnittlichen Kommuniſten, die im Betriebe ſtehen, 
treten keineswegs immer in der ſchmachvollen Rolle von Streik⸗ 
brechern auf. Vielmehr ſiegt ſehr häufig bei ihnen das Gefühl der 
Klaſſenſolidarität über die Parteidiſziplin. Sie nehmen dann nicht 
nur am Streik teil, ſondern leiten ihn ſogar, wie das während des 
großen Textilarbeiterſtreiks im Frühjahr 1925 der Fall war. Sie 
geraten aber dann in einen Konflikt mit der Partei, die ſie aus 
ihren Reihen ausſchließt und, ebenſo wie die ſozialdemokratiſchen 
Arbeiter, zum Objekt der Fürſorge der Politiſchen Staatsverwal⸗ 
tung (G. P. U.) macht. Aber die von der „Arbeiter⸗Zeitung“ ge⸗ 
ſchilderte Haltung des Betriebsrates bleibt immerhin 
typiſch. Der Betriebsrat iſt in der Regel ein „Freund“ des 
Fabriksdirektors: Seine Exiſtenz wird aus den Mitteln des Be⸗ 
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triebes beſtritten; die Betriebsverwaltung kann den Mitgliedern des 
Betriebsrates zahlreiche kleine aber ſehr weſentliche Vorrechte ein⸗ 
räumen; die Hauptſache aber iſt, daß er mit der Betriebsverwaltung 
durch die „Bande der Parteidiſziplin“ auf das engſte verbunden iſt. 

„Die Gewerkſchaften haben häufig dieſe oder jene wirtſchaftlichen 


Maßnahmen unmittelbar verwirklicht, ſie haben ſelbſt die 
Arbeiter während der Konflikte ausgeſperrt, die 
Arbeiter von einer Arbeit zur anderen verſetzt, die Belaſtung der 
einzelnen Arbeiter bei der Arbeit erhöht, die Konflikte in der Stille 
der Kabinette ohne genügend breite Oeffentlichkeit entſchieden, den 
ernſteſten Feldzug zur Hebung der Arbeitsergiebigkeit, zur Er⸗ 
höhung der Arbeitsleiſtungen und zur Herabſetzung der Lohntarife 
ohne vorherige Erörterung dieſer Maßnahmen 
mit den Arbeitern lediglich auf dem Wege bureaukratiſcher 
Rundſchreiben von oben her durchgeführt, die die gemeinſame Un⸗ 
terſchrift der Gewerkſchaft und des Wirtſchaftsorganes trugen; ſie 
haben ſich in den Tarif⸗ und Schiedskommiſſionen damit befaßt, daß 
ſie den Arbeitern Strafen zudiktieren, und verwan⸗ 
delten ſich ſo in den Augen der Arbeiter in eine zweite Be⸗ 
triebs verwaltung.“ So ſchildert die Verhältniſſe der Ge⸗ 
werkſchaftsführer Koſelew im „Trud“ vom 17. Oktober 1925. Er 
zitiert hierbei folgende Erklärung von Kagonowitſch: „Auf 
Schritt und Tritt werdet ihr bei dem Beſuch der Betriebe von 
den Arbeitern hören: Was mache ich mir aus der Gewerkſchaft? Sie 
unterdrückt uns ebenſo wie der Direktor, Schutz finde ich bei 
der Gewerkſchaft nicht und irgend eine Hilfe erweiſt jie mir auch 
nicht.“ 

So urteilen, nach dem Zeugnis der Bolſchewiſten ſelbſt, „auf 
Schritt und Tritt“ die ruſſiſchen Arbeiter über die „roten“ Gewerk⸗ 
ſchaften und Betriebsräte. Sollten die ausländiſchen Arbeiterdele⸗ 
gierten nicht die Verpflichtung gehabt haben, dieſe immerhin kom⸗ 
petenten Anſchauungen der ruſſiſchen Arbeiter ein wenig zu berück⸗ 
ſichtigen? 

Gewiß, viele Kommuniſten, insbeſondere viele kommuniſtiſche 
Funktionäre in der Gewerkſchaftsbewegung empfinden qualvoll die 
widerſpruchsvolle Lage, in die die Gewerkſchaften und die Betriebs⸗ 
räte geraten ſind, und ſind aufrichtig beſtrebt, die Dinge zu beſſern. 
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ſachen nicht aus der Welt ſchafft. Und die wirkliche Urſache der Um⸗ 
wandlung der Gewerkſchaften in bureaukratiſche Staatsorgane be⸗ 
ruht, wie wir aus dem Dargelegten erſehen haben, in der Dikt a⸗ 
tur der Kommuniſtiſchen Partei. Es kann keine ſich 
ſelbſt verwaltenden Maſſenorganiſationen in einem Lande geben, 
in dem die Freiheit des Wortes, der Preſſe, der Verſammlungen 
uſw. das Monopol einer bevorrechteten Partei bildet. Die Dik⸗ 
tatur von oben zeitigt unvermeidlich diktatoriſche Verhältniſſe in 
den unteren Schichten der Organiſation. 

Es muß noch einmal wiederholt werden: Die Gewerkſchaften in 
Rußland ſind etwas ganz anderes als die Gewerkſchaften in den 
weſtlichen Ländern. Die äußeren Formen ſind ſcheinbar die 
gleichen, aber der Inhalt iſt hier und dort häufig diametral 
einander entgegengeſetzt. 


e) Einige ergänzende Angaben. 

Der beſchränkte Raum geſtattet uns nicht, alle Seiten der Tä⸗ 
tigkeit der ruſſiſchen Gewerkſchaften eingehend zu beleuchten. Wir 
wollen deshalb nur noch einige der wichtigſten Fragen ſtreifen. 

Es wird viel über die Kultur⸗ und Bildungsarbeit 
der ruſſiſchen Gewerkſchaften geſprochen und geſchrieben. Aeußerlich 
iſt dieſe Arbeit tatſächlich glänzend geſtellt. Schauen wir uns aber 
ihren Inhalt etwas näher an. Hier muß zunächſt hervorgehoben 
werden, daß die von den Gewerkſchaften ſelbſt für Kultur⸗ und Bil⸗ 
dungszwecke bewilligten Mittel verſchwindend gering ſind; dieſe 
Mittel werden vielmehr in der Hauptſache durch die Wirtſchafts⸗ 
organe beſchafft, und zwar in Form von Abzügen, die durch die 
Kollektivverträge feſtgeſetzt werden. So betrugen nach Angabe von 
Meltnitſchanſki („Trud“, 23. 9. 1925) laut den Berichten von 
19 Gewerkſchaftsvorſtänden, im Jahre 1924 die von den Wirtſchafts⸗ 
organen ſtammenden Eingänge für Kulturzwecke 7,753.463 Rubel, 
während die Eingänge aus Gewerkſchaftsmitteln insgeſamt auf 
764.463 Rubel oder weniger als 10 Prozent beliefen. 

Was ſoll man nun Beſſeres verlangen? Nicht die Arbeiter, 
ſondern die Betriebe geben die Mittel her für die Befriedigung 
der Kultur⸗ und Bildungsbedürfniſſe des Proletariats. In Wirklich⸗ 
keit jedoch werden dieſe von den Wirtſchaftsorganen abgeführten Be⸗ 
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Aber man kann die Folgen nicht reparieren, wenn man die Ur⸗ 


träge bei dem Abſchluß der Kollektivverträge mit in Rechnung ges 

ſtellt; es find alſo nichts anderes als verſteckte Abzüge vom 

Arbeitslohn, die hinter dem Rücken der Arbeiter, ohne ihr 
i Willen und ihren Willen vorgenommen werden. „Die Abzüge für 
Kulturzwecke find eine indirekte Steuer auf den Arbeitslohn“, mußte 
auch Tomſki anerkennen. „Man wird — jo erklärte er — nach 
einem gewiſſen Zeitraum dieſe Methode vollkommen aufgeben müſ⸗ 
fen.” („Trud“, 13. 5. 1925.)*) 

Der bureaukratiſche Charakter der Zuweiſung von Mitteln für 
Kultur⸗ und Bildungszwecke prägt ſich auch in der Art der ganzen 
Kulturarbeit aus: Es wird hier faſt nichts als ſoziale Gemein⸗ 
ſchaftsarbeit gemacht, vielmehr bürgert ſich in den Gewerk⸗ 
ſchaften (unter dem Vorwand, daß die Mittel von den Wirtſchafts⸗ 
organen ſtammen) immer mehr die Methode ein, jeden Schritt zu 
bezahlen. Die Arbeit auf dieſem Gebiete kommt ſehr teuer 
zu ſtehen; zudem iſt die Arbeit ſehr ſchlecht: die bolſchewiſtiſche 
Preſſe iſt mit Mitteilungen überfüllt, daß die „Maſſen in paniſcher 
Furcht“ vor jenen Agitationskampagnen flüchten, die von den Kom⸗ 
muniſten in den Arbeiterklubs inſzeniert werden: „Die allgemeinen 
Berichte und die allgemeinen Parolen, heute genau dasſelbe wie bei 
ähnlichen Veranſtaltungen im verfloſſenen Jahre.“ („Trud“ vom 

| 27. November 1925). Auch Frau Krupfkaja, die Witwe Lenins, 
berichtet in der „Prawda“, daß die Arbeiter ſich in ihren Klubs 
keineswegs heimiſch fühlen, daß ſie Furcht haben, frei in dieſen 
Klubs zu ſprechen und es vorziehen, ſich von ihnen fernzuhalten. 
Der bureaukratiſche Aufbau der Gewerkſchaften ſpiegelt ſich 
auch in der Art ihrer Finanzgebarung wieder. „In den Ge⸗ 
werkſchaften, wie überhaupt in allen Inſtitutionen, wird tagein, 
tagaus, eine Menge überflüſſiger, nutzloſer und oft vollkommen 
unnützer Arbeit ausgeführt,“ ſchreibt Reſnikow im „Trud“ vom 
28. Jänner 1926. Aber dieſe Arbeit wird bezahlt, die vorhandenen 
Mittel werden mit der größten Freigebigkeit verſchwendet, und nach 
| den Berechnungen desſelben Refnikow könnte man die Aufwendun- 
gen ohne jede Beeinträchtigung der Arbeit mindeſtens um 30 Pro⸗ 


„) In dieſer Beziehung iſt Melnitſchanſki mit Tomſki nicht einver⸗ 

ſtanden. In der Nummer des „Trud“ vom 23. 9. 1925 veröffentlichte er 

As einen Artikel unter der demonftrativen Ueberſchrift: „Die Gewerkſchaften 
können die Abzüge für Kulturzwecke nicht preisgeben.“ 
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zent verringern. Aber außer den hier gekennzeichneten Verſchwen⸗ 
dung der Mittel, zeigt ſich in den Gewerkſchaften ein viel ſchlim⸗ 
meres Uebel: eine wahre Epidemie der Veruntreuun⸗ 
gen, die nach den Worten Tomffis „ungeheuere Ausmaße“ erlangt 
haben, da man „die Veruntreuungen verheimlichte und totſchwieg, 
um die Gewerkſchaften nicht vor den Maſſen zu diskreditieren.“ 
(Trud“, 30. 5. 1925.) Tomiti ijt der Anſicht, daß man auf dieſe Wetfe 
in den Gewerkſchaften nicht weniger als 3 Millionen Rubel verun⸗ 
treut hat, ganz abgeſehen davon, daß mindeſtens die gleiche Summe 
von den Gewerkſchaftsbureaukraten in Form von Vorſchüſſen und 
Darlehen angeeignet worden iſt, von denen man „mit Beſtimmtheit 
ſagen kann, daß ſie nicht zurückgezahlt werden“. 

Von dieſer Veruntreuungsſeuche iſt nicht nur die Gewerkſchafts⸗ 
bewegung betroffen. Mit vielleicht noch größerer Heftigkeit wütet 
ſie auch in den Genoſſenſchaften“) wie in allen Wirtſchaftsorganen. 
Im Kampfe gegen dieſes Uebel greifen die Bolſchewiſten zu den 
härteſten Strafen, die Todesſtrafe mit inbegriffen. Aber wiederum 
muß hier geſagt werden: Man kann die Folgen nicht reparieren, 
wenn man die Urſachen nicht aus der Welt ſchafft. Wo keine öffent⸗ 
liche Kontrolle vorhanden iſt, und wo die Allmacht der Regierenden 
fic) mit der völligen Rechtloſigkeit der Regierten paart, dort ent⸗ 
ſteht unvermeidlich ein Boden für die verſchiedenſten Mißbräuche. 

Wir wollen hier die Frage der Wiederherſtellung der 
internationalen Einheit der Gewerkſchaftsbe⸗ 
wegung, wie auch das unwürdige Spiel, das von den Kommuni⸗ 
ſten in dieſer Frage getrieben wird, nicht näher berühren. Bei der 
praktiſchen Löſung dieſer Frage wird man fic) jedenfalls nicht 
darauf beſchränken dürfen, über das „Streben zur Einheit“, von 
dem die Bolſchewiſten jetzt erfüllt ſind, begeiſterte Reden zu halten. 
Man wird hierbei auch jene „Beſonderheiten“ der ruſſiſchen Ge⸗ 
werkſchaften im Auge behalten müſſen, die fie von den Gewerkſchaf⸗ 
ten aller anderen Länder unterſcheiden, und die in ihrer Geſamt⸗ 
heit darauf hinauslaufen, daß in den „roten“ Gewerkſchaften jene 
Grundlage fehlt, die für das Beſtehen einer jeden proletariſchen 
Klaſſenorganiſation unbedingt erforderlich iſt — die proleta⸗ 
riſche Demokratie. 

*) Die „Prawda“ (20. 10. 1925) iſt der Anſicht, daß im letzten Jahre in 
den Konſumgenoſſenſchaften nicht weniger als 12 Millionen Rubel verun⸗ 
treut worden ſind. 
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. D2 olitiſchen Parteien und das Sotvietfyftem. 


a) Auf der ſchiefen Ebene. 


Als die Bolſchewiſten in der Nacht vom 25. zum 26. Oktober 
(7. bis 8. November n. St.) 1917 die Macht ergriffen und ihre 
erſten Dekrete über den Frieden und den Grundund Boden 
veröffentlichten, wurde in dieſen Dekreten und in den ſie kommen⸗ 
tierenden Reden Lenins kategoriſch erklärt, daß die endgültige 
Entſcheidung dieſer wie aller anderen Fragen der Konſtituie⸗ 
renden Verſammlung überlaſſen bleibe, die auf Grund des 
allgemeinen, gleichen, direkten Proportionalwahlrechtes gewählt 
werden würde. Als jedoch die Konſtituierende Verſammlung am 
5. Jänner 1918 in Petersburg zuſammentrat, wurde ſie durch mili⸗ 
täriſche Macht auseinandergeſprengt, während die zu ihren Gunſten 
demonſtrierenden Volksmaſſen durch Schüſſe auseinander getrieben 
wurden. 


Schon in den erſten Wochen der bolſchewiſtiſchen Herrſchaft 
ſetzten Angriffe auf die Freiheit der Preſſe und der Ver⸗ 
ſammlungen ein. Aber dieſe Angriffe wurden von einer 
Regierungserklävung begleitet, in der verkündet wurde, daß die 
Einſchränkung der politiſchen Freiheit lediglich eine vorübergehende 
Maßnahme fet, die von den Bedingungen des nicht abgeſchloſſenen 
Umſturzes diktiert werde; ſobald die neue Regierung ſich befeſtigt 
habe, werde die Freiheit in vollem Umfange wieder hergeſtellt 
werden. Seitdem find 814 Jahre verfloſſen. Die bolſchewiſtiſche 
Regierung ſelbſt verſichert fortgeſetzt, daß fie feſt und unerſchütterlich 
daſtehe. Aber die politiſche Freiheit iſt in Rußland nicht nur nicht 
wieder hergeſtellt, es ſind vielmehr alle ihre Spuren ausgemerzt 
worden. Die Unterdrückung der Demokratie und der politiſchen 
Freiheit, die in der erſten Periode der bolſchewiſtiſchen Herrſchaft 
als eine traurige Notwendigkeit, die einen vorübergehenden Charak⸗ 
ter trage, erklärt wurde, iſt jetzt zu einer Theorie erhoben 
worden, die man nicht nur den ruſſiſchen Volksmaſſen einzuprägen 
ſucht, ſondern auch eifrig im europäiſchen Proletariat propagiert. 
Kein Wunder, daß das Hauptkomitee für politiſche Bildung (an 
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deſſen Spitze die Witwe Lenins, Frau Krupskaja fteht) in 
feinem berühmten Rundſchreiben vom Jahre 1923 den Befehl aus. 
gab, daß aus den Volksbibliotheken nicht nur die geſamte „Agi« 
tationsliteratur aus dem Jahre 1917 für Verfaſſung, demokratiſche 
Republik, bürgerliche Freiheit, Konſtituierende Verſammlung, al 
gemeines Wahlrecht uſw.“ entfernt werde, ſondern auch die „Agi⸗ 
tations⸗ und Nachſchlageliteratur der Sowjetorgane (aus den 
Jahren 1918, 1919, 1920) über jene Fragen, die gegemvärtig von 
der Sowjetregierung anders entſchieden werden!“ Die Bolſchewiſten 
fühlen ſich durch ihre eigene Vergangenheit gehemmt, und ſie treffen 
deshalb Maßnahmen, daß die Volksmaſſen nichts über dieſe Ver⸗ 
gangenheit erfahren. 


Parallel mit der Unterdrückung der Freiheit und den wirt⸗ 
ſchaftlichen Experimenten, über die wir an anderer Stelle berichtet 
haben, vollzog ſich die Entwicklung des Terrors. Die Bolſche⸗ 
wiſten begannen mit der Aufhebung der Todesſtrafe und en⸗ 
deten mit ihrer Anwendung in ungeheuerlichem Ausmaße, die allere 
dings nicht als Hinrichtung, ſondern als „Vernichtung des Feindes“, 
als „höchſtes Strafmaß“ und anderen mehr oder minder ſcham⸗ 
haften Namen bezeichnet wird. 


Auf die grauenhafte Geſchichte des ſogenannten „roten Terrors“ 
wollen wir hier nicht eingehen: Die Literatur zu dieſer Frage iſt 
in allen Ländern ſo umfangreich, daß jeder, der ſich über dieſe 
ſchmachvolle Erſcheinung unterrichten will, ſich die nötigen Unter⸗ 
lagen verſchaffen kann.“) Wir wollen hier lediglich hervorheben, 
daß die Schuld an dieſer zügelloſen Terrorherrſchaft keineswegs 
der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe zuzuſchreiben iſt. Der Terror in Ruß⸗ 
land kam viel mehr „von oben“, von den Führern der bolſchewi⸗ 
ſtiſchen Partei. Trotzki erzählt in ſeinem Buche: „Ueber Lenin“ 
(Seite 104—105), daß kein anderer als Lenin „bei jeder paſſenden 


*) Die Glaubwürdigkeit des allgemeinen Bildes des roten Terrors, 
dem hunderttauſende Perſonen zum Opfer fielen, wird dadurch nicht ge⸗ 
mindert, daß dieſe Schilderungen häufig von Feinden des Bolſchewismus 
ſtammen. Eine andere Frage iſt es freilich, wieweit jene Konterrevolu⸗ 
tionäre, die während der Periode des ſogenannten „weißen Terrors“ un⸗ 
erhörte Greueltaten verübten und heute noch im Falle ihres Sieges von 
blutiger Rache träumen, berechtigt find, fic) movalijd) zu entrüſten. 
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Gelegenheit den Gedanken der Unvermeidlichkeit des Terrors pros 
pagierte“, und ſich über die „Spitzen der Arbeiterklaſſe“ entrüſtete, 
die ſich über ſeine Notwendigkeit „nicht genügend Rechenſchaft abga⸗ 
ben“ und nicht einſahen, daß es „keine große Revolution gebe, wenn 
man nicht verſtünde, die ſabotierenden Weißgardiſten niederzuſchie⸗ 
ßen.“ Dieſer Abneigung der Arbeiterklaſſe gegen den Terror muß 
es zugeſchrieben werden, daß die Hauptfunktionäre der Tſcheka ſich 
nicht aus der Arbeiterſchaft rekrutieren, ſondern aus den Reihen der 
Matroſen, Soldaten und Intellektuellen; ihr iſt es auch zuzuſchrei⸗ 
ben, daß die Bolſchewiſten, im Gegenſatz zu den Jakobinern der 
großen franzöſiſchen Revolution, es niemals gewagt haben, ihre 
Hinrichtungen öffentlich zu vollziehen. Sie waren vielmehr beſtrebt, 
dieſe Hinrichtungen geheim, in den Kellern der Tſcheka, vorzunehmen 
und verheimlichten ſie in den meiſten Fällen ſorgfältig vor der 
Bevölkerung. Es wird wohl kaum je gelingen, die Zahl der Opfer 
genau feſtzuſtellen, die von den Henkern der Tſcheka gemordet und 
zu Tode gequält worden find! 

Aber in dieſem Abſcheu gegen die Hinrichtungen und den Terror 
legte das ruſſiſche Proletariat jenen Klaſſeninſtinkt an den 
Tag, der Lenin und anderen kommuniſtiſchen Führern abging. 
Denn in der Praxis des Terrors entfaltete fich jener weitverzweigte 
Apparat der Tſcheka mit zehntauſenden Beamten, Spitzeln, hun⸗ 
derttauſenden freiwilligen und unfreiwilligen Denunzianten und 
eigenen bewaffneten Kräften, der nicht nur das ganze Reich, ſondern 
auch die kommuniſtiſche Partei ſelbſt in ſeinem Banne hält. Sprach 
man doch anfangs davon, daß der Terror unvermeidlich ſei, ſolange 
der Bürgerkrieg andauere. Aber der Bürgerkrieg iſt längſt ſiegreich 
abgeſchloſſen worden, die Organe des Terrors jedoch ſind nicht nur 
nicht beſeitigt worden, ſie haben ſich vielmehr befeſtigt und eine 
neue Theorie geſchaffen, wonach der Terror gerade nach Beendigung 
des Bürgerkrieges beſonders notwendig fei, um den „ſozialiſtiſchen 
Aufbau“ zu ſichern. Die Zahl der Hinrichtungen iſt geringer ge⸗ 
worden, aber umſo unerbittlicher unterdrückt die ſeelenloſe bureau⸗ 
kratiſche Maſchine des Terrors jede Aeußerung der Freiheit. Ent⸗ 
gegen den allgemeinen Vorſtellungen, die noch im Bericht der engli⸗ 
ſchen Gewerkſchaftsdelegation ihren Niederſchlag finden, beſtand 
noch bis zum Ende des Bürgerkrieges in Sowjetrußland die Mög⸗ 
lichkeit eines offenen Auftretens der ſozialiſtiſchen Oppoſition. Die 
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ſozialdemokratiſche Partei beſaß noch etliche legale Orga 
niſationen; ihre Vertreter tagten noch in den Sowjets, und ſelbſt 
ihre Delegationen wurden zu den allruſſiſchen Sowjetkongreſſen ein⸗ 
geladen. (Zum letzten Mal zum achten Kongreß, der im Dezember 
1920 abgehalten wurde.) Erſt nach Beendigung des Bürgerkrieges, 
gleichzeitig mit der Abkehr vom „Kriegskommunismus“ und dem 
Uebergang zur „Neuen Wirtſchaftspolitik“ wurde der Befehl Le⸗ 
nins ausgegeben, „die Sozialiſten in den Gefängniſſen zu halten“, 
und die letzte Möglichkeit vernichtet, frei in Rußland ſprechen zu 
können. 


Hier kommen wir zu einer anderen Frage, die den Beweis er⸗ 
bringt, wie berechtigt der inſtinktive Abſcheu der ruſſiſchen Arbei⸗ 
terklaſſe vor dem Terror war. Noch bevor der Terror ſich zu einem 
feſten Syſtem entwickelt hatte, bekamen die Arbeiter ſeinen Druck 
zu ſpüren. Schon Anfang 1918, als die verhängnisvollen Folgen 
der bolſchewiſtiſchen Politik ſich zeigten, demonſtrierten große Maſ⸗ 
ſen der Arbeiter gegen die Bolſchewiſten. Aber die Konferenzen der 
oppoſitionell geſtimmten Arbeiter wurden gewaltſam geſprengt und 
ihre Teilnehmer verhaftet. Die Bolſchewiſten ergriffen mit Gewalt 
Beſitz von den Gewerkſchaften und ſprengten ſogar die ſtädtiſchen 
Sowjets in den Induſtriebezirken, in denen die Arbeiter, denen 
laut der Sowjetverfaſſung die „ganze Macht“ gehören muß, die 
große Mehrheit beſaßen. Die Arbeiterdemonſtrationen, die eine 
Folge dieſer Gewalttaten waren, wurden mit Gewalt, häufig ſogar 
mit Flintenſchüſſen, auseinandergejagt.“) Beim Ausbruch der 
„weißen“ Konterrevolution nahm dieſe oppoſitionelle Bewegung der 
Arbeiter naturgemäß ein Ende, da man alle Kräfte auf die Abwehr 
der der Revolution drohenden Gefahr konzentrieren mußte. Um 
dieſe Zeit wurde von den Bolſchewiſten verkündet, daß der Terror 
ſich ausſchließlich gegen die Monarchiſten, die reaktionären Junker, 
die Weißgardiſten und die Bourgeoiſie richte. Aber der Bürgerkrieg 


Der Verfaſſer dieſer Schrift wurde im Jahre ‘ak vor das Mos⸗ 
kauer Revolutionstribunal geſtellt, weil er in dem ſozialdemokratiſchen 
Blatte „Wperjod“ („Vorwärts“) geſchildert! hatte, wie die Bolſchewiſten „die 
Arbeiter gerichtlich und ohne Gericht niederſchießen“. Die Tatſachen waren 
jedoch ſo unwiderlegbar, daß das bolſchewiſtiſche N es vor⸗ 
dog, den Prozeß einzuftellen. Heute, im 9. Jahr der Diktatur, wäre ein fo- 
objektives Tribunal in Sowjetrußland undenkbar. 
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nahm ein Ende, die „weißen“ Armeen zerfielen in ihre Beſtand⸗ 
teile und verſchwanden. Es begann die Periode des „Nep“, der 
neuen Wirtſchaftspolitik, die Periode der „Entfeſſelung der kapi⸗ 
taliſtiſchen Beziehungen“. Die geſtrigen Feinde waren entweder 
verſchwunden oder hatten aufgehört, als Feinde zu gelten, die ver⸗ 
nichtet werden müßten. Die bürgerlichen Fachleute, die Händler, 
die Induſtriellen, die wohlhabenden Bauern fanden wieder Unter⸗ 
ſchlupf im ſowjetruſſiſchen Wirtſchaftsſyſtem. Sie „ſöhnten“ ſich 
mit den Bolſchewiſten aus, verwandelten ſich in „loyale“ Bürger des 
Sowjetſtaates. Betrogen und getäuſcht erwieſen ſich die Arbeitermaſ⸗ 
ſen, unter denen die Unzufriedenheit immer ſtärker anſchwoll; die 
Folge war, daß der terroriſtiſche Apparat ſich in immer ſtärkerem 
Maße gegen fie wandte. In den Sowjetgefängniſſen, Konzentra⸗ 
tionslagern und Verbannungsorten ſchmachten heute noch nicht 
wenige ehemalige Offiziere, „Bourgeois“, Prieſter, Gutsbeſitzer, 
Weißgardiſten und Konterrevolutionäre, aber das ſind Ueberreſte 
aus der früheren Periode. Die neuen zuſtrömenden Maſſen der Ge⸗ 
fangenen rekrutieren ſich vorwiegend aus den Kreiſen der Arbeiter 
und armen Bauern. Nicht die herrſchenden Klaſſen, ſondern die 
werktätigen, nicht die raktionären und bürgerlichen Gruppen, 
ſondern die ſozialiſtiſchen Parteien werden zum Hauptobjekt 
des in Rußland wütenden Terrors. 

So ſchließt der „rote“ Terror ſeinen mehr als achtjährigen 
Enwicklungsgang ab.“) 


b) Das parteipolitiſche Leben in Rußland. 


In Sowjetrußland gibt es außer der kommuniſtiſchen keine ein⸗ 
zige offen exiſtierende politiſche Partei. Nicht etwa deshalb, weil ſie 
keine Anhänger haben, ſondern weil die legale Exiſtenz anderer Par⸗ 
teien nicht geſtattet wird. Am längſten exiſtierte als halblegale 
Organiſation die Sozialdemokratiſche Arbeiterpar⸗ 
tei Rußlands (die auch als „menſchewiſtiſche“ Partei bezeich⸗ 
net wird). Solange noch die geringſte Möglichkeit beſtand, offen bei 


*) Ueber den Terror in Rußland ſiehe das Buch „Der Terror gege 
bie Diet Nach, de Parteien in Rußland und Georgien (Berlin, J. H. . W. 
achf.), das im Auftrage der Exekutive der Arbeiterinternationale 
von mg oeam omits uchomlin und Zeretelli verfaßt wor⸗ 
n iſt — 
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den Wahlen aufzutreten, wurden Sozialdemokraten fortgejegt in die 
Sowjets gewählt. Solange noch in einigen Gewerkſchaften Spuren 
einer wirklichen proletariſchen Demokratie erhalten blieben, nahmen 
Sozialdemokraten in den Vorſtänden dieſer Gewerkſchaften leitende 
Stellungen ein. Aber im Jahre 1921 wurde auch den Sozialdemo⸗ 
kraten die letzte Möglichkeit einer offenen Tätigkeit geraubt. Die 
letzten unabhängigen Gewerkſchaften (die der Buchdrucker und der 
chemiſchen Arbeiter) wurden geſprengt, und die gewählten Mitglie⸗ 
der ihrer Vorſtände begannen ihren — heute noch nicht abgeſchloſ⸗ 
ſenen — Golgathaweg durch die ruſſiſchen Gefängniſſe und Ver⸗ 
bannungsorte. Jeder, der als Mitglied der ſozialdemokratiſchen 
Partei auftrat, wurde unverzüglich verhaftet und ohne Gericht und 
Unterſuchung, lediglich auf Befehl der politiſchen Staatsverwaltung 
(der heutigen Tſcheka), nach den Solowetzki⸗Inſeln im Weißen 
Meer, nach der Baſtille in Susdal, nach den aus der Zarenzeit über⸗ 
nommenen Zuchthäuſern geſchafft. Nicht ſelten ſchmachten jetzt un⸗ 
ſere Genoſſen unter der Herrſchaft des Bolſchewismus in denſelben 
Kerkern, wie feiner Zeit unter der Herrſchaft des Zarismus 


Seit 1922 exiſtiert die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei Ruß⸗ 
lands als illegale Partei, in Form kleiner, ſtreng geheim gehal⸗ 
tener Zirkel, deren Haupttätigkeit darin beſteht, ſozialdemokratiſche 
Literatur, vor allem das vom verſtorbenen Genoſſen Mart ow 
1921 in Berlin gegründete Zentralorgan „Der Sozialiſtiſche 
Bote“, das nach Rußland eingeſchmuggelt wird, zu verbreiten. 
Trotz dieſer ſchwierigen Bedingungen hört die Sozialdemokratie in 
Rußland nicht auf, als organiſierte Macht zu beſtehen, die zweifellos 
als Maſſenpartei auftreten wird, ſobald die äußeren Ver⸗ 
hältniſſe in Rußland auch nur einigermaßen ihre offene Exiſtenz 
geſtatten werden. 


Im Gegenſatz hierzu hat die Kommuniſtiſche Partei, 
die das Monopol der Legalität beſitzt, ihre Mitglieder mit allen 
möglichen Vorrechten ausſtattet und die freigebige Unterſtützung 
der Regierung genießt, nur einen verſchwindend geringen Teil des 
Proletariats aus den Betrieben in ſich aufgenommen. Ihre, eine 
halbe Million Mitglieder zählende Organiſation, beſteht hauptſäch⸗ 
lich aus Sowjetbeamten aller möglichen Rangsſtufen, wenn auch 
proletariſcher Herkunft. Was iſt die Urſache dieſer Erſcheinung? 
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Woher kommt es, daß eine Partei, die die „Diktatur des Proleta⸗ 
riats“ verkörpert und, wie viele ausländiſche Arbeiterdelegierte ver⸗ 
ſichern, die ungeteilten Sympathien der ruſſiſchen Arbeitermaſſen 
genießt, nicht die Maſſen zu ihren Mitgliedern zählt und die 
über ſechs Millionen Mitglieder, die in den Gewerkſchaften gezählt 
werden, nicht in ihre Reihen einbezieht? 

Zwei Urſachen liegen dieſer Erſcheinung zu Grunde. Die eine 
beſteht darin, daß die Kommuniſtiſche Partei ſelbſt die Arbeiter⸗ 
maſſen nicht aufnehmen will, weil fie fie fürchtet. Es gab eine 
Zeitlang viel Lärm aus Anlaß des ſogenannten „Leninjahrganges“, 
d. h., der Aufnahme von 200.000 „Arbeitern aus den Betrieben“ in 
die Kommuniſtiſche Partei. Man ſprach von der „Vertiefung des 
proletariſchen Charakters“ der Partei, ſchilderte die rührenden 
Szenen des Eintrittes durchſchnittlicher Arbeiter in die Partei, „zu 
Ehren Lenins“ und überſchlug ſich vor Begeiſterung aus Anlaß der 
zu dieſer Zeit ſtattfindenden Werbeverſammlungen. Aber ſehr bald 
nahm dieſer Lärm ein Ende. Wer ſpricht jetzt noch von „Lenin⸗ 
jahrgang“? Wenn man ſich ſeiner erinnert, ſo nur, um mit ſüßſau⸗ 
rer Miene das Mißlingen dieſes Unternehmens zu konſtatieren. Als 
auf dem letzten, 14. Kongreß der Kommuniſtiſchen Partei Rußlands, 
die Oppoſition die weitere „Vertiefung des proletariſchen Charak⸗ 
ters“ der Partei, ihre Umwandlung in eine 90prozentige proleta⸗ 
riſche Partei forderte, wurde dieſe Parole von der Mehrheit des 
Kongreſſes als eine der grellſten Aeußerungen des „Verrats am 
Leninismus“ auf das heftigſte bekämpft. Der Grund iſt verſtändlich. 
Die Erfahrungen, die man mit dem „Leninjahrgang“ machte, haben 
unwiderlegbar bewieſen, daß viele ſich der Kommuniſtiſchen Partei 
nur deshalb anſchloſſen, um Vorrechte zu erlangen, und enttäuſcht 
davongingen, als ſie ſich überzeugten, daß Ehrenpoſten und einträg⸗ 
liche Aemter für alle Parteimitglieder nicht in genügender Anzahl 
vorhanden ſind. Andererſeits haben dieſelben Erfahrungen gezeigt, 
daß ein Maſſenſtrom von Arbeitern aus den Betrieben, die die 
Hoffnung hegen, in der Partei ihre Intereſſen in organiſiexter Weiſe 
vertreten zu können, eine enorme Gefahr für die kommuniſtiſche 
Partei bildet, die auf dem Prinzip der widerſpruchsloſen Unterord⸗ 
nung der Parteimitglieder unter den Willen der Führer aufgebaut 
iſt, und die auf das Sorgfältigſte über die Aufrechterhaltung ihrer 
Diktatur wacht. 
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Hier kommen wir zu der zweiten Urſache, aus der ſich die iſo⸗ 
lierte Stellung der Kommuniſtiſchen Partei in der Maſſe des ruſſi⸗ 
ſchen Proletariats ergibt. Dieſe Urſache beſteht darin, daß die Ar⸗ 
beiter ſelbſt dieſer Partei nicht beitreten wollen, weil ſie 
in ihr nicht den freien Ausdruck ihres Willens finden. Der bolſche⸗ 
wiſtiſche Staat iſt auf der Grundlage der unbeſchränkten Diktatur 
aufgebaut. Auf denſelben Grundlagen ſteht auch die bolſchewiſtiſche 
Partei. Nach der Vernichtung der Demokratie und der Freiheit im 
ganzen Lande haben die Bolſchewiſten ſie auch in ihrer eigenen Par⸗ 
tei vernichtet.“) Deshalb gibt es auch in ihrer Partei keine freie 
Meinungsäußerung, keine Möglichkeit, eine eigene Meinung zu ver⸗ 
treten. Die Führer der Kommuniſtiſchen Partei ſind zu gleicher Zeit 
auch Führer des Staates, der Armee, der Polizei, der Wirtſchaft 
und des Finanzweſens. In ihren Händen vereinigen ſich gegenüber 
den andersdenkenden Parteimitgliedern nicht nur die gewöhnlichen 
Mittel der Parteidiſziplin, ſondern auch die der ſtaatlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Einwirkungen. Leute, die ſich nicht ducken, fliegen nicht 
nur aus der Partei hinaus, ſie verlieren auch Amt und Exiſtenz. 
„Jetzt führen wir ein ſattes Leben, und nicht jeder wird ſeine Hand 
gegen einen Beſchluß erheben, um nachher dafür nach Murmansk oder 
Turkeſtan verbannt zu werden“, — ſo erklärten, nach den Worten 
des angeſehenen Petersburger Gewerkſchaftsführers Glebo w⸗ 


*) Im Jahre 1924, als Trotzki und nicht Kamenew in der Oppofition 
ſtand, erläuterte Kamenew in einer Rede auf einer Moskauer Gouver⸗ 
nements⸗Konferenz in eindrucksvoller Weiſe, weshalb eine „innerparteiliche 
Demokratie“ (die damals von Trotzki —.— wurde) nicht möglich 
ſei, wenn es keine Demokratie im ganzen Lande gebe. Er erklärte u. a.: 

eute jagt man: Demokratie in der Partei; morgen wird man jagen: 
okratie in den Gewerkſchaften; übermorgen könnten die par⸗ 
teiloſen Arbeiter ſagen: Gebt uns eine ebenſolche Demokratie, wie ihr ſie 
bei Euch geſchaffen habt; und könnte denn nicht auch das große Meer 
der Bauern ſagen: Gebt uns Demokratie! Deshalb will ich mein Siegel 
nicht unter dieſe es ſetzen.“ So ſprach Kamenew im Jahre 1924. 
Jetzt jedoch, wo er ſich in der Oppoſition befindet, wäre er wohl nicht 
abgeneigt, für f ich das Siegel unter die Demokratie zu ſetzen. Aber jetzt 
wenden die „Sieger“ aus der en in jeine eigenen Argumente gegen 
ihn an. Und die deutſchen Arbeiterdelegierten ſahen „mit eigenen Augen“ 
in Sowjetrußland „eine wahre Arbeiterdemokratie“! (A. a. O., Seite 169). 
Die parteiloſen Arbeiter (d. h. neun Zehntel des ruſſiſchen Proletariats), 
die Gewerkſchaften, die Kommuniſtiſche Partei ſelbſt, ſind offenbar in dieſer 
„Arbeiterdemokratie“ nicht mitgerechnet. 
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Awilow („Prawda“, 26. Dezember 1925), viele Mitglieder des 
letzten Kongreſſes der Partei, weshalb fie nicht für die Oppoſition 
geſtimmt haben. 

Braucht man noch auf dieſe Dinge einzugehen, wenn man ſo 
grelle Beiſpiele vor Augen hat, wie die Amtsenthebung ſolcher füh⸗ 
renden Kommuniſten wie Trotzki, Sinowjew, Kamenew, 
Sokolnikow? Nicht nur fie, fondern alle ihre Anhänger wurden 
ihrer Aemter enthoben und wegen ihrer oppoſitionellen Geſinnung 
nach der wüſteſten Provinz verbannt. Die Spitzen der Petersburger 
Organiſation — die Gouvernements und Rayonskomitees, die Re⸗ 
daktion der Leningrader Prawda“, ſämtliche Betriebszellen, — 
wurden in kaum zwei Wochen an die Luft geſetzt und von Anhängern 
des „Zentralkomitees“, richtiger, von den Kreaturen des General⸗ 
ſekretärs der Kommuniſtiſchen Partei, Stalin abgelöſt. Zu der⸗ 
ſelben Zeit wurde ein ebenſo blitzartiger Umſchwung in allen Sow⸗ 
jet⸗ und Gewerkſchaftsinſtanzen vorgenommen: Vom Leningrader 
Exekutivkomitee und ſeinem Präſidium bis zum letzten dörflichen 
Exekutivkomitee im Gouvernement, vom Leningrader Gewerkſchafts⸗ 
rat bis zum Betriebsausſchuß des kleinſten Betriebes — überall fand 
ein radikaler Wechſel des Perſonalſtandes ſtatt. Man könnte viel⸗ 
leicht jagen, daß in dieſem Wechſel die wahre Stimmung der Peters⸗ 
burger Kommuniſten und des Petersburger Proletariats zum Aus⸗ 
druck gelangte. Aber wie konnten unter dieſen Umſtänden Sin o w⸗ 
jew und ſeine Anhänger 8 Jahre lang an der Spitze der Partei, 
der Sowjets und der Gewerkſchaften in Petersburg ſtehen? Folglich 
find Partei⸗, Gewerkſchafts⸗ und Sowjetorganiſationen derart auf⸗ 
gebaut, daß 8 Jahre lang ein Mann in ihnen das Kommando führen 
konnte, der weder den Anſchauungen der Mehrheit des Petersburger 
Proletariats noch auch nur denen der Mehrheit der Petersburger 
Kommuniſten entſprach? 

Ja, die Dinge liegen in der Tat ſo. Weder die geſtrige Herr⸗ 
ſchaft Sinowjews, noch der heutige Triumph ſeiner Gegner hat etwas 
gemein mit dem Willen der Mehrheit der Arbeiter oder auch nur 
der Mitglieder der Kommuniſtiſchen Partei. Die Organiſation des 
Sowjetſtaates und der Kommuniſtiſchen Partei iſt derart, daß die 
wirkliche Gewalt, die wirkliche Diktatur, ſich in den Händen eines 
immer enger werdenden Kreiſes von Perſonen, meiſt aber in den 
Händen des Generalſekretärs der Partei konzentriert, von dem das 
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Schickſal eines jeden Mitgliedes der Partei abhängt. Die Partei 
herrſcht diktatoriſch über den Staat und alle Klaſſen der Bevölkerung, 
auch über die Arbeiter und Bauern. Aber in der Partei ſelbſt 
herrſcht ein enger Kreis von Führern diktatoriſch über die Maſſe 
der Parteimitglieder. Eine kleine Anzahl kommandiert, die übrigen 
parieren ohne Widerrede, wenn ſie an der Ausübung der Diktatur 
teilnehmen und ihre Früchte genießen wollen; fie fliegen aber une 
verzüglich an die Luft, wenn fie mit den wirklichen Diktatoren in 
Konflikt geraten. „In ſeinen Händen befindet ſich die Redaktion, 
in ſeinen Händen iſt auch die Miliz, und du, elender Wurm, kannſt 
mit dem Kopf gegen die Wand rennen“, ſo formulierte der Kursker 
Arbeiter Mjagki (während der „Diskuſſion“ über Trotzki) die 
Stellung des Durchſchnittskommuniſten gegenüber den kommuniſti⸗ 
ſchen Bonzen. „Es hat ſich eine ziemlich breite Schicht von Partei⸗ 
beamten herausgebildet, die dem Apparat des Staates oder der Par⸗ 
tei angehören, und die völlig aufgehört haben, eine eigene Partei⸗ 
meinung zu haben oder mindeſtens aufgehört haben, ſie offen aus⸗ 
zuſprechen ... An dieſe Schicht, die ſich einer eigenen Meinung ent⸗ 
hält, ſchließt ſich eine breite Schicht der Mitgliedermaſſe an, vor der 
jede Entſcheidung bereits in Form einer Aufforderung oder eines 
Befehls auftaucht“, ſo zeichnete Trotzki in ſeinem Briefe an die 
Mitglieder des Zentralkomitees im Oktober 1923 die innere Lage 
der kommuniſtiſchen Partei. Kein Wunder, daß unter dieſen Um⸗ 
ſtänden die verächtlichſte Liebedienerei, das ekelhafteſte Denunzian⸗ 
tentum um ſich greift. „Wenn bei uns zwei miteinander ſprechen, ſo 
wird einer unbedingt nachher einen Bericht an die Zentrale Kon⸗ 
trolllommiſſion ſenden“, klagte auf dem kürzlichen Parteikongreß 
die Petersburger Arbeiterin Nikolajewa. Worauf ihr das 
Mitglied der Zentralen Kontrollkommiſſion Solz majeſtätiſch er⸗ 
widerte: „Je nachdem, worüber ſie miteinander ſprechen werden!“ 
(„Prawda“ Nr. 298). Kann man ſich danach wundern, daß ſelbſt 
ſo führende Kommuniſten, wie Sinowjew, Kamenew, Frau Krups⸗ 
kaja und andere vom Zentralkomitee einfach den Befehl erhalten, 
keinerlei Berichte zu erſtatten oder ſich in den Parteiorganſationen 
nicht an den Diskuſſionen über den kommuniſtiſchen Kongreß zu 
beteiligen? 


Angeſichts dieſes Charakters der Kommuniſtiſchen Partei kann 
natürlich bei politiſch aktiven Arbeitern nicht der Wunſch beſtehen, 
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der Partei beizutreten. Der Weg zu anderen Parteien ijt ihnen 
jedoch verſchloſſen. Ihre Kräfte werden auf dieſe Weiſe künſtlich 
gelähmt, es bleibt ihnen nichts anders übrig, als der „Politik“ Valet 
zu ſagen und ſich — im beſten Falle — geiſtigen und kulturellen 
Intereſſen, oder — was ſchlimmer iſt — rein materiellen Intereſ⸗ 
ſen zuzuwenden. 

Die Schilderung der Verhältniſſe in der Kommuniſtiſchen Partei 
enthebt uns der Notwendigkeit, auf die Darſtellung der Sowjet⸗ 
wahlen und die Inſzenierung der Demonſtrationen und ſonſtiger 
politiſcher Kundgebungen einzugehen. Wenn ſchon der kommuniſtiſche 
Arbeiter gezwungen iſt, den Mund zu halten, ſo iſt es nach dem 
Dargelegten klar, wie die Freiheit der ſogenannten „Parteiloſen“ 
geartet ijt. Die Geſchichte der plötzlichen „Neuwahlen“ des Peters⸗ 
burger Sowjets ſpricht hierüber eine zu beredte Sprache. 


V. 
Einige Schlußfolgerungen. 


In unferer Skizze Hatten wir nicht die Möglichkeit, alle Seiten 
des ruſſiſchen Lebens zu berühren; wir ſchilderten lediglich die Lage 
der Induſtrie und der Arbeiterklaſſe, und auch dies nur in den allge⸗ 
meinſten Zügen. Aber auch das Dargelegte dürfte genügen, um 


einige Schlußfolgerungen über jene Fragen aufzuſtellen, die das 


Proletariat der anderen Länder beſonders intereſſieren. 


1. Iſt die ruſſiſche Induſtrie ſozialiſtiſch? 

Wie wir ſahen, iſt die Lage des ruſſiſchen Arbeiters weit entfernt 
von jener roſigen Idylle, die einige oberflächliche Beobachter zeichnen. 
Der ruſſiſche Arbeiter verdient wenig, weit weniger als in der vor⸗ 
revolutionären Zeit. Er iſt gezwungen, ſeine Kräfte durch über⸗ 
mäßige Arbeit zu erſchöpfen. Der Schutz ſeiner Arbeitskraft läßt 
vieles zu wünſchen übrig. Dies alles muß man offen feſtſtellen, 
um keine phantaſtiſchen und trügeriſchen Bilder in die Welt zu 
ſetzen. Freilich ſpricht dies alles noch keineswegs gegen den ſo⸗ 
zialiſtiſchen Charakter der ruſſiſchen Induſtrie. In jedem 
beliebigen Lande iſt nach der Machtergreifung des Proletariats und 
der Inangriffnahme der ſozialiſtiſchen Umgeſtaltung der Wirtſchaft 
eine zeitweilige Verſchlechterung der Lage der Arbeiterklaſſe möglich. 
Eine ſolche Verſchlechterung iſt ſogar unvermeidlich, wenn das 
Proletariat ein wirtſchaftliches Erbe antritt, das durch den Weltkrieg 
erſchüttert und durch den Bürgerkrieg vollends ruiniert worden iſt. 

Der kapitaliſtiſche oder der ſozialiſtiſche Charakter eines wirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmens wird nicht durch die jeweilige Lage der 
Arbeiterklaſſe, ſondern durch jene geſellſchaftlichen Bezie⸗ 
hungen, durch jene Beziehungen zwiſchen den Menſchen beſtimmt, 
die ſich auf dem Boden dieſes Unternehmens herausbilden. Geht man 
unter dieſem Geſichtspunkt an die ruſſiſche Induſtrie heran, ſo wird 
die Antwort auf die geſtellte Frage nicht ſchwer werden. 

Zwei grundlegende Merkmale ſind untrennbar verknüpft mit 
der Vorſtellung über die ſozialiſtiſche Produktion. Dies iſt 
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erſtens die Befriedigung der geſellſchaftlichen Bedürfniſſe an Stelle 
des Profits als Ziel der Produktion. Und dies iſt zweitens die Or⸗ 
ganiſation der Produktion, die auf der freien Zuſammenarbeit der 
Produzenten (Arbeiter, Fachleute, Verwaltung) und der Konſumen⸗ 
ten beruht. Sowohl das eine wie das andere Merkmal fehlen gänz⸗ 
lich in der ruſſiſchen nationaliſierten Induſtrie. 

Dieſe Induſtrie arbeitet auf der Grundlage der „geſchäftlichen 
Kalkulation.“ Wie wir geſehen haben, iſt dieſe Kalkulation ſchlecht, 
denn infolge einer Reihe von Urſachen, die wir geſchildert haben, ar⸗ 
beitet die ruſſiſche Induſtrie mit einem Dofizit. Aber die „geſchäft⸗ 
liche Kalkulation“ bedingt eine beſtimmte Stellungnahme zu den 
in der Induſtrie tätigen Perſonen: wie in jedem kapitaliſtiſchen 
Betriebe erſcheinen dieſe Perſonen als „Arbeitshände“, die dem Be⸗ 
triebe ein möglichſt großes Quantum unbezahlter Arbeit liefern 
müſſen. Nirgends tritt dieſe Haltung der Sowjetbetriebe gegen⸗ 
über den in ihnen beſchäftigten Arbeitern ſo kraß zutage wie in jener 
Politik der „Hebung der Arbeitsergiebigkeit“, die wir ausſchließlich 
auf Grund bolſchewiſtiſcher Angaben geſchildert haben. Unbeſchränkte 
Akkordarbeit und ununierbrochenes Antreiben des Arbeiters durch 
Herabſetzung der Tariflöhne — iſt das etwa die „ſozialiſtiſche“ Form 
der Produktion? 

Das zweite Merkmal — die Teilnahme der Arbeiter an der 
Organiſation und Verwaltung der Produktion — iſt ſcheinbar in 
Sowjetrußland vorhanden: Die Gewerkſchaften nehmen an zahl⸗ 
reichen wirtſchaftlichen Beratungen und Kommiſſionen teil,“) die 
Betriebsräte beſtimmen die innere Ordnung in den Fabriken und 
Werken. Wer wird aber nach allen oben wiedergegebenen Tatſachen 
die Kühnheit haben, zu behaupten, daß die in den Betrieben arbei⸗ 
tenden Maſſen in Geſtalt der Gewerkſchaftsfunktionäre und Be⸗ 
triebsräte an der Verwaltung der Induſtrie teilnehmen? Um den 
letzten Zweifel über dieſen Punkt zu beſeitigen, wollen wir noch 
das Zeugnis eines Mannes anführen, den niemand verdächtigen 


*) Der 1 ponent des „Trud“ (Nr. 67) aus Poltawa hat berechnet, 
daß die örtlichen chaften an 120 Kommiſſionen teilnehmen müſſen. 
Das Schwergowicht liegt hier auf dem „müſſen“, denn wie der Korre⸗ 
ſpondent berichtet, hat es einen Fall gegeben, wo „der Vertreter des Orts⸗ 
gusſchußes unter milätäriſcher Bewachung zu einer Sitzung 
herangeholt wurde!“ 
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kann, daß er die wirkliche Lage der ruſſiſchen Gewerkſchaften nicht 
kenne oder gar, daß er ſie böswillig verloumde: „Die Parteiorganiſa⸗ 
tion übt einen Druck auf die Gewerkſchaftsfunktionäre aus... Sie 
miſcht ſich in die Verausgabung der Gewerkſchaftsgelder ein 
Es hat ſich ein widernatürlicher Block zwiſchen Wirtſchaftsführern, 
Gemerkſchaften und Parteibeamten herausgebildet . . . Die Gewerk⸗ 
ſchaften vergeſſen, daß ſie die ökonomischen Intereſſen der Arbeiter 
verteidigen müſſen. .. Die Kollektivverträge werden 
won den Gewerkſchaften in einer Weiſe angenom⸗ 
men, daß die Arbeiter nicht einmal wiſſen, daß 
man ſie in ihrem Namen unterzeichnet hat ... Die 
Anſichten der parteiloſen Arbeiter vergaß man anzugeben 
Streiks brechen gegen den Willen und ohne Wiſſen der Gewerk⸗ 
ſchaften aus ...“ So äußert ſich der Vorſitzende des Allruſſiſchen 
Gewerkichaftsrates To mej ft in ſeinem Bericht an den XIV. Kongreß 
der Kommuniſtiſchen Partei. Sollte er etwa nicht die wirkliche 
Lage der Dinge kennen? Und wer wird nach ſo kompetenten Aus⸗ 
ſagen aufrichtig behaupten dürfen, daß die Gewerkſchaften und Be⸗ 
triebsräte in Rußland Organe der Selbſtverwaltung der 
Arbeitermaſſe ſeien und daß dieſe in Geſtalt der Gewerkſchaften und 
Betriebsräte an der Leitung der Sowjetinduſtrie teilnehme? 

Es iſt demnach klar, daß die beiden weſentlichſten Merkmale 
der ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsform in der Sowjetinduſtrie fehlen. 
Daß in dieſer Induſtrie der Staat als Eigentümer auftritt oder daß 
die Bolſchewiſten beſtrebt ſind, ſie nach einem beſtimmten Plane zu 
regeln, macht dieſe Induſtrie ebenſowenig zu einer „ſozialiſtiſchen“, 
wie die Eiſenbahnen, die dem Staate gehören, oder wie die Konzerne 
und Truſts, die nach einem beſtimmten Plane geleitet werden. 

Die Sowjetinduſtrie iſt nicht ſozialiſtiſch, ſondern kapitaliſtiſch 
organiſiert. In Sowjetrußland gibt es keinen Sozialismus, ſondern 
einen Staats kapitalismus. Iſt es übrigens noch notwen⸗ 
dig, dieſe Tatſachen zu beweiſen, nachdem ſolche Säulen des Bol⸗ 
ſchewismus wie Frau Krupskaja, Sinowjew und Kame⸗ 
new auf dem letzten Kongreß der Kommuniſtiſchen Partei fo über⸗ 
zeugend darüber geſprochen und unwiderleglich nachgewieſen haben, 
daß auch Lenin den Charakter der Sowjetinduſtrie nicht anders 
eingeſchätzt hätte? Frau Krupskaja, Sinowjew und Kamenew — das 
ſind ja dieſelben Leute, die geſtern noch als unfehlbare Päpſte des 
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Bolſchewismus betrachtet wurden, und die der Bericht der deutſchen 
Arbeiterdelegation als Perſonen von „altruiſtiſcher Weſensart“, als 
Führer, die „konſequent und energiſch in der Durchführung und 
Hochhaltung des praktiſchen Marxismus, des Leninismus“ ſeien, den 
weſteuropäiſchen Arbeitern empfiehlt.“) Offenbar liegen die Dinge 
mit der Verwirklichung „der Prinzipien von Marx und Engels“ in 
der Sowjetinduſtrie nicht jo einfach, wie es einigen Arbeiterdelegier⸗ 
ten im erſten Augenblick erſchien! 

Iſt aber auch die Sowjetinduſtrie kapitaliſtiſch organiſiert, ſo 
wird vielleicht die „ſozialiſtiſche Form“ der ruſſiſchen Wirtſchaft 
dadurch geſichert, daß die Staatsgewalt in den Händen der Arbeiter⸗ 
klaſſe ruht? Prüfen wir nun dieſe Frage. 


2. Gibt es eine proletariſche Diktatur in Rußland? 


Die deutſche Arbeiterdelegation beantwortet die Frage mit der 
kategoriſchen Behauptung, daß die Arbeiterklaſſe in Rußland „wirk⸗ 
lich die Macht in den Händen hat, und daß ſie politiſch die freieſte 
Arbeiterklaſſe der ganzen Welt iſt.“ Sie erklärt dann weiter: „Die 
ſo viel gehaßte Diktatur des Proletariats iſt in Wirklichkeit eine 
wahre Arbeiterdemokratie, die ſich ſehr wohltuend von den ſogenann⸗ 
ten Demokratien der Weſtländer abhebt.“ “*) Richtig ijt an alldem 
nur das, daß die Diktatur der Arbeiterklaſſe anders als in den 
Formen der Demokratie nicht verwirklicht werden kann. Wie 
ſoll in der Tat eine Klaſſe, der Millionen Menſchen angehören, 
ihren kollektiven Willen verwirklichen, wenn dieſe Millionen Men⸗ 
ſchen nicht in der Lage find, frei alle Aufgaben und Fragen zu 
erörtern, im Kampf der Meinungen eine Haltung feſtzulegen, die 
die Mehrheit der Angehörigen dieſer Klaſſe zu vereinigen, und dann 
ſolidariſch zu handeln auf der Grundlage der Unterordnung der Min⸗ 
uog aay = igo} Dozen 197 om ‘uagoh apırguadng warn 

wi Pe Jeet HQ aapın 96a 
Stee be der buh ata wa nicht befeſtigten — — 
mittelbare Gefahr droht. In ſolchen Augenblicken treten natür⸗ 
lich die normalen Garantien der Freiheit und der Demokratie in 
den Hintergrund. Aber ſolche Einſchränkungen der Freiheit und 


*) a. a. O. S. 173. 
**) a. a. O. S. 162. 
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der Demokratie können nur eine zeitweilige Notwendigkeit 
fein, wenn die berechtigte Selbſtverteidigung der Re 
volution ſie erfordert, ſie können aber kein dauerndes 
Syſtem der Regierung bilden. Sie können gegen die Klaſ⸗ 
ſenfeinde des Proletariats gerichtet ſein, ſie dürfen ſich 
aber niemals gegen die Arbeiterklaſſe ſelbſt, gegen 
ihre erdrückende Mehrheit wenden. Wo die Arbeitermaſſen der 
Möglichkeit beraubt ſind, offen ihre Meinung auszufprechen, offen 
Organiſationen zu bilden, offen ihren kollektiven Willen zu ver⸗ 
wirklichen, dort klingt es wie Hohn, wenn man erklärt, daß „die 
Macht in den Händen der Arbeiterklaſſe“ liege, und daß in dieſem 
Lande die „Diktatur des Proletariats“ verwirklicht ſei. 

Dieſe Auffaſſung iſt von niemandem mit ſolcher Schärfe ver⸗ 
treten worden wie von Roſa Luxemburg, die bekanntlich mit 
der größten Leidenſchaft für die bolſchewiſtiſche Umwälzung eintrat, 
die aber den „Prinzipien von Marx und Engels“ in ausreichendem 
Maße treu blieb, um ſich ſcharf gegen Lenin und Trotzki zu wenden, 
die die Diktatur der Arbeiterklaſſe durch die Diktatur ihrer 
Partei erſetzten. In ihrer leider unvollendet gebliebenen Schrift 
„Die ruſſiſche Revolution“, die ſie im Sommer 1918, alſo faſt ein 
Jahr nach dem bolſchewiſtiſchen Umſturz, im Breslauer Gefängnis 
verfaßte, ſchrieb ſie u. a.: 

„Jawohl, Diktatur! Aber dieſe Diktatur beſteht in der Art 
der Verwendung der Demokratie, nicht in ihrer Ab⸗ 
ſchaffung, in energiſchen, entſchloſſenen Eingriffen in die wohl⸗ 
erworbenen Rechte und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der bürgerlichen 
Geſellſchaft, ohne welche ſich die ſozialiſtiſche Umwälzung nicht ver⸗ 
wirklichen läßt. Aber dieſe Diktatur muß das Werk der Klaſſe 
und nicht einer kleinen, führenden Minderheit im Namen der Klaſſe 
fein, d. h., fie muß auf Schritt und Tritt aus der aktiven Teilnahme 
der Maſſen hervorgehen, unter ihrer unmittelbaren Beeinfluſſung 
ftehen, der Kontrolle der geſamten Oeffentlichkeit unterſtehen, aus 
der wachſenden politiſchen Schulung der Volksmaſſen hervorgehen.“) 

Ausgehend von dieſen Grundſätzen verlangt denn auch Roſa 
Luxemburg, daß Diktatur ausgeübt werde, aber, „Diktatur der 
9 see Ber „Die ruſſiſche Revolution“. 


Herausge⸗ 
geben und eingeleitet von Paul Levi, Berlin 1922, Verlag Geſellſchaft und 
Erziehung. S. 116/117. 
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Klaſſe, nicht einer Partei oder einer Clique, Diktatur der Klaſſe, 
d. h. in breiteſter Oeffentlichkeit, unter tätigſter ungehemmter Teil⸗ 
nahme der Volksmaſſen, in un beſchränkter Demokra⸗ 
tie.““) In dieſen Worten iſt bereits die Antwort auf die Frage 
enthalten, ob es eine proletariſche Diktatur in einem Lande gibt, 
wo nach dem Zeugnis Kamenews und feiner jetzigen Gegner die 
Demokratie als unzuläſſig erklärt wird nicht nur für die bäuerlichen 
Volksmaſſen, ſondern auch für die Arbeiter, nicht nur in den Ge⸗ 
werkſchaften, ſondern auch in der Kommuniſtiſchen Partei ſelbſt. 
In Somjetrußland gab es weder früher noch gibt es heute eine 
Diktatur des Proletariats. Nach dem bolſchewiſtiſchen Umſturz 
wurde in Rußland lediglich die Diktatur einer der pro 
letariſchen Parteien, und zwar der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei, aufgerichtet. Weil dieſe Diktatur von Anbeginn an eine Dik⸗ 
tatur über die Volksmaſſen, über die ungeheure Mehrheit des Pro⸗ 
letariats, über die anderen proletariſchen Parteien war, artete ſie 
ſehr bald in eine Diktatur der Führer über die herrſchende Partei 
ſelbſt und danach, infolge der Streitigkeiten unter den Führern, in 
eine Diktatur einzelner Cliquen über die Partei, über das Pro⸗ 
letariat, über das ganze Land aus. Die deutſchen Arbeiterdelegier⸗ 
ten ſahen eine „wahre Arbeiterdemokratie“ dort, wo nach dem 
Zeugnis der Bolſchewiſten ſelbſt keine Demokratie für die Arbeiter 
beſteht. Die ruſſiſchen Arbeiter betrachten offenbar ihre Lage nicht 
ſo optimiſtiſch: „Teufel auch, iſt das etwa Sozialismus? Wohin 
gehen wir? Wozu brauchten wir die Novemberrevolution zu 
machen?“ — Solche Reden ertönen, wie Bucharin auf dem letzten 


Kommuniſtiſchen Parteitag berichtete, in den Reihen der ruſſiſchen 


Arbeiter. 

Wie kommen aber trotzdem die deutſchen und andere Arbeiter⸗ 
delegierten zu der phantaſtiſchen Vorſtellung, daß es in Rußland 
eine „wahre Arbeiterdemokratie“ gebe, während nicht einmal die 
elementarſten Vorausſetzungen der Demokratie für die Arbeiter 
vorhanden find? Man kann das unſchwer verſtehen, wenn man 
berückſichtigt, was wir über das heutige Rußland berichtet haben. 
Aus Ländern mit einer feſtgefügten geſellſchaftlichen Ordnung und 
ſozialen Beziehungen, die jeden einzelnen von allen Seiten um⸗ 


*) a. a. O. S. 115. 
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klammern, kommen die Arbeiterdelegierten in ein Land, das foeben 
eine große Revolution durchgemacht hat. Hier ſind alle überlie⸗ 
ferten Ideen und Autoritäten erſchüttert, angezweifelt und ab⸗ 
gelehnt worden; hier find die früheren herrſchenden Klaſſen mit 
eiſernen Beſen fortgefegt, während die neuen, im Entſtehen begrif⸗ 
fenen ſich noch nicht endgültig formiert haben, ſich noch im Hinter⸗ 
grunde halten; hier haben ſich die neuen ſozialpolitiſchen Beziehun⸗ 
gen noch nicht endgültig herauskriſtalliſiert; hier iſt alles noch in 
Gärung begriffen, hier kann jeder ebenſo mit einem Sprunge von 
der niedrigſten Stufe der ſozialen Leiter auf die höchſte gelangen, 
wie Thron, Altar und die alten herrſchenden Klaſſen mit einem 
Schlage in den Abgrund geſchleudert wurden. Jeder Proletarier, 
der aus einem induſtriell fortgeſchrittenen Lande, mit ſeinen ſcharf 
ausgeprägten Klaſſengegenſätzen und mächtigen proletariſchen Or⸗ 
ganiſationen nach Rußland kommt, muß in ſeinen Gedanken dieſe 
revolutionären Wunder nach ſeinem eigenen Lande übertragen, 
muß zu der Ueberzeugung kommen, daß dieſe gewaltige revolutionäre 
Erſchütterung in einem entwickelten kapitaliſtiſchen Lande nichts 
anderes als einen Sieg des proletariſchen Sozialismus hätte zeitigen 
können. Indem er vor der Wirklichkeit des wirtſchaftlich und fogial 
rückſtändigen Rußland die Augen verſchließt, unterwirft er ſich un⸗ 
willkürlich der Gewalt der Illuſion, daß auch in Rußland der „So⸗ 
zialismus verwirklicht“ werde, daß auch in Rußland die Gewalt 
„in die Hände des Proletariats“ übergegangen ſei. Wird zudem 
dieſer ſtürmiſche revolutionäre Prozeß von einer Partei gekrönt, 
die proletariſch nach ihrer Herkunft und ſozialiſtiſch nach 
ihrer Ideologie iſt, von einer Partei, die ihre Kundgebungen mit 
einer traditionellen marxiſtiſchen Hülle umgibt und ihre Po⸗ 
litik, ſelbſt wenn ſie ſich direkt gegen die Arbeitermaſſen richtet, als 
proletariſche Politik bezeichnet, ſo genügt das, um bei Pro⸗ 
letariern, die den kapitaliſtiſchen Druck aus voller Seele haſſen, den 
Eindruck zu zeitigen, daß in Sowjetrußland „der Arbeiter der erſte 
Mann im Staate iſt“,“) und daß man alle dort herrſchenden Wider⸗ 
ise und Gegenſätze bloß als „kleine techniſche Mängel“ betrachten 


8 klingt auch heute noch die urchriſtliche, kommuniſtiſche 

Ideologie aus den kirchlichen Predigten uns entgegen, obwohl das 
5) d. a. O. S. 167. 
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Chriſtentum längſt aufgehört hat, die Religion der Bedrückten und 
Beladenen zu ſein, und ſich in eine Waffe zur Unterdrückung der 
arbeitenden Maſſen verwandelt hat. Die ſtolzen Parolen der fran⸗ 
zöſiſchen Jakobiner: „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“, ſchmük⸗ 
ken heute noch alle öffentlichen Gebäude in Frankreich, auch die 
Gefängniſſe, in die die rebellierenden Arbeiter geſperrt werden, 
obwohl die Geſchichte ſchon längſt den Nachweis erbracht hat, daß 
unter dieſen Parolen die bürgerliche Geſellſchaft mit ihren Klaſſen⸗ 
gegenſätzen und Klaſſenkämpfen, mit ihrer ſozialen Ungleichheit und 
ihren Kriegen geboren wurde. Weder der ſoziale Urſprung noch die 
traditionelle Ideologie und Phraſeologie des Bolſchewismus können 
deshalb als Garantie dafür dienen, daß unter ihrer Flagge eine 
wirkliche Diktatur des Proletariats und eine ſozialiſtiſche Umge⸗ 
ſtaltung Rußlands durchgeführt wird. 

Nicht oberflächliche Betrachtung, ſondern nur gründliches 
Studium der wirklichen Lage Rußlands und der unter der Hülle 
der bolſchewiſtiſchen Diktatur ſich vollziehenden ſozial⸗ökonomiſchen 
Prozeſſe kann deshalb die Frage klären, welche ſozialen Beziehungen 
fih in Rußland herausbilden, und was das Fazit der bolſchewi⸗ 
ſtiſchen Revolution iſt. 


3. „Wohin gehen wir?“ 

Dieſe Frage wird, wie wir geſehen haben, oft von den ruſſiſchen 
Arbeitern geſtellt. Sie „greift ſie ans Herz“, wie Bucharin erklärt. 
„Wohin gehen wir?“ Dies iſt die Frage nach dem wirklichen Inhalt 
und den Ergebniſſen der Revolution, die mit ſolcher Leichtfertig⸗ 
keit von einigen ausländiſchen Beſuchern entſchieden wird, die aber 
bei allen fortgeſchrittenen Arbeitern Rußlands den Gegenſtand qual⸗ 
vollen Nachdenkens bildet. Die Bolſchewiſten hatten verſprochen, 
den Sozialismus in Rußland einzuführen. Ihre tönenden 
Verſprechungen begeiſterten nicht nur die ausländiſchen Arbeiter. 
Auch viele ruſſiſche Arbeiter glaubten, daß die Epoche der ſozialen 
Befreiung angebrochen fei, und fie leiſteten voll enthuſiaſtiſchen 
Glaubens denen Gefolgſchaft, die ihnen das Ende jeglicher Aus 
beutung, jeglicher Unterdrückung eines Menſchen durch den anderen 
verhießen. Aber die Verhältniſſe erwieſen ſich ſtärker als die beſten 
Absichten. Die Geſchichte der bolſchewiſtiſchen Revolution beſtätigte 
mit unerbittlicher Grauſamkeit die Richtigkeit jenes „Prinzipes 
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N von Marx und Engels“, wonach ein hoher Grad der Entwicklung 
der kapitaliſtiſchen Induſtrie und eine hohe Stufe der organiſatori⸗ 
| ſchen Geſchloſſenheit und des Bewußtſeins des Proletariats erfor- 
| derlich iſt, damit der Sprung aus dem Reiche der kapi⸗ 
taliſtiſchen Notwendigkeit in das Reich der ſozialiſtiſchen Frei⸗ 
Heit möglich werde. In dem ökonomiſch und ſozial rückſtändigen 

Rußland waren jene Bedingungen nicht vorhanden, die notwendig 

| find, damit dieſes Land als Vorkämpfer der ſozialiſtiſchen Umgeſtal⸗ 
| tung der Welt auftreten konnte. Die Induſtrie ſpielte in ſeiner Wirte 
ſchaft, die auf der Läuerlichen Einzelwirtſchaft aufgebaut war, eine 
verhältnismäßig unbedeutende Rolle. Die zahlenmäßige Stärke der 
ſtädtiſchen Bevölkerung, insbeſondere des Proletariats war gering 

im Vergleich mit der Stärke der ländlichen Bevölkerung. Die pro⸗ 
letariſchen Maſſen ſelbſt hatten noch keine lange Schule des organi⸗ 

| fierten wirtſchaftlichen und politischen Kampfes durchgemacht. Auch 
ki der Verſuch, die mangelnden objektiven Vorausſetzungen für einen 
ſozialiſtiſchen Aufbau durch die nackte Gewalt der Parteidiktatur, 

durch den blutigen Terror der Tſcheka zu erſetzen, endete mit einem 

völligen Zuſammenbruch: der ruſſiſche Bauer, der die Arme über 

der Bruſt kreuzte und ſich weigerte, der ſtädtiſchen Bevölkerung Ge⸗ 

treide zu liefern, beſchwor den Bankrott dieſes Verſuches herauf. 

Die Bolſchewiſten konnten die geſamte zariſtiſche Bureaukratie, 

ſämtliche Gutsbeſitzer und frühere Inhaber der Induſtrie⸗ und 
Handelsbetriebe davonjagen; ſie konnten hunderttauſende Ver⸗ 

treter der alten herrſchenden Klaſſen und ihrer Anhänger nieder⸗ 

ſchießen und in den Gefängniſſen verhungern laſſen; ſie konnten 

| die „weiße“ Bewegung, die die Wiederherſtellung des alten 
} Regimes anftrebte, niederſchlagen. Die Bauernſchaft unterſtützte 
ſie im Kampfe gegen den grundbeſitzenden Adel; ſie blickte gleich⸗ 

* gültig auf den Kampf der Bolſchewiſten gegen die alte Bourgeoiſie. 
Als aber die Bolſchewiſten im Namen der unverzüg⸗ 

lichen Verwirklichung des Sozialismus gegen ihre eigenen Intereſſen, 

gegen ihre kleinbürgerliche Wirtſchaft vorgingen, antwortete fie mit 

einem entſchiedenen Nein. Im Kampfe der unorganiſierten zer⸗ 
ſplitterten Bauernmaſſen gegen die zentraliſierte, bis an die 

Zähne bewaffnete Parteidiktatur der Kommuniſten, erwies ſich 

die Bauernſchaft als der ſtärkere Teil. Der Uebergang zur „Neuen 
Wirtſchaftspolitik“ war der erſte entſcheidende Sieg der klein⸗ 

87 486 


bürgerlichen Elemente Rußlands über den kommuniſtiſchen 
Utopismus. Sie ſiegten nicht in offener Schlacht, ſondern einfach 
kraft des wirtſchaftlichen Schwergewichtes, den die kleinbürgerliche 
Bauernwirtſchaft im rückſtändigen Rußland hat. 

Nachdem die Bolſchewiſten die unverzügliche Einführung des 
Sozialismus in Stadt und Land preisgegeben hatten und zur 
neuen Wirtſchaftspolitik übergegangen waren, hofften ſie, den So⸗ 
zialismus auf den „Kommandohöhen“ der Induſtrie aufrichten zu 
können, und dann allmählich auch die Bauernwirtſchaft in den 
ſozialiſtiſchen Aufbau hineinzuziehen. Aber dieſer Plan, der in 
induſtriell entwickelten Ländern durchaus brauchbar erſcheint, zer⸗ 
ſchlug ſich wiederum an der wirtſchaftlichen Rückſtändigkeit Ruß⸗ 
lands, an dem verhältnismäßig geringen Schwergewicht der großen 
Induſtrie in der ruſſiſchen Wirtſchaft und des Proletariats in der 
ruſſiſchen Bevölkerung. Seit der Proklamierung der Neuen Wirt⸗ 
ſchaftspolitik find nicht die bürgerlichen Elemente der Wirtſchaft 
vor den ſozialiſtiſchen zurückgewichen, ſondern dieſe werden im Ge⸗ 
genteil von den bürgerlichen in den Hintergrund gedrängt. Man 
ſah ſich genötigt, „ſich mit dem Geſicht dem Dorfe zuzuwenden“, 
d. h. die beſitzenden, kapitaliſtiſchen Elemente des Dorfes zu fördern 
und die „Komitees der Dorfarmen“ und ähnliche Organiſationen 
entweder zu beſeitigen, oder jeglicher Bedeutung zu berauben. Man 
ſah ſich ferner genötigt, auch die Induſtrie ſelbſt nicht auf ſoziali⸗ 
ſtiſchen Grundlagen, ſondern auf der Grundlage der „geſchäft⸗ 
lichen Kalkulation“ aufzubauen und — um den Anforderungen 
der Bauern nach billigen Induſtrieerzeugniſſen nachzukommen, — 
durch den „Feldzug zur Hebung der Arbeitsergiebigkeit“ einen Druck 
auf die Arbeiterſchaft auszuüben; man ſah ſich genötigt, um die 
Gunſt des Privatkapitals, des ruſſiſchen wie des ausländiſchen, 
zu werben und neue Möglichkeiten für die kapitaliſtiſche Anhäufung 
im Lande zu ſchaffen. Die kommuniſtiſche Parteidiktatur verzerrte, 
hemmte, unterbrach mitunter auf kurze Zeit dieſen Prozeß; ihn 
aufzuhalten war ſie nicht imſtande. Im Kampfe zwiſchen der Dik⸗ 
tatur und der kleinbürgerlichen Bauernſchaft trug dieſe, 
d. h. die kleinbürgerliche Wirtſchaft, die den Warenaus⸗ 
tauſch braucht und dadurch den Boden für die Wiedergeburt der 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft ſchafft, einen Sieg nach dem anderen 
davon. Jetzt, mo die geſamte nationaliſierte Sowjetwirtſchaft in 


eine kritiſche Periode eintritt und vor dem unerbittlichen Problem 
ſteht, große Kapitalien für die Induſtrie heranzuziehen, kann kein 
Zweifel darüber beſtehen, daß die bürgerlichen Elemente der ruſſi⸗ 
ſchen Wirtſchaft unmittelbar vor einem neuen und entſcheidenden 
Siege ſtehen. Es war gerade die Frage der weiteren Richtung der 


ruſſiſchen Wirtſchaftspolitik, die den Gegenſtand der heftigen Aus⸗ 


einanderſetzungen auf dem XIV. Kommuniſtiſchen Kongreß bildete 
und zu einer Spaltung des bolſchewiſtiſchen Generalſtabes führte. 
Den Sieg trug bei dieſer Auseinanderſetzung jene Gruppe davon, 
die für die Fortſetzung der bauernfreundlichen Politik, oder wie 
Molotow das deutlicher erklärte, für die weitere „Entfeſſelung 
der kapitaliſtiſchen Beziehungen im Dorfe wie im ganzen Lande“ 
eintrat. Anders kann es natürlich auch nicht ſein, denn dieſe „Ent⸗ 
Feffelung der kapitaliſtiſchen Beziehungen“ wird von den unerbittli⸗ 
chen wirtſchaftlichen Notwendigkeiten diktiert. 


So werden die Bolſchewiſten auf wirtſchaftlichem Ge 
biete gezwungen, den bürgerlichen, kapitaliſtiſchen Beziehungen eine 
Konzeſſion nach der anderen zu machen. Umſo unbeugſamer ſind 
fie auf politiſchem Gebiet. Der Aufrechterhaltung der völligen 
Unantaſtbarkeit der Parteidiktatur ift die gemeinſame Parole 
aller Strömungen in der kommuniſtiſchen Partei, ſowohl der ſieg⸗ 
reichen Kongreßmehrheit wie der beſiegten Oppoſition. Was wird 
aber durch dieſe Aufrechterhaltung der Parteidiktatur vom Stand⸗ 
punkt der Intereſſen der Arbeiterklaſſe und ihres Kampfes um 
den Sozialismus erreicht? 

Die offizielle Theorie lautet, daß die erwähnte „Entfeſſelung der 
kapitaliſtiſchen Beziehungen“ zugunſten des „ſozialiſtiſchen Auf⸗ 
baues“ ausgenutzt werden könne, ſoweit die diktatoriſche Gewalt 
in den Händen der Kommuniſtiſchen Partei bleibt. Aber dieſe 
Theorie, die gleichfalls auf der utopiſtiſchen Vorſtellung beruht, 
daß man mit Mitteln des ſtaatlichen Zwanges die unerbittliche 
Logik der ökonomiſchen und ſozialen Entwicklung beſiegen könne, hat 
mit der Wirklichkeit nichts gemeinſam. Denn in Wirklichkeit bleiben 
zwar die Formen der Parteidiktatur die gleichen, wie die Pa⸗ 
rolen und Worte dieſelben bleiben. Aber langſam und uner⸗ 
bittlich wandelt ſich ihr ſozialer Inhalt und ihr politi⸗ 
ſcher Sinn. Die kommuniſtiſche Parteidiktatur hat ſich zum 
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Werkzeug des „ſozialiſtiſchen Aufbaues“ erklärt, in Wirklichkeit 
jedoch ſtellt ſich ihr geſamter Apparat mehr und mehr in den Dienſt 
der Wiederherſtellung und Entwicklung der ruſſiſchen Wirtſchaſt 
auf der unter den obwaltenden Verhältniſſen einzig und allein 
möglichen Grundlage der geſchäftlichen, bürgerlichen, kapitaliſtiſchen 
Kalkulation. Parallel damit wandelt ſich natürlich auch die geſamte 
Pſychologie der Funktionäre der Diktatur: mit geſchäftlichem, bür⸗ 
gerlichem, kapitaliſtiſchem Geiſte werden ihre Beamten, ihre Fach⸗ 
leute, die Hüter der polizeilichen Ordnung, die Organe der gericht⸗ 
lichen Repreſſion erfüllt. Bei ihrer Entſtehung erklärte ſich die 
kommuniſtiſche Diktatur als Organ der Werktätigen zur Unter⸗ 
drückung und Vernichtung der beſitzenden Klaſſen; in Wirklichkeit 
jedoch verwandelt ſie ſich mehr und mehr in eine Waffe der Unter⸗ 
drückung der Werktätigen: die Beſitzenden — der wohlhabende 
Bauer, der ruſſiſche Händler, der ausländiſche Kapitaliſt, — ſind 
für die Aufrechterhaltung der Wirtſchaft erforderlich; der beſitz⸗ 
loſe Arbeiter „hemmt“ bloß durch ſeine Lohnforderungen, durch 
ſeinen Anſpruch auf Arbeiterſchutz und ſoziale Geſetzgebung den 
flotten Geſchäftsgang. Die Beſitzenden bereichern ſich — auch das 
iſt für den Sowjetſtaat nützlich, denn dadurch wird eine „Hebung 
der Produktivkräfte“ erzielt; der beſitzloſe Arbeiter jedoch muß ſich 
mit dem tröſtlichen Gedanken zufrieden geben, daß dies alles zu . 
Nutz und Frommen des „ſozialiſtiſchen Aufbaues“ geſchieht und 
vorläufig muß er ſich ſelbſt, nach dem Ausdruck des Volkskommiſſärs 
Rykow, zum „organiſierten Unterkonſum“ verurteilen. Der ſoziale 
Inhalt und der politiſche Sinn der kommuniſtiſchen Diktatur wan⸗ 
deln ſich fortgeſetzt, indem ſie bei jeder neuen Anpaſſung an die 
ſich entfaltenden bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Beziehungen eine Partei⸗ 
kriſe nach der anderen auslöſen. Unverändert bleibt jedoch die Unter⸗ 
drückung jeder politiſchen Freiheit. Mit dieſer Unter⸗ 
drückung können fic) bis auf Weiteres gerade jene Elemente ausſöh⸗ 
nen, die über gewiſſe Beſitztümer verfügen und damit ihren Einfluß 
auf die allgemeine und wirtſchaftliche Politik des Staates begrün⸗ 
den. Für die Arbeiterklaſſe jedoch bedeutet dieſe Unterdrückung die 
Unmöglichkeit, durch freien Zuſammenſchluß ihrer Kräfte ihre 
Intereſſen vor den beſitzenden bürgerlichen Elementen zu verteidigen, 
die ſich in ſozial⸗ökonomiſcher Hinſicht fortgeſetzt verſtärken, und 
die allmählich ſowohl die bürgerliche Geſetzgebung der Diktatur wie 
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ihre adminiſtratiwe Praxis ihrem Einfluſſe unterwerfen. „In Mos⸗ 
kau gibt es eine ungeheure Schicht von Staatsbeamten, eine Maſſe 
neuer und alter Bourgeoiſie. Dies alles drückt auf unſere Partei, 
indem fie in ihr eine gewiſſe öffentliche Meinung ſchafft. Nicht wir 
führen die Beamtenſchaft, ſondern dieſe zuſammen mit der Bour- 
geoifie beſtimmt unſer Bewußtſein“, — fo kennzeichnet dieſe innere 
Wandlung der kommuniſtiſchen Diktatur der alte bolſchewiſtiſche 
Arbeiter Salutzki.“) In alle Poren des Apparates der „kom⸗ 
muniſtiſchen“ Diktatur dringen jetzt bürgerliche Elemente ein: In 
den unteren Regionen werden die Dorfſowjets allmählich von wohl⸗ 
habenden Bauern erobert; in den oberen dringen mehr und mehr 
kapitaliſtiſche Elemente: Kaufleute, Beamte, Fachleute, Offiziere 
uſw. in die offiziellen Konferenzen und Kanzleien, in die Armee und 
Polizei ein, wo ſie als unentbehrliche Elemente betrachtet werden. 
Alle dieſe Leute nehmen gegenüber der Sowjetregierung eine voll⸗ 
kommen „loyale“ Haltung ein. Sie ſind ſogar nicht abgeneigt, die 
Regierung wegen ihrer Feſtigkeit, Sachlichkeit, wegen ihrer Ab⸗ 
neigung gegen die „Humanitätsduſelei“, wegen ihrer Strenge ge⸗ 
genüber den „Faulpelzen“ und „Arbeitsſcheuen“ zu loben. Sie 
wiſſen, daß, wenn die Dinge ſich ſo wie jetzt weiter entwickeln, die 
Stunde nicht mehr fern iſt, wo die Diktatur, nach einer Reihe 
innerer Kriſen, ihre kommuniſtiſche Hülle abwerfen und ſich in jene 
Diktatur verwandeln wird, die ſie brauchen: eine Diktatur, die 
zwar an den „Errungenſchaften der Revolution“, d. h. in erſter 
Linie an dem Uebergang des adeligen Grundbeſitzes an die Bauern 
und der Induſtriebetriebe von den alten Beſitzern zu den neuen, feſt⸗ 
hält, die aber nur die Beſitzenden mit Rechten ausſtattet, die ſie 
den arbeitenden Maſſen verweigert. Dann hat die Stunde des 
ruſſiſchen Bonapartismus geſchlagen. 

Iſt es unter dieſen Umſtänden ein Wunder, wenn die ruſſiſchen 
Arbeiter ſich mit der Frage abquälen: „Wohin gehen wir?“ Iſt 
es da ein Wunder, daß in ihren Köpfen der qualvolle Gedanke auf⸗ 
taucht: „Wozu haben wir die Novemberrevolution gemacht?“ 


*) Salutzki machte dieſe Aeußerung im präch mit einem anderen 
Path en Leonor, der, wie das in iat pte üblich ift, ſich becilte, 
den Wortlaut dieſes Geſpräches dem kommuniſtiſchen Zentralkomitee in 
einem Briefe mitzuteilen, der auf dem letzten kommuniſtiſchen Partei⸗ 
kongreß verleſen wurde. 
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4. Die Aufgaben des ruſſiſchen Proletariats. 


Was ſoll nun die ruſſiſche Arbeiterklaſſe tun, um dieſes bona⸗ 
partiſtiſche Ende der Revolution zu verhindern, das bei der Ver⸗ 
koppelung der neu entſtehenden bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Beziehun⸗ 
gen mit der kommuniſtiſchen Parteidiktatur unvermeidlich ijt? Die 
Antwort der von Sinowjew und Kamenew geführten bolſchewi⸗ 
ſtiſchen „Oppoſition“ beſteht bekanntlich darin, daß man, wenn auch 
nur teilweiſe, zu den Methoden des „Kriegskommunismus“ zu⸗ 
rückkehren müſſe — zu der Unterdrückung der wohlhabenden Bauern 
ſowie der privaten Händler und Induſtriellen. Man kann aber 
ſchon jetzt vorausſagen, daß dieſe Antwort bei irgendwie beträcht⸗ 
lichen Schichten der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe keinen Widerhall fin⸗ 
den wird. Die ruſſiſchen Arbeiter erinnern ſich noch zu gut 
an die Jahre des furchtbaren Hungers, der Kälte, Krankheiten und 
Entbehrungen, die durch die Praxis des „Kriegskommunismus“ 
heraufbeſchworen wurden, als daß fie Luft hätten, zu dieſer Praxis 
der Vergewaltigung des Wirtſchaftslebens mit den Methoden des 
blutigen Terrors zurückzukehren. 


Die ruſſiſche Sozialdemokratie gibt auf die auf⸗ 
gerollten Fragen eine andere Antwort, die mit den von ihr vertre⸗ 
tenen Grundſätzen von Marx und Engels im Einklang ſtehen. Im 
Verlauf von 35 Jahren haben die ruſſiſchen Sozialdemokraten — 
die Menſchewiſten ebenſo wie die Bolſchewiſten — im Kampf gegen 
die Anhänger des utopiſtiſchen Sozialismus (die ſogenannten „Na⸗ 
rodniki“) immer wieder darauf hingewiſen, daß in Rußland die 
Bedingungen für eine ſozialiſtiſche Umgeſtaltung noch nicht reif 
feien; daß die heraufziehende Revolution nur eine bürgerliche fein 
könne, die nach Beſeitigung der halbfeudalen zariſtiſchen junker⸗ 
lichen Gewalt der kapitaliſtiſchen Entwicklung der ruſſiſchen Wirt⸗ 
ſchaft freie Bahn ſchaffen werde, und daß nur die ſoziale Revo⸗ 
lution in den fortgeſchrittenen Ländern Europas die Möglichkeit 
ſchaffen könne, daß auch das rückſtändige Rußland in beſchleunigtem 
Tempo zum Sozialismus gelangen werde. Deshalb ſahen alle 
Sozialdemokraten, die Menſchewiſten ebenſo wie die Bolſchewiſten, 
trotz ihrer verſchiedenartigen taktiſchen Methoden, die Aufgabe der 
Partei darin, die ruſſiſche Arbeiterklaſſe in eine Macht zu verwan⸗ 
deln, die fähig wäre, der heraufziehenden bürgerlichen Revolution 
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einen möglichſt radikalen, möglichſt demokratiſchen Charakter zu 
verleihen, um auf diefe Weiſe dem ruſſiſchen Proletariat die Mög⸗ 
lichkeit zu ſichern, einen weiteren erfolgreichen Kampf um den 
Sozialismus zu führen. 

Nachdem die Bolſchewiſten im Jahre 1917 die Macht ergrif⸗ 
fen hatten, warfen ſie alle dieſe marxiſtiſchen Anſchauungen, die ſie 
bis dahin ſelbſt propagiert hatten, über Bord.“) Die Sozialde⸗ 
mokraten (Menſchewiſten) blieben dieſen Anſchauungen treu. Sie 
waren deshalb Gegner des Umſturzes, den die bolſchewiſtiſche Par⸗ 
tei, geſtützt auf deſertierte Soldaten, unternahm. Als aber der 
Umſturz Tatſache wurde und die Billigung eines Teiles der Ar⸗ 
beiterklaſſe fand, der den Bolſchewiſten Gefolgſchaft leiſtete, lehnte 
die Sozialdemokratiſche Partei es ab, ſich an jenem bewaffneten 
Kampfe zu beteiligen, den ein Teil der Demokratie, geführt von den 
ſogenannten „Sozialrevolutionären“, gegen ſie einleitete. Die 
Sozialdemokratie war der Auffaſſung, daß dieſer Kampf zu nichts 
anderem führen würde, als zu einem bewaffneten Zweikampfe in⸗ 
nerhalb der werktätigen Maſſen ſelbſt; daß dieſer innere Kampf bloß 
die Kräfte beider kämpfenden Teile der Arbeiterklaſſe ſchwächen 
und daß unabhängig davon, unter welcher demokratiſchen Parole 
dieſer Kampf geführt werden würde, die antidemokratiſche Konter⸗ 
revolution, die junkerlich⸗zariſtiſche Reſtauration, der ausländiſche 
Imperialismus, die „lachenden Dritten“ fein würden. Die Pro- 
phezeiungen der Sozialdemokraten wurden durch den Gang der 
Ereigniſſe beſtätigt: der Kampf begann unter der Parole der De⸗ 
mokratie und der Konſtituierenden Verſammlung, und endete unter 
den Fahnen Koltſchaks, Denikins und General Wrangels. 

Die ruſſiſche Sozialdemokratie ging einen anderen Weg. Für 
ſie war der Zuſammenſchluß aller Kräfte der Werktätigen nach wie | 
vor die wichtigſte Bürgſchaft der erfolgreichen Weiterführung der N 
Revolution im Intereſſe der Arbeiterklaſſe. Als deshalb der bol⸗ | 
ſchewiſtiſche Umſturz Tatſache geworden war, und die Kommuni⸗ 
ſtiſche Parteidiktatur mit ihrer Terrorherrſchaft begann, ſchlug die 
Sozialdemokratie als Ausweg aus der entſtandenen Lage ein Kom⸗ 


*) Wir erinnern daran, daß die erſte offizielle ee bol⸗ 
ſchewiſtiſchen Staates „Föderative Sowjetrepublik“ lautete. ft {pater 
Sa Titel in „Sozialiſtiſche Föderative Sowjetrepublik“ umge⸗ 
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promiß vor: eine Vereinbarung aller ſozialiſti⸗ 
ſchen Parteien zur Bildung einer gemeinſamen Regierung 
und zur Durchführung der Wahlen für die Konſtituierende Ver⸗ 
ſammlung. Die einzige Bedingung war: Preisgabe der Methoden 
des Terrors und Anerkennung der Demokratie, d. h. freier Kampf 
der Meinungen und Unterordnung der Minderheit unter der Mehr⸗ 
heit innerhalb des ſozialiſtiſchen Blockes. Nach kurzen Schwankungen 
lehnten die Bolſchewiſten unter dem Einfluß von Lenin und 
Trotzki das Kompromiß ab. Aber dieſe Ablehnung rief die 
ſtärkſte Unzufriedenheit in ihren eigenen Reihen hervor. Die ange⸗ 
ſehenſten Bolſchewiſten — nicht nur die jetzigen „Oppoſitionellen“ 
Sin owjew und Kamenew, ſondern auch der jetzige Bore 
ſitzende des Rates der Volkskommiſſäre Rykow und viele andere 
— legten als Zeichen des Proteſtes ihre Aemter als Volkskommiſ⸗ 
ſäre nieder und traten aus dem bolſchewiſtiſchen Zentralkomitee aus. 
Sie beruhigten ſich freilich bald wieder und kehrten zu ihren Poſten 
zurück, ſie veröffentlichten aber inzwiſchen doch eine Erklärung, in 
der ſie die Auffaſſung vertraten, daß der von Lenin eingeſchlagene 
Weg den Untergang der Revolution ſowie die Verletzung der In⸗ 
tereſſen der Arbeiterklaſſe bedeute und einen immer fürchterlicheren 
Terror unvermeidlich mache. 

Der weitere Gang der Ereigniſſe zeigte leider, wie richtig dieſe 
Prophezeiung der damaligen bolſchewiſtiſchen Oppofition war. Aber 
die in den erſten Tagen nach dem bolſchewiſtiſchen Umſturz einge⸗ 
ſchlagene Linie der ruſſiſchen Sozialdemokratie wurde von ihr bis 
auf den heutigen Tag konſequent durchgeführt: Nicht nur Ableh⸗ 
nung des bewaffneten Kampfes und des gewaltſamen Sturzes der 
bolſchewiſtiſchen Regierung, ſondern auch aktive Unterſtützung die 
ſer Regierung in allen Fällen, wo ſie als Trägerin der gemeinſamen 
Intereſſen der Revolution und der werktätigen Klaſſen auftritt; 
deshalb entſchiedener Kampf gegen die „weiße“ Konterrevolution 
bis zur Mobiliſierung der Parteimitglieder und ihre Eingliederung 
in die Reihen der Roten Armee zu jener Zeit, wo die Truppen Ge⸗ 
neral Denikins ſich Moskau näherten; ferner Kampf gegen alle 
Formen der imperialiſtiſchen Intervention und der Blockade; Kampf 
für die Wiederaufnahme der kommerziellen und diplomatiſchen Be⸗ 
ziehungen der anderen Staaten mit der Sowjetregierung, ſowie 
Kampf für ihre juriſtiſche Anerkennung. Auf der anderen Seite je⸗ 
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doch nach wie vor Propaganda der Verſtändigung in den Reihen 
der Werktätigen und Zuſammenſchluß der Arbeiterklaſſe zu einer 
Macht, die fähig ift, die bolſchewiſtiſche Diktatur zur Anerkennung 
ihrer Forderungen zu zwingen. 

Gegenwärtig hat die Frage, ob in Rußland eine bürgerliche 
oder eine ſozialiſtiſche Wirtſchaft aufgerichtet werden müſſe, eigent⸗ 
lich jeden Sinn verloren. Die objektiven ökonomiſchen und ſozialen 
Beziehungen des rückſtändigen Rußland habe dieſe Frage bereits 
entſchieden. Die Lage wird keineswegs dadurch geändert, daß die 
kommuniſtiſche Tradition die Bolſchewiſten von Zeit zu Zeit veran⸗ 
laßt, die kapitaliſtiſche Wirklichkeit mit einer ſozialiſtiſchen Hülle zu 
umgeben. Das einzige Ergebnis dieſer Maskerade iſt, daß die Köpfe 
der Proletarier verwirrt und Illuſionen in ihren Reihen großge⸗ 
züchtet werden, die ſie von dem richtigen Wege des Kampfes um 
ihre Intereſſen ablenken. 

Die bürgerlich⸗kapitaliſtiſche Entwicklung der ruſſiſchen Wirt⸗ 
ſchaft iſt in der nächſten geſchichtlichen Periode unvermeidlich. Sie 
kann ſich aber unter verſchiedenen Umſtänden vollziehen. Sie kann 
ſich unter Bedingungen abspielen, wo nicht nur die ökonomiſche 
Macht, ſondern auch alle Rechte in den Händen der Beſitzenden ver⸗ 
einigt ſind, während die beſitzloſen Proletarier, durch Rechtloſigkeit 
gefeſſelt, jeder Möglichkeit eines organiſierten Kampfes beraubt 
ſind. Zu dieſem führt, wie wir dargelegt haben, unvermeidlich die 
Aufrechterhaltung der kommuniſtiſchen Parteidiktatur, ſowie ihre 
langſame aber konſequente Umgeſtaltung in der Richtung des Bona⸗ 
partismus. Aber dieſelbe bürgerlich ⸗ kapitaliſtiſche Entwicklung 
könnte ſich auch unter ganz anderen äußeren Umſtänden vollziehen, 
die den Werktätigen alle Mittel des organiſierten Selbſtſchutzes und 
des weiteren Vormarſches im Namen und unter dem Banner des So⸗ 
gialismus in die Hand geben. Dieſer Weg aber verlangt die Verwirk⸗ 
lichung der Demokratie und der politiſchen Freiheit. 
Gewiß, Demokratie und politiſche Freiheit bedeuten an ſich noch 
nicht die Herrſchaft der Arbeiterklaſſe. Die ökonomiſche Macht und 
der Beſitz aller Mittel, der geiſtigen, kulturellen, religiöfen und ſon⸗ 
ſtigen Einwirkungen verwandeln auch die Demokratie in eine 
Herrſchaftsform der beſitzenden Klaſſen. Aber nur auf dem Boden 
der Demokratie und der Ausnutzung der politiſchen Freiheit für die 
Organiſation ſeiner Kräfte kann das Proletariat die Fähigkeit er⸗ 
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langen, von der Staatsmacht Beſitz zu ergreifen, fie ſeinen Intereſ⸗ 
ſen zu unterordnen, die Leitung der geſellſchaftlichen Wirtſchaft in 
jeine Hand zu nehmen. : 

„Als Marxiſten find wir nie Götzendiener der formalen Demo⸗ 
kratie geweſen,“ ſchrieb Trotzki, indem er die Vernichtung aller 
politiſchen Freiheiten in Rußland verteidigte. „Gewiß,“ erwiderte 
ihm darauf treffend Roſa Luxemburg —, wir find nie Götzen⸗ 
diener der formalen Demokratie geweſen. Wir ſind auch nie Götzen⸗ 
diener des Sozialismus oder des Marxismus geweſen. Folgt etwa 
daraus, daß wir auch den Sozialismus, den Marxismus, wenn er 
uns unbequem wird, in die Rumpelkammer werfen dürfen? 
Wir ſind nie Götzendiener der formalen Demokratie geweſen, das 
heißt nur: wir unterſchieden ſtets den ſozialen Kern von der politi⸗ 
ſchen Form der bürgerlichen Demokratie, wir enthüllten ſtets 
den herben Kern der ſozialen Ungleichheit und Unfreiheit unter der 
ſüßen Schale der formalen Gleichheit und Freiheit — nicht um 
dieſe zu verwerfen, ſondern um die Arbeiterklaſſe dazu anzuſtacheln, 
ſich nicht mit der Schale zu begnügen, vielmehr die politiſche Macht 
zu erobern, um ſie mit neuem, ſozialem Inhalt zu füllen. Es iſt die 
hiſtoriſche Aufgabe des Proletariats, wenn es zur Macht gelangt, 
an Stelle der bürgerlichen Demokratie ſozialiſtiſche Demokratie zu 
ſchaffen, nicht jegliche Demokratie abzuſchaffen.“) 

Für die ruſſiſche Arbeiterklaſſe iſt die Frage, ob es ihr gelingen 
würde, Demokratie und Freiheit zu erringen, gleichbedeutend mit 
der Frage, ob ſie aus der Revolution, für die ſie die meiſten Opfer 
gebracht, mit leeren Händen hinausgehen, oder ob es ihr gelingen 
würde, jenes Höchſtmaß von wirtſchaftlichen, ſozialen und kulturel⸗ 
len Errungenſchaften aufrecht zu erhalten, das mit der Höhe der 
wirtſchaftlichen Entwicklung des Landes vereinbarlich iſt. Der 
bonapartiſtiſche Ausgang der Revolution würde bedeuten, daß 
nur die beſitzenden Klaſſen: die Bauernſchaft, insbeſondere die Groß⸗ 
bauernſchaft und die ſich emporreckende neue Bourgeoiſie die Nutz⸗ 
nießer der Revolution ſein werden. Das ruſſiſche Proletariat wird 
dann an Händen und Füßen gefeſſelt ſein und das internationale 
Proletariat wird in Geſtalt des ruſſiſchen Bonapartismus einen 
Stützpunkt der Weltreaktion und eine aggreſſive imperialiſtiſche 


„) A. a. O., Seite 115 — 116. 
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Macht vor fic) haben, die eine ſtändige Quelle der Kriegsgefahr bil⸗ 
den wird. Ein demokratiſcher Ausgang der ruſſiſchen Revo⸗ 
lution wird allerdings Rußland nicht in ein Land des Sozialismus 
verwandeln. Er wird aber dem ruſſiſchen Proletariat Mittel zur 
Verteidigung ſeiner Intereſſen in die Hand geben und jene Errun⸗ 
genschaften auf dem Gebiete des Arbeiterſchutzes, der ſozialen Ver⸗ 
ſicherung uſw. aufrecht erhalten, die, wie wir geſehen haben, allzu 
häufig bloß auf dem Papier ſtehen. Vom Standpunkt des interna⸗ 
tionalen Proletariats wird dieſer demokratiſche Ausgang eine Bürg⸗ 
ſchaft des Friedens bilden und vom Standpunkt des Endſieges des 
Weltſozialismus wird er inſofern von Bedeutung ſein, als die Erhal⸗ 
tung des ſtaatlichen Charakters jener Wirtſchaftsbetriebe, die der 
Staat unter demokratiſcher Kontrolle rationell verwalten kann, die 
beſchleunigte Hineinziehung Rußlands in jene ſoziale Umwälzung 
erleichtern wird, die in den induſtriell entwickelten Ländern der Welt 
auf der Tagesordnung ſteht. 

Dies iſt der Grund, weshalb die Organiſation der ruſ⸗ 
ſiſchen Arbeiterklaſſe zum Kampf um Demo⸗ 
kratie und Freiheit im ureigenſten Intereſſe des Proleta⸗ 
riats ſelbſt liegt, und die Hauptaufgabe der ruſſiſchen Sozialde⸗ 
mokratie bildet. Die Mittel dieſes Kampfes werden durch die ge⸗ 
ſamten ökonomiſchen und ſozialen Beziehungen diktiert, die ſich im 
nachrevolutionären Rußland herausgebildet haben. Die Sozialdemo⸗ 
kratie lehnt nach wie vor mit aller Entſchiedenheit die Methoden des 
gewaltſamen Sturzes der bolſchewiſtiſchen Regierung und jegliche 
imperialiſtiſche Intervention ab.“) Sie tritt für die allmäh⸗ 
liche Demokratiſierung des Sowjetregimes ein, und des⸗ 
halb iſt ihre erſte Forderung die Verwirklichung der 
Sowjetverfaſſung und die Gewährung der durch dieſe 
Verfaſſung — allerdings nur auf dem Papier — garantierten 
Rechte an die Arbeiterklaſſe. Die Sozialdemokratie iſt überzeugt, 
daß im freien Kampf der Meinungen im Rahmen der freien Sow⸗ 
jets die Werktätigen ſelbſt zu der Ueberzeugung gelangen werden, 
daß in Rußland wie in allen anderen Ländern die vorteilhafteſte 
Form der ſtaatlichen Ordnung für die Werktätigen die demokra⸗ 
tiſche Republit iſt. 

*) Siehe darüber auch meinen Artikel: tsky über den ru n 
Boll im Biene: „Kampf“, 1925, ri sami 
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Dieſer Entwicklungsgang fest tn Sowjetrußland eine Bere 
ſtändigung der beiden werktätigen Klaſſen, des Proletariats 
und der Bauernſchaft voraus. Eine ſolche Verſtändigung iſt 
in Rußland geſchichtlich noch möglich, ſoweit in den Köpfen der 
Bauern noch der Gedanke an den gemeinſamen revolutionären 
Kampf der Bauern und der Arbeiter lebendig iſt, die zugunſten 
der Bauernſchaft das Herrenland enteigneten. Nur dann wird die 
ruſſiſche Bauernſchaft an Stelle eines Bündniſſes mit dem Prole⸗ 


tariat ein Bündnis mit der bonapartiſtiſchen Bourgeoiſie vorziehen, 


wenn die Aufrechterhaltung der kommuniſtiſchen Diktatur, die im 
Namen des Proletariats herrſcht, in ihren Reihen jene ſtändigen 
Befürchtungen wachhalten wird, daß es der Bauernſchaft nicht 
möglich ſein würde, das Grundeigentum zu nutzen, das die Revolu⸗ 
tion ihr gegeben habe. Deshalb iſt eine wirkliche Verſtändigung des 
Proletariats mit der Bauernſchaft nur auf dem Boden der Demo⸗ 
kratie möglich, die die Bauern zu gleichberechtigten Teilnehmern an 
der Verwaltung des Staates und an der Feſtlegung ſeiner Politik 
macht. Bonapartismus oder Demokratie — wer der 
Bauernſchaft die Möglichkeit geben wird, ungehindert ihren neuen 
Grundbeſitz zu nutzen, der wird fie auch auf ſeiner Seite haben.“) 
Aber damit das Proletariat, deſſen Macht weniger in ſeiner Zahl 
als in ſeiner Geſchloſſenheit und in ſeinem politiſchen Bewußtſein 
beſteht, in dieſem Bündnis mit der Bauernſchaft die ihm gebührende 
Rolle ſpielen ſoll, iſt vor allem die Wiederherſtellung der Ein⸗ 
heit des ruſſiſchen Proletariats ſelbſt notwendig 
und als erſter Schritt hierzu ein Kompromiß, eine Verſtändi⸗ 
gung aller ſeiner Teile, die ſich jetzt gegenſeitig be⸗ 
kämpfen. Von dem Gedanken einer ſolchen Verſtändigung iſt das 
geſamte Aktionsprogramm der ruſſiſchen Sozialdemokratie 
erfüllt.“) Gewiß, die Ausſichten einer ſolchen Verſtändigung find 
ſehr gering und verringern ſich von Tag zu Tag: Sie wird vom 


*) In ſeinem „XVIII. Brumaire“ weiſt Marx darauf hin, daß auch 
in Frankreich der Sieg des Bonapartismus nach der Revolution von 1848 
eine Reaktion der Bauern, die alle Koſten der Revolution tragen mußten, 
gegen die anderen Klaſſen der Bevölkerung, eine Reaktion des Dorfes 
gegen die Stadt geweſen iſt. 

**) Der Wortlaut dieſes Aktionsprogrammes iſt im Verlag des Wiener 
„Kampf“ erſchienen. 
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Terror der kommuniſtiſchen Diktatur getötet, die ſich gegen alle 
ſozialiſtiſchen Parteien wie gegen jeden Verſuch einer freien Organi⸗ 
ſation und freien Meinungsäußerung der Arbeiterklaſſe ſelbſt richtet. 
Aber wenn eine ſolche Verſtändigung nicht zuſtande kommt und der 
Bonapartismus, dem ſich Rußland immer mehr nähert, wirklich 
den Sieg davontragt, fo wird die Schuld an dieſem hiſtoriſchen 
Verbrechen vor dem ruſſiſchen und dem internationalen Prole⸗ 
tariat voll und ganz den kommuniſtiſchen Diktatoren 
zufallen. 


5. Es lebe die Sozialdemokratie! 


Der bolſchewiſtiſche Verſuch des „Auſbaues des Sozialismus“ 
hat mit einem entſchiedenen Mißerfolg geendet. Folgt etwa daraus, 
daß dem Sozialismus ein empfindlicher Schlag verſetzt, daß ſeine 
Undurchführbarkeit nachgewieſen ſei, daß das Proletariat die Hoff⸗ 
nung auf Befreiung von der kapitaliſtiſchen Sklaverei aufgeben 
müſſe? Nein, nicht dem Sozialismus iſt ein Schlag verſetzt, wie die 
Soldſchreiber der Bourgeoiſie triumphierend verkünden! Erſchüt⸗ 
tert ſind lediglich die ſozialen Utopien und Illuſionen, die 
von den Begründern des proletariſchen Sozialismus ebenſo als 
„Opium“ für das Bewußtſein der Arbeiterklaſſe betrachtet wurden, 
wie die religtöfen Illuſionen, und bei deren Bekämpfung fie ihre 
Lehre geſchaffen haben. 

Die „Prinzipien von Marx und Engels“ werden durch den 
Mißerfolg des „ſozialiſtiſchen Experiments“ in Rußland nicht 
widerlegt, ſondern in vollem Umfange beſtätigt. Denn einer der 
wichtigſten Grundſätze der Lehrmeiſter des wiſſenſchaftlichen Sozia⸗ 
lismus beſteht darin, daß die ſozialiſtiſche Geſellſchaft nicht aus den 
Ideen einiger erleuchteten Geiſter oder flammender Enthuſiaſten 
geboren wird, ſondern aus den materiellen, geiſtigen, kulturellen und 


ſozialen Faktoren, die durch die Entwicklung der kapitaliſtiſchen Ge⸗ 


ſellſchaft gezeitigt werden. Es iſt eine ungeheure Entwicklung der 
durch den Kapitalismus hervorgebrachten Produktivkräfte ſowie 
ein verſchärfter Gegenſatz der breiteſten Kreiſe des Volkes zu den 
Magnaten des Kapitals, es iſt vor allem ein mächtiges Uaſſenbewuß⸗ 
tes, organiſiertes Proletariat erforderlich, das eine lange Schule 
des Klaſſenkampfes durchgemacht hat, damit die ſoziale Revo 
lution des Proletariats möglich werde; damit die Ar⸗ 
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beiterklaſſe ſich fähig erweiſe, von der gefamten Staats 
maſchinerie Beſitz zu ergreifen, um ſie für die ſozialiſtiſche Umge⸗ 
ſtaltung der Wirtſchaft auszunutzen; damit in dieſer Wirtſchaft 
ſelbſt die Vorausſetzungen für ihre Vergeſellſchaftung geſchaffen 
werden; damit die „Expropriation der Expropriateure“ ſich nicht 
als vorübergehende Epiſode der Revolution, ſondern als ihre feſte 
Errungenſchaft erweiſe. Unter den ruſſiſchen Marxiſten (auch Le 
nin mit inbegriffen) gab es bis 1917 keinen einzigen, der daran ge⸗ 
zweifelt hätte, daß das Licht des Sozialismus nicht aus dem rück⸗ 
ſtändigen ruſſiſchen Oſten, ſondern aus dem fortgeſchrittenen euro⸗ 
päiſchen Weſten kommen werde, und der nicht eingeſehen hätte, daß 
das junge und zahlenmäßig ſchwache ruſſiſche Proletariat nicht der 
Führer und Lohrer des kampfgeſtählten Proletariats der fortge⸗ 
ſchrittenen Länder, ſondern ſein Schüler ſein werde. 

Der Marxismus hat gegenüber dem Leninis⸗ 
mus Recht behalten. Trotz der verzweifelten Energie der 
Bolſchewiſten iſt es ihnen nicht gelungen, in dem rückſtändigen 
Rußland ein ſoziales Wunder zu ſchaffen; es iſt ihnen nicht ge⸗ 
lungen, auf der Grundlage kleiner induſtrieller Inſeln, die im un⸗ 
überſehbaren Meere der halbnaturalen, bäuerlichen Wirtſchaft wer- 
ſchwinden, den Sozialismus aufzubauen. Wie vor der bolſchewi⸗ 
ſtiſchen Revolution, ſo fällt auch jetzt den Proletariern der fortge⸗ 
ſchrittenen Induſtrieländer die ehrenvolle Aufgabe zu, die Vor⸗ 
kämpfer der ſozialiſtiſchen Befreiung zu ſein. Die ſozialiſtiſche Re⸗ 
volution in Europa kann den Prozeß der ſozialiſtiſchen Umgeſtaltung 
Rußlands erleichtern und beſchleunigen, — nicht umgekehrt. 

Aus demſelben Grunde brauchen ſich die klaſſenbewußten Arbeiter 
Europas bei den Bolſchewiſten nicht die Methode des antidemo⸗ 
kratiſchen und terroriſtiſchen Kampfes anzueignen. Dieſe Metho⸗ 
den haben ſich offenkundig auch in Rußland nicht gerechtfertigt; fie 
haben die Wiedergeburt der bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Wirtſchaft 
nicht verhindert, ſondern für dieſe Wiedergeburt Bedingungen ge⸗ 
ſchaffen, die am drückendſten für die arbeitenden Maſſen ſind; ſie 
haben die Poſitionen der Arbeiterklaſſe nicht befeſtigt, ſondern fie im 
Gegenteil geſchwächt, desorganiſiert und demoraliſiert. Mehr noch. 
Dieſe Methoden des Terrors und der Unterdrückung jeglicher Frei⸗ 
heit waren nichts anderes als ein verzweifeltes und nutzloſes Mit⸗ 
tel des ſozialen Utopismus in ſeinem hoffnungsloſen Kampfe gegen 
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die wirtſchaftliche und ſoziale Rückſtändigkeit des Landes, gegen die 
Unreife ſeiner geſellſchaftlichen Verhältniſſe für die ſozialiſtiſche Um⸗ 
geſtaltung. 


In den Ländern, in denen die herangereifte kapitaliſtiſche Ge⸗ 
ſellſchaft ſchon mit der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft ſchwanger geht, 
ſind dieſe Methoden des Terrors und der Unterdrückung 
der Freiheit nicht nur überflüſſig, ſondern direkt verderb⸗ 
lich für die Sache der Arbeiterklaſſe. Denn ſie 
tragen unvermeidlich eine tiefe Spaltung in ihre Reihen hinein; ſie 
töten den freien, ſchöpferiſchen Gedanken; ſie lähmen die kollektive 
Selbſttätigkeit, fie ſcheuchen nicht nur andere werktätige Schichten 
(Intellektuelle, Bauern uſw.), ohne deren Mitwirkung oder freund⸗ 
ſchaftliche Neutralität ein dauernder Sieg des Proletariats nie denk⸗ 
bar iſt, von der proletariſchen Avantgarde fort und ſtoßen ſie in die 
Arme der Reaktion oder der Untätigkeit, — ſie trennen auch dieſe 
Avantgarde ſelbſt durch einen tiefen Abgrund von den breiten 
Maſſen der Arbeiterſchaft. Sie beſchleunigen auf dieſe Weiſe nicht 
den Triumph des Sozialismus, ſondern ſchieben die Stunde ſeines 
endgültigen Sieges hinaus. 


Deshalb muß das europäiſche Proletariat, in vollem Einklang 
mit den Grundſätzen von Marx und Engels, aus der ruſſiſchen 
Erfahrung die Ueberzeugung ſchöpfen, daß es mit aller Kraft an 
der Demokratie und politiſchen Freiheit feſthalten 
muß, als der notwendigen Mittel der Vereinigung und Durch⸗ 
bildung der Arbeiterklaſſe, als der notwendigen Vorausſetzungen 
ihres Endſieges. Wenn etwas keinem Zweifel unterliege, ſchrieb 
Engels in ſeiner Kritik des Erfurter Programms von 1891, ſo 
ſei es dies, daß unſere Partei, die Arbeiterklaſſe, nur unter einer 
ſolchen politiſchen Form, wie die demokratiſche Republik 
zur Herrſchaft gelangen könnte. — Niemand ſchädigt die Sache 
des internationalen Proletariats in ſo ſtarkem Maße, wie jene 
Leute, die die begreiflichen Sympathien der Arbeiterſchaft für die 
ruſſiſche Revolution und ihre Bereitwilligkeit, fie vor allen An⸗ 
griffen der Reaktion und des Imperialismus zu verteidigen, dazu 
ausnutzen, um auf Schleichwegen den bolſchewiſtiſchen Utopismus 
und die bolſchewiſtiſchen Illuſionen in das Bewußtſein des Prole⸗ 
tariats einzuſchmuggeln und es zu weranlaffen, jene Formen der 

9 129 


politiſchen Demokratie zu zerſchlagen, unter denen allein es 5 
Herrſchaft gelangen kann. 


Dieſe Formen müſſen nicht zerſchlagen, ſondern voll und ganz 
für die Verſtärkung der proletariſchen Poſition, für die Eroberung 
der Staatsgewalt, für die Aufrichtung einer wirklichen Klaſſen⸗ 
diktatur ausgenutzt werden, die, um noch einmal mit Roſa 
Luxemburg zu ſprechen, nicht in der Abſchaffang der De 
mokratie beſtehen muß, ſondern in der proletariſchen Art ihrer Ver⸗ 
wendung. Dies iſt die Aufgabe, die ſich die Arbeiter ſtellen 
müſſen, die den „Prinzipien von Marx und Engels“ treu geblie⸗ 
ben ſind. 

Wer feſt zu dieſen Grundſätzen ſteht, der wird durch das bol⸗ 
ſchewiſtiſche Experiment nicht über den Sozialismus enttäuſcht, ſon⸗ 
dern vielmehr in der Ueberzeugung geſtärkt werden, daß der So⸗ 
zialismus unvermeidlich dort zur Verwirklichung gelangen wird, 
wo die vorhergehende wirtſchaftliche, ſoziale und kulturelle Ent⸗ 
wicklung die notwendigen Vorausſetzungen geſchaffen hat, und daß 
die ganze Hoffnung des Sozialismus nicht auf der Energie und dem 
Enthuſiasmus einer revolutionären Minderheit beruht, ſondern auf 
dem gemeinſamen Kampf der Arbeiter maſſen, die ſich immer 
ſtärker zuſammenſchließen und zu einem klareren, revolutionären 
Bewußtſein gelangen. 

Das gewiſſenhafte Studium der bolſchewiſtiſchen Revolution und 
des heutigen Rußland muß jedem klaſſenbewußten Proletarier die 
Ueberzeugung beibringen, daß, wie ſchwer auch der Weg über 
die Demokratie zum Sozialismus, der ihnen von ihren 
großen Lehrmeiſtern gewieſen wurde, ſein mag, es einen anderen 
Weg nicht gibt, der zum ſicheren Siege führt. Deshalb ſei unſere 
Parole: Es lebe jene Partei, die das Proletariat ſtets und immer⸗ 
dar auf dieſem Wege geführt hat! 

Es lebe die Sozialdemokratie! 
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